
1 

 

 

 



2 

 

Willi Hörner       

Die Fundamente wackeln 

Inhalt          

Teil I 

Das Parteiensystem ist im Wandel   -  Europaweite Protestbewegungen -   Die Armut breitet sich aus  -     
Die Volksparteien stürzen bei Wahlen ab  -  63 % der Zuwanderer beziehen Harz-IV-Leistungen  -    
Versagen der katholischen Kirche   -   Bild:  Söder mit dem Kreuz  - Bild:  Die klassische Raute   -    
Vertuschung der Missbrauchsfälle    -   Der Journalismus deckt auf  -  Bild:  Luther  würde sagen   -    
Bild:  Täter im Talar   -   Schaukelpolitik im Abgasskandal   -   Obdachlose auf der Straße   - Finanzeliten  -    
VW-Vorstände    -   Menschen und Affen    -    Unkontrollierte Zuwanderung    -    Überfüllte Gefängnisse   -     
Bild:  Machtkämpfe  -   Terroristen   -   Teures Gesundheitssystem   -    Geldwäsche  -    
Keine Transparenz der Bilanzen   -    Bild:  Beutegeier   -   Tausende Jugendliche wurden missbraucht  -     
Die Nacht der Grapscher und Handyräuber   -    Erdogan und die EU    -    Die Satire von Böhmermann  -    
Völkermord in Armenien  -   Einfluss der Agrochemie-Konzerne  -   Glyophosat  -   Tierwohl    -     
Nebeneinkünfte der Abgeordneten  -  TTIP-Abkommen -   Bild:  Trump  -   Bild:  Die Wahrheit   -    
Freihandelsabkommen CETA   - Glyphosat    -    Profiteure schöpfen den Rahm ab   -    Bild:  11.09.2001   -      
Bild: Haie   -   Die Riesterrente    -   Bild: Draghi    -    Die Gesundheitsversorgung   -    Pflegenotstand     -       
Kohl`s Ehrenwort   -   Externe Beratungen  -   Eigenleben des BND  -   Cum-Ex- Finanzierungsgeschäfte   -   
Bild:  Journalisten-Morde  -    Jagd auf Journalisten   -    Steuerverschwendungen    -    Firma Toll Collect    -    
Umsatzsteuer-Schwindel   -    Europäische Union  -   Die EU ist gespalten  -   Verfassungsschutzämter -  
NSU-Morde   -   Die Atom-Industrie                                                                                

Teil II  

Bild:  Apostel  -   Die Moral der Todsünden  -   Bild:  Gemeinsame Vorfahren   -  Mörderische Kreuzzüge  -     
Bild:  Raubtier  -    Kriege auf Erden  -   Weltweite Sklaverei    -    Naturkatastrophen    -    
Verbrecherische Organisationen  -  Bild:  Der Teufel    -   Wir stammen alle von Primaten ab -   
Privileg der Mächtigen -   Verbrechen der katholischen Inquisition  -  Die Naturgesetze    -   Unfehlbarkeit  -    
Bild:  Beutejäger   -   Missbrauch in der katholischen Kirche  -   Bild:  Täter im Bistum München & Freising    -   
Kardinal Pell wird verhaftet -  Bild:  Hexenverfolgung  -   Die Inquisition   -   Bild: Verbrennung einer Hexe  -    
Giordano Bruno und Jan Hus  -   Bild von Greco  -    Bild: Ein Kardinalsfehler   -   Hexenverfolgung in Eichstätt   -    
Abbildung einer Folterkammer    -    Ich spielte als Kind auf dem Leidensweg der Hexen   -     
Mahnmal des Künstlers Wolfram P. Kastner  -   Kirche und Politik    -    Kurienkardinal Müller  -   
Bild:  Bischof Tebartz-van-Elst   -    Menschen ertrinken im Mittelmeer  - Konkordat   -    



3 

 

Finanzierung der Grundrenten   -   Bild: Seifenblasen    -   Das Verhalten der Menschen    -     
Politische und kirchliche Suggestionen  -    Schlusswort                                                 

 

 

 

 

Einleitung 

Den etablierten Parteien und den Kirchen laufen die Mitglieder in Scharen davon.   
Wahlniederlagen sind die Folge, andere Parteien erleben einen Zulauf. 

Statt über Erneuerung zu reden, müsste Grundlegendes geändert werden. 

Die Medien benennen die vorhandenen Probleme, sie zu lösen ist Aufgabe der Politik. 
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Teil I 

Wir erleben zur Zeit einen Umbruch im Parteiensystem. Die Zahl der Nichtwähler steigt, der soziale 
Zusammenhalt schwindet, viele sind armutsgefährdet und erleben Kürzungen im Sozialsystem, in den 
Städten herrscht die Wohnungsnot. Die Schere zwischen Arm und Reich geht in Deutschland immer 
weiter auseinander.   

Spricht man von Armut und sozialer Ungleichheit, antworten führende Politiker uns gehe es doch so 
gut wie nie zuvor und man solle gefälligst mit der verzerrten Darstellung der Armut aufhören. 

Dabei ist die Umverteilung von Arm nach Reich ist in vollem Gang. Tatsache ist auch, dass die Städte 
und Gemeinden mit den Flüchtlingen großen Belastungen ausgesetzt worden sind. 

Erwähnt man die Kriminalität von Ausländern, wird man schnell in die ausländerfeindliche und 
rechtspopulistische Ecke gestellt. 

Der Eindruck ist entstanden man dürfe über bestimmte Dinge überhaupt nich mehr reden. 

In Nordrhein-Westfalen gab es innerhalb von 3 Jahren über 14 000 Straftaten von arabischen 
Familien-Clans. 

Im Mai 2019 erfolgte in Nordrhein-Westfalen eine Großrazzia gegen irakische-syrische Banden mit 
Migrationshintergrund. 

Schwarzafrikaner handeln in Städten mit Drogen und belästigen Frauen sexuell. Osteuropäische 
Banden haben sich auf Einbrüche und Diebstähle spezialisiert. 

Die ausländischen Übergriffe nehmen zu. Die Untersuchungsgefängnisse sind mit Ausländern 
überfüllt. Nigerianer haben in einem Ankerzentrum Polizeikräfte angegriffen. 

Die Angst vor terroristischen Killerkommandos wächst. 

Was die im Osten Deutschlands lebenden Menschen betrifft werden von manchen Medien Vorurteile 
geschürt. Dabei ist im Osten der versprochene Wohlstand ausgeblieben. Der Osten Deutschlands 
fühlt sich abgehängt. Bestimmte Orte werden sogar von Betrieben verlassen. Viele Straßen sind 
marode, Busse fahren nicht und manche Jugendliche verlassen ihre Heimat. Viele Menschen sind 
deshalb frustriert und werden zu Protestwählern. Bei aller Unterschiedlichkeit der Dialekte sind wir 
doch ein einheitliches Volk. 

Die Jugend ist mit der Klimapolitik der etablierten Parteien nicht mehr einverstanden und beginnt 
zu demonstrieren und sich überparteilich zu organisieren. 

Die Altersarmut, unsichere Arbeitsplätze, unbezahlbare Wohnungen, niedrige Renten, der 
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Abgasskandal, die Flüchtlingskrise, der Terrorismus und Steuerverschwendungen haben Vertrauen 
zerstört. 

Der Bundespräsident warnt eindringlich vor Angriffen auf unseren Rechtsstaat. 

Wenn nichts geschieht, werden die Klimaziele nicht erreicht. Ende März 2019 sind 25 000 Menschen 
mit der schwedischen Klimaaktivistin Greta Thunberg zum Brandenburger Tor marschiert. 
Braunkohlegegner besetzten im Rheinland den Braunkohle-Tagbau. 

 

Die Wohnungsnot ist zu einem Armutsrisiko geworden. Die Kaufpreise explodieren.  38 % der 
Haushalte älterer Mieter werden mit hohen Wohnkosten belastet. 

Spekulanten kaufen Häuserkomplexe auf, ekeln langjährige Mieter aus ihren Wohnungen und 
kassieren von den Nachmietern hohe Mieten. 

Kaltherzige Miethaie operieren gewinnorientiert mit fragwürdigen Methoden. 

 

In Österreich ist die rechtskonservative Regierungskoalition von ÖVP und FPÖ zerbrochen. 

Eine Videoaufnahme auf Ibiza zeigt den Exvizekanzler Heinz Christian Strache (FPÖ) mit einer 
vermeintlich reichen Russin und einem männlichen Begleiter. 

Der FPÖ-Chef stellte Gegenleistungen in Aussicht bei Unterstützung anlässlich der Nationalratswahl. 
Es ging dabei um Staatsaufträge, die zugeschanzt werden sollten und um die Kontrolle des 
Journalismus. 

Der österreichische Bundespräsident sprach von Verwahrlosung politischer Sitten. 

Europaweit kommt es zu Protestbewegungen. Durch ganz Europa geht ein Riss. Bis heute 
ist der Schutz der Außengrenzen lückenhaft. 

In Frankreich sorgen die "Gelbwesten" mit anhaltenden Krawallen für Massenproteste gegen die 
Sparpläne der Regierung Macron. Steuersenkungen und höhere Renten wurden versprochen. Macron 
sichert allen eine Mindestrente von 1000.- Euro monatlich zu, die in die Rentenversicherung 
eingezahlt haben. 

Italien macht Schulden und hält sich nicht an die Vorgaben der EU. Die aus Seenot geretteten 
Flüchtlinge werden nicht aufgenommen. Die Kapitänin Carola Rackete wurde kriminalisiert. 

In Prag demonstrierten 250 000 Menschen gegen den Regierungschef Andrej Babis, der seit Jahren zu 
Unrecht EU-Hilfen erhalten haben soll. 

In Budapest demonstrierten Tausende gegen ein "Sklavengesetz". 

In Rumänien protestieren Bürger öffentlich gegen die Regierung. Der Justizapparat ist umgebaut 
worden. Empfänger von Schmiergeldern bleiben straffrei. 

Die Engländer haben für den Brexit gestimmt. Boris Johnson will als Nachfolger von May notfalls 
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sogar den harten Brexit. 

 

 

 

 

Die Wirtschaft wächst in Deutschland jährlich und verschafft dem Bund hohe Steuereinnahmen. Trotz 
sprudelnder Einnahmen breitet sich die Armut aus. 

Schon jeder Zehnte in Deutschland soll von Armut betroffen sein und Hartz-IV-Leistungen beziehen. 
Jeder Vierte bemüht sich um einen Nebenjob. 

Viele Kinder sind arm und auf Hartz-IV angewiesen. Jugendlichen droht nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes die  Jugendarmut. 

Ein Drittel der Alleinerziehenden soll bereits von Armut bedroht sein. Dabei leisten sie mit der 
Erziehung ihrer Kinder einen bedeutenden Beitrag für die Gesellschaft. 

Immer mehr schwangere Frauen befinden sich in einer Notlage und sind auf die Nothilfe der 
Bundesstiftung Mutter und Kind angewiesen. 

Nach einer Meldung des Sozialverbandes wird die Altersarmut in zehn Jahren voll durchschlagen. 

Betroffen sind besonders Frauen und Geringverdiener. 

Im Mindestlohnbereich finden unzureichende Kontrollen statt. 

Viele arbeiten in Teilzeit- und Minijobs und im Niedriglohnsektor, sie werden später alle einmal 
Renten erhalten, die zum Leben nicht reichen. 

Betroffen sind besonders Geringverdiener, Erzieher, Verkäufer, Krankenpfleger, Altenpfleger, 
Paketzusteller, Spüler, Reinigungskräfte und Zeitungszusteller. 

Kein Wunder, wenn wegen der schlechten Bezahlung bundesweit 100 000 Erzieher, Altenpfleger und 
Krankenpfleger fehlen. 

Im Osten der Bundesrepublik gibt es die meisten "Niedriglöhner". 

25 % der Arbeitnehmer verdienen viel zu wenig. 

Arme sind gezwungen nach Essbarem in Mülltonnen zu suchen und Flaschen aus Abfalleimern zu 
sammeln. Nach Ablauf des Haltbarkeitsdatums werden Lebensmittel tonnenweise weggeschmissen, 
die eigentlich noch essbar wären. Das Containern ist strafbar. Obdachlose hausen unter Brücken. 

Alte Menschen mit niedrigen Renten bemühen sich um Jobs, um einigermaßen über die Runden zu 
kommen. 
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Wie es aussieht, lässt der Staat die in Armut lebenden Menschen im Stich. Es fehlt am politischen 
Willen die Armut wirklich wirksam zu bekämpfen. Viele geraten unverschuldet in die Langzeit-
Arbeitslosigkeit. Die Armen sehen sich einem bürokratischen Dschungel gegenüber und wünschen 
sich eine zentrale Anlaufstelle, die ihnen bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche zur Seite steht. 

Unser Ausbildungssystem ist schwach, die Leseschwäche nimmt zu. Wir sind weit von einem System 
der Chancengerechtigkeit entfernt. 

Die Energiewende kommt viel zu langsam voran. Für den Klimaschutz wird zu wenig getan. Das 
Internet hinkt hinterher. 

Ein zwanzigjähriger Hacker hat mit seinem tausendfachen Datenklau den Politikern gezeigt, dass der 
Zugriff auf Daten ohne weiteres möglich ist. 

Allein in München kommen 250 000 alte Menschen nicht über die Runden und leben an der Grenze 
der Altersarmut. 

Die Volksparteien sind bei Wahlen abgestürzt. 

Den GroKo-Parteien laufen die Wähler davon. Die Verlierer sprechen von Erneuerung und Abkehr von 
dem "weiter so!" 

Im Herbst 2015 haben Hunderttausende Flüchtlinge unkontrolliert die Grenze am Grenzübergang 
Walserberg zwischen Österreich und Deutschland passiert. 

In Chemnitz meinte Frau Merkel, was wäre sie für eine Kanzlerin, wenn sie angesichts der damaligen 
Verhältnisse nicht gesagt hätte: "Wir schaffen das". 

Ich frage mich, warum hat Frau Merkel das Parlament außer Acht gelassen und sich nicht frühzeitig 
mit der EU abgestimmt. Dann wäre frühzeitig erkannt worden, dass die Verteilung der Flüchtlinge 
innerhalb Europas am Widerstand vieler Länder scheitern würde. Die politische Entscheidung der 
Kanzlerin hat jedenfalls einen Teil der Deutschen stark überfordert. 

Die Ungarn, Polen, Tschechen und Slowaken mussten von der EU wiederholt zur Aufnahme von 
Flüchtlingen gezwungen werden. 

Wie sich gezeigt hat, sind durch die unkontrollierte Zuwanderung auch Kriminelle in unser Land 
gekommen, die vergewaltigt und getötet haben. Die Kapitalverbrechen nehmen zu. Die gewünschte 
Abschiebung abgelehnter Asylanten klappt nicht. Die schleppenden Abschiebepraxis erzeugt 
Protestwähler. 

Sorgen bereiten auch die Terroranschläge der ilsamistischen Terroristen. 
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Zu dem geschlossenen UN-Migrationspakt hat die Politik lange geschwiegen als ob sie etwas 
verbergen wollte. 

Ich bin froh, dass es den freien Journalismus gibt, der uns zuverlässig informiert. 

Der Pakt wurde zwar für unverbindlich erklärt, beinhaltet aber konkrete Ziele, die erreicht werden 
sollen. 

Ich kann mir gut vorstellen, dass dieser Pakt eines Tages deutsches Recht wird. 

Vorstellbar ist auch, dass Vorgaben nach und nach in das EU-Recht einfließen und für die 
Mitgliedsstaaten über die Hintertür bindendes Recht werden. 

Eine bindende Wirkung wird jedenfalls von Juristen nicht vollkommen ausgeschlossen, der Pakt 
könnte später sogar gerichtlichen Entscheidungen dienen. 

Die Möglichkeit besteht jedenfalls, dass der souveräne Pakt eines Tages unterlaufen wird und 
Wanderbewegungen zur Folge hat. 

Viele Staaten hatten ihre Gründe den Pakt nicht zu unterschreiben. 

Europawahlen am 26.05.2019 

Das Europaparlament haben gut 400 Millionen Bürger in 28 Staaten gewählt. Spitzenkanditaten 
bewarben sich um das freiwerdende Amt des Kommissions-Präsidenten. 

Die Nationalisten und die Populisten haben zugelegt. Der Rat konnte sich mit den Spitzenkandidaten 
nicht anfreunden. 

 63 % der Zuwanderer sind im Hartz IV-Bezug. 

Die Lebenshaltungskosten steigen, der Wohnraum ist knapp und teuer, es fehlen Sozialwohnungen. 
Der Bau von Sozialwohnungen wurde jahrelang verschlafen. 

Sozialwohnungen wurden an private Investoren verkauft. Studenten finden keinen bezahlbaren 
Wohnraum. 

Zu Beginn des Jahres 2019 erfolgten Prügelattacken von Asylsuchenden gegenüber Passanten in 
Amberg. 

Abgelehnte Asylanten, die abgeschoben werden sollen, entziehen sich häufig ihrer Abschiebung 
indem sie verschwinden.Den Ausreisewilligen müsste in ihrer Heimat bereits klargemacht werden, 
wer bei uns überhaupt keine Chance hat aufgenommen zu werden. Auf dem Arbeitsmarkt können 
Leute ohne ausreichende deutsche Sprachkenntnisse und ohne Bildung den Fachkräftemangel nicht 
ausgleichen. Der Arbeitsmarkt wird sie nicht aufnehmen. 

 

Die Parteien reden häufig von einem bürgernahen Europa, aber das Versprechen, Europa bringe 
seinen Bürgern Wohlstand, hat an Überzeugungskraft verloren. 
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Im Kampf gegen den Missbrauch hat für mich die katholische Kirche total versagt. 

Auf der Kinderschutzkonferenz im Februar 2019 bezeichnete Papst Franziskus den Missbrauch als ein 
monströses Geschwür. 

Kritiker haben konkrete Schritte vermisst. Betroffene Opfer waren in Rom anwesend, wurden aber zur 
Konferenz nicht eingeladen. 

Warum hat man sich bei den Opfern nicht entschuldigt?  Entschädigungszahlungen wurden mit 
keinem Wort erwähnt. 

Papst Franziskus hat zwar eine Meldepflicht der Missbrauchsfälle innerhalb der katholischen Kirche 
angeordnet, aber nicht gegenüber den Behörden. 

Die katholische Kirche steckt seit langem in einer tiefen Vertrauenskrise, denn sie hat mit den 
Missbrauchsfällen und Finanzskandalen ihre Glaubwürdigkeit eingebüßt. 

23 Millionen Katholiken erfahren nahezu täglich von den Verbrechen innerhalb der Kirche. 

Mit bußfertigen Reden ist es nicht getan. Niemand kennt heute das wahre Ausmaß sexualisierter 
Gewalt in Einrichtungen der Kirche.   

Die Selbstaufklärung ist gescheitert. Statt aufzuklären, wurde vertuscht. Absichtserklärungen reichen 
nicht. Die Aufklärung muss dringend von außen erfolgen. 

 

 

 

 

Die katholische Kirche erhält mit dem Konkordat einen Großteil der Kosten für ihre Heime und 
Einrichtungen erstattet. 

Geistliche, die Gewalt anwenden und sexuellen Missbrauch treiben, entgehen häufig ihrer 
gerechten Strafe, beziehen aber Gehälter und Ruhegelder, die wir Steuerzahler über das Konkordat 
finanzieren müssen. 

Bei einer funktionierenden Kontrolle hätte es überhaupt keine Missbrauchsfälle geben dürfen. Der 
Staat hätte den Kirchen die Selbstkontrolle nicht überlassen dürfen. Neben den Grundrechten 
existiert immer noch ein eigenständiges Kirchenrecht, von dem die Kirche auch Gebrauch macht. Sie 
hat z.B. den Chefarzt eines katholischen Krankenhauses entlassen, der nach der Scheidung wieder 
geheiratet hat. 

 

Der verschwenderische Limburger Skandalbischof Tebartz-van Elst konnte eigenmächtig für die 
Renovierung seiner Bischofsresidenz 30 Millionen Euro verschleudern. 

Die Finanzaffäre im Bistum Eichstätt hat zu Millionenverlusten von Kirchengeld durch Spekulationen 
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in den USA geführt. 

Es wurden Darlehen für US-Immobilienprojekte ungesichert vergeben. Die Staatsanwaltschaft 
ermittelt wegen des Verdachts der Untreue und Bestechlichkeit. 

 

Der oberste Chef für die Finanzen des Vatikans, Kardinal Pell, wurde in Australien des sexuellen 
Missbrauchs für schuldig befunden und nach dem Urteil sofort verhaftet. 

 

Der 91jährige emeretierte Papst Benedikt XVI. äußerte sich dahingehend, die zahlreichen kirchlichen 
Missbrauchsfälle stünden in Zusammenhang mit der lockeren Moral der 68er-Jahre. 

Er lenkt für mich davon ab, dass er selbst nicht entschieden genug gegen die damals schon bekannten 
Missbrauchsfälle vorgegangen ist. 

Seine Äußerungen sind ein Schlag ins Gesicht der Missbrauchsopfer. Bekanntlich gab es bereits 
zahlreiche Missbrauchsfälle weit vor den 68er-Jahren. 

 

Die C- Parteien zeigen besonders vor anstehenden Wahlen ihre Verbundenheit mit der katholischen 
Kirche, wenn sie z.B. dem "Heiligen Vater" einen Besuch abstatten und ihm Geschenke überreichen.   

Die gezeigte Nähe konnte nicht verhindern, dass die CSU bei der Wahl zum Bundestag 2017 ihr 
schlechtestes Ergebnis seit 1949 erzielt hat. 

Vor der Landtagswahl in Bayern 2018 wurden in den Amtsstuben Kreuze angebracht. 

Man weiß, dass bekennende Christen überwiegend konservativ wählen. 

Dass Parteien vor anstehenden Wahlen ihre Verbundenheit mit den über 40 Millionen Gläubigen der 
Kirchen bekunden, hat seinen Grund, schließlich sind die Kirchen jenseits des Staates die größten 
Institutionen mit Anhängern, die über ein gewaltiges Wahlpotential verfügen. 
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Art. 4 Abs.1 des Grundgesetzes überlässt es jedem darüber zu entscheiden, welche religiösen 
Symbole er anerkennt. 

Zur Erinnerung, der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat 1995 alle Kreuze aus den 
Klassenzimmern verbannt. 

 

 

Die Kreuze haben in Bayern bei der Landtagswahl im Oktober 2018 die krachende Niederlage der 
CSU nicht verhindern können. 

Die Landtagswahl in Hessen im Oktober 2018 wurde zum Fiasko für die CDU. 

Die Bundeskanzlerin, Frau Merkel, hat den Parteivorsitz abgegeben. Sie will auch nach Ende der 
Legislaturperiode im Jahr 2021 ihr Amt als Kanzlerin niederlegen und künftig für keine politischen 
Ämter mehr zur Verfügung stehen. Bei ihrem Jahresrückblick 2018 übte sie minimale Selbstkritik. 
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Um den CDU-Vorsitz bewarben sich neben Frau Annegret Kramp-Karrenbauer die Herren Friedrich 
Merz und Jens Spahn. Am 07.12.2018 wurde Frau Annegret Kramp-Karrenbauer zur CDU-
Vorsitzenden gewählt. Nach der Wahl von Ursula von der Leyen am 16.07.2019 zur EU-Kommissons-
Präsidentin wurde AKK Verteidigungsministerin. 

Herr Merz musste sich übrigens bei seiner Bewerbung kritischen Fragen stellen wegen seines Postens 
als einer von 16 Aufsichtsräten in der deutschen Abteilung der Bank HSBC. Das Geldhaus wird in 
Verbindung mit den krummen Cum-Ex--Geschäften zu Lasten des Fiskus gebracht.  Herr Merz sprach 
in einer Sendung vom verfrühten Atomausstieg  und empfahl für die Altersvorsorge den Kauf von 
Aktien. 

  

 

Die Meldungen über Missbrauchsfälle in Einrichtungen der katholischen Kirche reißen nicht ab. 

Dem freien Journalistmus verdanken wir die Aufdeckung der zahlreichen Missbrauchsfälle in 
kirchlichen Einrichtungen. 
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Geht es um Aufklärung, will die Kirche immer alles am liebsten selber regeln. 

Dabei hat die katholische Kirche in der Vergangenheit mehr vertuscht als aufgeklärt und hält sogar 
Akten unter Verschluss. 

Ich erkenne eine notorische Abschottung nach dem Motto "Deckel drauf"! 

Obwohl der Kirche die Täter häufig bekannt waren, durften sie ihr Priesteramt oftmals weiterhin 
ausüben. 

 

Mir kommt der Zorn hoch, wenn Priester und Ordensleute sich an Kindern und Jugendlichen 
vergehen und wir Steuerzahler ihre Gehälter und Ruhegelder finanzieren müssen. 

Das Konkordat finanzieren ausnahmslos alle Steuerzahler, auch solche, die keiner Kirche 
angehören. 

 

 

 

 

Luther würde sagen: "Hier stehe ich und kann nicht anders, der Saustall mit den sexuellen 
Missbrauchsfällen ist noch viel schlimmer als der Ablasshandel zu meiner Zeit!" 
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Unzählige Missbrauchsfälle werden gar nicht aufgedeckt, weil sich die Opfer aus Scham nicht an die 
Polizei wenden. Die Verjährung schützt die Täter. 

  

                         

  

 

Die Autoindustrie hat die Autofahrer betrogen. Die Motoren wurden für Prüfungen im Labor 
optimiert, aber nicht für die Straße. 

Die Diesel-Einigung hat keine bindende Kraft. Die kostenlose Nachrüstung wird verweigert, 
Rabattangebote irritieren. 

Der Audi-Konzern hat jetzt auch zugegeben die Abgasreinigung von Millionen Diesel-Autos 
manipuliert zu haben. 

Sportwagenbauer Porsche muss im Dieselskandal 535 Millionen Euro Bußgeld zahlen.   

Bosch hat ebenfalls ein Bußgeld akzeptiert. 
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Der Eindruck ist entstanden, dass sich die Kanzlerin nicht entschieden genug für die Interessen der 
Betrogenen einsetzt, zumal sie sogar die Hürden für Fahrverbote in deutschen Städten erhöhen will. 

Geringfügige Überschreitungen der Grenzwerte für Stickstoffdioxide sollten keine Fahrverbote zur 
Folge haben. Dafür sorgte ein Kabinettsbeschluss. 

Der EuGH hat jetzt entschieden, dass die Messstationen nicht an beliebigen Orten aufgestellt werden 
dürfen. Mittelwerte sind bedeutungslos. Dieses Urteil des EuGH wird künftig vermehrte Fahrverbote 
zur Folge haben. 

 

Vermehrt werden Lungenerkrankungen festgestellt und es lassen sich jährlich 6000 Todesfälle der 
hohen CO2-Konzentration zuordnen. 

Wahrscheinlich gehörte mein Freund Walter auch zu den zahlreichen Opfern, er hat nicht geraucht 
und ist im März 2019 frühzeitig an einer Lungenerkrankung gestorben. 

Fahrverbote drohen bereits in 65 Städten. Betroffen könnten künftig folgende Städte sein: Bonn, 
Berlin, Aachen und Mainz. 

In München werden die Grenzwerte auch überschritten. 

Sperrungen von Straßen gibt es schon in Hamburg, Köln, Stuttgart und Frankfurt. 

Der Diesel-Vorstoß der CDU, die Grenzwerte im Emissionsschutzgesetz heraufzusetzen, wird von den 
Umweltverbänden scharf kritisiert. 

Das Vorgehen der Kanzlerin wird von vielen Verkehrsteilnehmern als Schaukelpolitik empfunden. 

                                                                                   

  

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan errichtet seine Präsidialdiktatur und bekommt 
Millionen Euro für einen nie stattfindenden Beitritt zur EU. 

Mit dem Flüchtlings-Deal erhält Erdogan 6 Milliarden Euro von der EU. 

Die EU überweist für die Flüchtlinge auf der griechischen Insel Lesbos Millionen Euro an 
Griechenland zur Verbesserung der Situation in den Flüchtlingslagern. 

Diese Gelder versickern in dunklen Kanälen und kommen bei den Flüchtlingen nicht an. 

Viele leben in kleinen Zelten im Dreck ohne ausreichende Nahrung in verkommenen sanitären 
Einrichtungen. 
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Die Wirtschaft meldet ständig Zuwachsraten und macht hohe Gewinne.   

Die Zahl der Obdachlosen wird auf 335 000 geschätzt, darunter 35 000 Kinder. Allein in München 
campieren etwa 1000 Menschen auf der Straße. 

Den Obdachlosen will man jetzt sogar Bußgelder und Haftstrafen androhen, wenn sie unter den 
Brücken nicht verschwinden. 

Alleinerziehende Mütter arbeiten in Minijobs und sind auf Hartz-IV -Leistungen angewiesen. 

Die Kinderarmut breitet sich aus, jedes 5. Kind ist arm. 

Man spricht auch von einem Bildungsnotstand. Die Schulleistungen lassen nach. Viele haben 
Schwierigkeiten beim Lesen und Schreiben. 

Über 300 000 Rentner holen sich ihr Essen bei der Tafel ab und es werden immer mehr. 

Über 1 Million Rentner gehen einem Minijob nach, um über die Runden zu kommen. 

 

Die Leiharbeit nimmt zu, immer mehr junge Leute müssen sich mit befristeten Arbeitsverträgen 
abfinden. 

Die höchsten Einkommen beziehen Führungskräfte, Topmanager und Vorstände. 

Müssen ihre Zuwendungen in die Millionen gehen und müssen sie obendrein auch noch Boni 
erhalten? 

Banken verlangen Strafzinsen für Geldeinlagen und Gebühren für Überweisungen, an eine Kürzung 
der Vorstandsgehälter denken sie nicht. 

Sind diese Spitzenverdiener klüger als die übrigen Arbeitnehmer? Arbeiten sie länger? 

Worin besteht ihre besondere Leistung? Es mögen ja kluge Köpfe unter ihnen sein, die sich verdient 
gemacht haben, unter ihnen gibt es aber auch Betrüger. 

So mancher Bankvorstand stand schon vor Gericht. Auch Vorstände der Autoindustrie sind ins Visier 
der Staatsanwaltschaft geraten. 

Die Auto-Industrie musste bereits Bußgelder in Milliardenhöhe bezahlen, die in die Staatskasse 
geflossen sind, die betrogenen Autofahrer haben das Nachsehen. 

 

Finanzeliten 

Die Reichen haben eine Initiative mit dem Namen "Inclusive Capitalism" gegründet. Diese Eliten 
sollen über ein Vermögen von 30 Billionen US-Dollar verfügen. 

Die geballte Macht des Kapitalismus bestimmt maßgeblich die Richtung der Politik. Wie ich einer 
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Zeitung entnehmen konnte, sollen zu den Mitgliedern der Initiative  Prinz Charles, Bill Clinton, 
Christine Lagarde, Lynn Forester de Rothschild und viele andere zählen. Anlässlich einer Konferenz 
kamen weitere Elitäre dazu. 

Diese Reichen haben vermutlich ein Drittel des gesamten weltweit vorhandenen Anlagevermögens 
in der Hand und bestimmen maßgeblich die Finanzpolitik. 

Frau Lagarde soll dem scheidenden EZB-Präsidenten Draghi ins Amt folgen, der in riskanter Form das 
Finanzkarussell betrieben hat. Ich vermute, dass die Geldpolitik des Herrn Draghi mit den niedrigen 
Zinsen fortgeführt wird. Die Null-Zins-Politik lässt die Vorsorge der Menschen fürs Alter schrumpfen. 

Trotz erheblicher Bedenken wurde jetzt vom Bundesverfassungsgericht sogar die Bankenunion 
genehmigt. 

 

Vorstände von VW 

Wie nicht anders zu erwarten, stimmten die Vorstände nur widerwillig einer Beschränkung ihrer 
Bezüge zu. Im Diesel-Skandal soll ein einflussreicher VW-Mitarbeiter veranlasst haben Beweismaterial 
zu vernichten, was er nicht wusste, das Material wurde vor der Vernichtung kopiert. Volkswagen kam 
die Affäre schon teuer zu stehen.  Die VW-Leute reden aber nicht von Betrug sondern von der 
Dieselthematik. Dabei mussten bereits über 15 Milliarden Euro an Schadenersatzzahlungen, Strafen, 
Bußgelder und Anwaltshonoraren gezahlt werden. 

Der Audi-Niederlassung wurde ein Bußgeld in Höhe von 800 Millionen Euro auferlegt. 

 

Die Staatsanwaltschaft ermittelt gegen den Ex-Vorstandschef Winterkorn wegen des Verdachts einer 
Marktmanipulation. 

Mittlerweise hat die Staatsanwaltschaft Braunschweig Herrn Winterkorn mit vier weiteren 
Führungskräften wegen des Verdachts des schweren Betrugs angeklagt. 

Als Herr Winterkorn seinen Platz räumte, gebrauchte er die Worte er würde für alles die 
Verantwortung übernehmen. Er nahm seinen Hut und räumt womöglich noch Millionen ab. 

Angeblich hat er schon seit 2014 von den Manipulationen gewusst. Dem Untersuchungsausschuss im 
Bundestag blieb er viele Antworten schuldig. 

 

Ein Vertrauter packte aus und belastete Herrn Winterkorn schwer. Über den Abgasskandal in den USA 
sei Herr Winterkorn schon frühzeitig informiert worden. 

In den USA liegt gegen Herrn Winterkorn ein Haftbefehl vor. Auch andere Männer im Vorstand sollen 
frühzeitig von den Manipulationen gewusst haben. 

Der VW-Konzern steht nicht allein am Pranger. Es sollen auch andere Automarken und Zulieferfirmen 
getrickst haben. 
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Das Kraftfahrt- Bundesamt hat ein Anhörungsverfahren gegen Daimler eingeleitet. 60 000 
Sportgeländewagen sollen betroffen sein. 

Nach dem Betrug lockt jetzt VW die Käufer mit Schrottprämien. 

 

Auch Opel ist im Visier der Staatsanwaltschaft wegen vermuteter Manipulationen. Razzien erfolgten. 

Das Bundesamt hat 100 000 Diesel zurückgerufen wegen unzulässiger Abgasreinigung. 

Eigenmächtig soll über gewisse Kältegrade zum Schutz der Motorleistung entschieden worden sein. 

Der Gesetzgeber hatte vergessen genau zu definieren welche Außentemperaturen für die 
Abschaltung einer gewissen Automatik in Frage kommen. 

War es wirklich Vergesslichkeit? 

Die Verbraucherzentralen haben wegen des Dieselskandals eine Musterklage eingereicht, der sich 
bereits über 370 000 betrogene VW-Kunden angeschlossen haben. 

Für die Klägerliste ist das Bundesamt für Justiz zuständig. Die zahlreichen betrogenen Autofahrer 
wollen Schadenersatz für ihre manipulierten Dieselautos.   

Die Konzerne sollen verbotene Mittel eingesetzt haben. Man spricht davon, dass die Preise angeblich 
diktiert worden seien und es sogar untereinander Preisabsprachen gegeben hätte. 

Die EU-Kommission verhängte im Juli 2016 gegen den LKW-Hersteller Daimler ein Bußgeld wegen 
Preisabsprache in Höhe von 1 Milliarde Euro. 

        

        Versuche mit Menschen und Affen 

        sollten akzeptable Werte schaffen. 

       Werte, die gefielen, 

       ließen sich nicht erzielen. 

       

Reiche halten Ausschau nach Steueroasen, um Steuern vermeiden zu können. 

Konzerne machen bei uns Geschäfte, führen ihre Steuern aber nicht bei uns, sondern in anderen 
Ländern ab. 

Reiche erhielten von unserem Staat jahrelang zu Unrecht Steuerrückzahlungen in Milliardenhöhe. 

Steuern wurden verschwendet. 

Lobbyisten der Industrien haben freien Zugang zur EU und zu den Entscheidungsträgern der 
Bundesregierung. 
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Der Abgasskandal und die Genehmigung des Giftes "Glyphosat" bekunden für mich lobbyistische 
Einflüsse. 

 

Die "GroKo" hat im Dieselskandal einen Kompromiss erzielt, der als Kniefall vor der Autoindustrie 
betrachtet wird. Fahrverbote drohen nach wie vor. Die Kanzlerin, Frau Merkel (CDU), hatte sich in der 
Vergangenheit beim Dieselskandal lange in Schweigen geübt. Im Abgasuntersuchungsausschuss im 
März 2017 ließ sie noch verlauten, sie erkenne  keine Veränderungsnotwendigkeit!  Für mich stand 
sie eindeutig an der Seite der Autoindustrie. Über die Autoindustrie wurde offensichtlich die 
schützende Hand gehalten. 

 

Die Willkommenskultur der Kanzlerin hat im Jahr 2015 zu einer völlig unkontrollierten Zuwanderung 
von Flüchtlingen nach Deutschland geführt und uns eine ganze Menge Probleme beschert. 

Seit 2015 sind Migranten aus dem Nahen und Mittleren Osten, aus Afghanisan und Afrika illegal und 
meist ungehindert zugewandert. 

Offiziell soll die Zahl der Asylanträge zwischen 2015 und Januar 2019 über 1 1/2 Millionen  betragen, 
dazu kommen noch die zahlreichen Untergetauchten und die Zahl des Familiennachzugs. 

Eltern, die nachziehen, befinden sich häufig schon im Rentenalter und benötigen dauerhaft 
Sozialleistungen. 

IS-Angehörige müssen wieder aufgenommen werden. 

Für die  Zuwanderer muss der Bund auf Kosten der Steuerzahler Milliarden Euro zur Verfügung 
stellen. 

Die Politik hat nicht erkannt, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge personell und fachlich 
gar nicht in der Lage war den Ansturm der Flüchtlinge zu bewältigen. 

Unterschätzt wurde auch die Gewaltbereitschaft mancher Asylanten. 

 

Die Bremer Außenstelle des Asyl-Bundesamtes soll nach Angaben des Spiegels womöglich sogar 
Lügner, Betrüger, verurteilte Schleuser, Gewalttäter und mutmaßliche Extremisten durchgewunken 
haben. 

Viele Flüchtlinge sollen erkennungsdienstlich gar nicht bearbeitet worden sein. 

Ohne Frage sind viel zu viele Flüchtlinge und Migranten nach Deutschland gekommen. Mittlerweile 
spricht man von einer schweren Krise 2015. 

Es gab 2015 weder einen starken Grenzschutz noch funktionierende Registrierzentren. Die 
Rückführung klappte nicht. Es gab auch keine vorherige Kooperation mit den Herkunftsländern und 
Transitstaaten. 

In allen Bundesländer steigt der Anteil ausländischer Strafgefangener in deutschen Gefängnissen. Die 
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Folgen sind überfüllte Gefängnisse und fehlendes Personal. 

Die unkontrollierte Zuwanderung und die terroristischen Anschläge haben unsere Gesellschaft 
gespalten. 

 

 

Terror 

Der bisher folgenschwerste Terroranschlag in Deutschland ereignete sich auf dem Weihnachtsmarkt 
in Berlin am 19.12.2016. 

Es gab 12 Tote und viele Verletzte als ein LKW in die Menschenmenge gerast ist. 

Der Attentäter Anis A. war den Behörden als Islamist und Gefährder bekannt. Wiederholt hatte er 
seine Identität gewechselt. Er hätte längst inhaftiert und abgeschoben werden müssen. 

 

Verbrechen mit dem Lastwagen wurden auch in anderen Ländern verübt. 

Am 08.01.2017 fuhr ein IS-Terrorist in Jerusalem in eine Menschenmenge und tötete vier Menschen. 

In Nizza geschah ein derartiges Verbrechen und in Stockholm hat am 07.04.2017 ein abgelehnter 
usbekischer Asylant mit einem Lastwagen vier Menschen getötet und 15 Menschen verletzt. 
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Wer die Kriminalität von Ausländern beim Namen nennt, begegnet dem Vorwurf Rassist oder 
Rechtspopulist zu sein. 

Man muss aber kein Ausländerfeind sein, wenn man Straftaten beim Namen nennt. 

In Berlin geschah am Heiligen Abend 2016 eine Brandattacke auf einen Obdachlosen von 
jugendlichen Flüchtlingen aus Syrien und Libyen. 

Sie hatten einen schlafenden Obdachlosen in einem U-Bahnhof auf einer Bank angezündet. 

In Schleswig-Holstein sind islamische Terroristen festgenommen worden, die getarnt als Flüchtlinge 
eingeschleust worden sind. 

 

 

Am 08.10.2016 wurde von einem Sonderkommando in Chemnitz eine Wohnung gestürmt, in der ein 
22jähriger Terrorist aus Syrien 1 1/2 kg hochwirksamen Sprengstoff deponiert hatte. 
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In Straßburg hat am 11.12.2018 in der Nähe des Weihnachtsmarktes ein Täter mit algerischen 
Wurzeln, der als Gefährder bekannt war und verhaftet werden sollte, Menschen erschossen und viele 
verletzt. 

Der Täter, Chérif Chekatt, war 27-mal vorbestraft und hätte rund um die Uhr überwacht werden 
müssen. Die Polizei hat ihn zwei Tage später in Straßburg erschossen. 

Wenn die Täter auf der Flucht sind, rekrutiert man häufig über 1000 Fahnder.  Am 11.05.2019 hat ein 
Asylant, der abgeschoben werden sollte, einen Polizisten mit dessen Schusswaffe ins Bein 
geschossen. 

Ein irakischer Intensivtäter, der wegen zahlreicher Straftaten  wegen Totschlags, Vergewaltigung, 
Körperverletzung und versuchter sexueller Nötigung verurteilt worden ist, wurde durch fehlerhaftes 
Verhalten der Behörden in einem Asylheim aufgenommen. Die Behörden haben Fehler eingeräumt. 

Die Hinterbliebenen haben nichts davon, wenn die Politiker sich hinterher bestürzt äußern, von 
einer "feigen Tat" sprechen und ihre tiefe Erschütterung ausdrücken. 

 

Der Terrorist Jaber Albakr konnte fliehen und musste im ganzen Bundesgebiet gesucht werden. 

Auf dem Flughafen in Berlin erfolgten aufwendige Kontrollen. 

Der Terrorist war anerkannter Asylant und soll von einem Imam in Berlin durch Gehirnwäsche 
radikalisiert worden sein. 

Der Terrorist flog nach Belieben in die Türkei und konnte in Berlin den Flughafen ausspähen. 

Syrische Flüchtlinge haben den Terroristen in Leipzig am 09.10.2016 überwältigt und gefesselt der 
Polizei übergeben. 

Dort wurde er wie ein Taschendieb überwacht und konnte sich schließlich in seiner Zelle erhängen. 

Die Ermittler gehen davon aus, dass der Terrorist Jaber Albakr Kontakt zur IS-Miliz hatte und einen 
Anschlag auf den Flughafen in Berlin verüben wollte. 

 

In Freiburg wurde eine 19jährige Studentin im Oktober 2016 von einem afghanischen Flüchtling 
brutal vergewaltigt und ermordet. 

Die Kriminalpolizei konnte den Täter am 02.11.2016 anhand der DNA überführen. 
Überwachungskameras in den Straßenbahnen halfen mit, den Täter dingfest zu machen. 

Der 17jährige Täter wurde von einer Familie in Freiburg als unbegleiteter Jugendlicher aufgenommen. 

Es stellte sich später heraus, dass er auch in Griechenland ein Verbrechen an einer Frau verübt hatte. 

Am 04.04.2017 wurde ein Paar in der Nacht in einem Zelt überfallen und mit einer Machete bedroht. 

Der dunkelhäutige Attentäter hat das Mädchen vor den Augen des Freundes vergewaltigt und ist 
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dann geflohen. 

Am 26.07.2017 hat ein abgelehnter Flüchtling, der abgeschoben werden sollte, in einem Edeka-
Geschäft in Hamburg einen Kunden erstochen und sieben Menschen verletzt. 

Der Täter war den Behörden als Gefährder bekannt. 

In Konstanz ging ein Iraker mit einem Sturmgewehr auf Menschen los und erschoss einen Türsteher. 

Ein nicht abgeschobener Asylant konnte in Chemnitz einen Deutschen ermorden. 

Der Mörder war als Gefährder bekannt. Er war gewalttätig, stahl und handelte mit Drogen. 

 

Bei dem Geiselnehmer in Köln, der im Oktober 2018 in einem Restaurant ein Mädchen mit Benzin 
übergossen und angezündet hat, soll es sich um einen syrischen Flüchtling mit Bezug zur IS-Miliz 
handeln. 

Ende September 2018 wurde in München ein Mädchen von mehreren Asylanten vergewaltigt. 

Ende Oktober 2018 wurde ein 18-jähriges Mädchen in Freiburg unter Drogen gesetzt. 

Nach einem Disco-Besuch wurde das Mädchen von Männern vergewaltigt, darunter 7 syrische 
Flüchtlinge, die in einem Flüchtlingsheim verhaftet werden konnten. 

In einer Flüchtlingsunterkunft wurde ein 17jähriges Mädchen am 01.12.2018 von einem Kenianer 
ermordet. 

Die 14jährige Susanna F. wurde 2018 von Ali B., einem Flüchtling aus dem Irak vergewaltigt, getötet 
und verscharrt. Der Täter wurde zu lebenslanger Haft verurteilt. 

In Nordrhein-Westfallen erfolgte im Mai 2019 eine Razzia gegen irakische Banden mit 
Migrationshintergrund. 

Im Juli 2019 wurde ein 18jähriges Mädchen von Kindern und Jugendlichen bulgarischer Herkunft 
vergewaltigt. 

Der Anteil junger Migranten an Sexualität soll höher sein als der bei gleichaltrigen Deutschen. 

Wer diese Tatsachen beim Namen nennt, dem wird gegenwärtig vorgeworfen er würde 
verallgemeinern und Klischees und Vorurteile befördern. 

  

Unser Gesundheitssystem verschlingt jährlich 300 Milliarden Euro. 

Kriminelle Pflegedienste erschwindeln Gelder für nicht erbrachte Leistungen. Radiologen wird 
vorgeworfen Zusatzgewinne mit Kontrastmitteln zulasten von Kassen und Patienten zu erzielen. 

Arme müssen in Konkurrenz mit Asylanten an Tafeln um Lebensmittel Schlange stehen. 

Die Gesundheitsversorgung wird immer teurer. 
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Das Renteneintrittsalter steigt und Obdachlose campieren auf der Straße. 

Die Beiträge zur Pflegeversicherung steigen. 

Der Wohnraum in den Großstädten ist knapp und teuer. Die Mietpreisgrenze greift nicht. 

Nicht alle Jugendlichen haben die gleichen Bildungschancen, viele werden später im 
Niedriglohnsektor landen und Renten erhalten, von denen sie nicht leben können. Reiche schicken 
ihre Kinder auf Privatschulen. 

 

Die Menschen brauchen sichere Arbeitsplätze, ausreichende Löhne, einen bezahlbaren Wohnraum, 
eine bezahlbare Gesundheitsversorgung, angemessene Renten, im Alter eine menschenwürdige 
Pflege und vor allem Sicherheit vor dem Terrorismus. 

Deutschland ist seit Jahren der größte Geldwäschemarkt in Europa. Aus kriminellen Quellen werden 
Gelder auf den Markt gebracht. 

Nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums soll jedoch in den Jahren 2017 und 2018 kein 
einziger Verdachtsfall an die zuständige Bundesanstalt weitergeleitet worden sein. 

Es gibt eine Finanzkriminalität mit der sich sogar das EU-Parlament beschäftigen muss. 

Eine kleine Niederlassung der Danske Bank in Estland soll von 2007 - 2017 Kundengelder aus 
ominösen Quellen in alle Welt geschleust haben. 

Man schätzt die Geldsumme auf mindestens 200 Milliarden Euro. Zu den Beteiligten soll neben 
anderen auch eine deutsche Bank gehören.  

Geldwäscher können die Grenzen unkontrolliert überschreiten. 

Auch der Drogenhandel ist für offene Grenzen und die osteuropäischen Banden können 
unkontrolliert den organisierten Autodiebstahl in Deutschland betreiben. 

Die Steuervermeidung hat Hochkonjunktur. 

 

Im Cum-Ex-Steuerskandal haben Banken und Börsenhändler jahrelang den Fiskus um Milliarden 
betrogen. 

Der Steuerdiebstahl wurde auch mit Phantom-Aktien namens ADR (American Depositary Receipts) 
betrieben. 

Steuererstattungen auf Dividenden erfolgten, für die zuvor überhaupt keine Steuern abgeführt 
worden sind. 

 

Unterlassene Steuerleistungen schwächen unseren Bundeshaushalt und führen zur Verminderung 
von sozialen Leistungen gegenüber den Alleinerziehenden, den Rentnern und den sozial 
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Schwächeren. 

Für die Armen ist zu wenig Geld übrig, weil der Staat den Steuerschwindel nicht mit allen Mitteln 
wirksam bekämpft. 

 

Die global führenden Konzerne verfügen über zahlreiche Helfer und Berater. Anwälte, 
Wirtschaftsberater, Steuerberater stehen ihnen zu Diensten. Ihre Netzwerke reichen für mich bis in 
die Politik hinein.   

In Gestalt von "externen Beratern" haben sie freien Zugang zu den Ministerien und können ihren 
Einfluss im Sinne ihrer Auftraggeber geltend machen. 

Eine ganze Armee von Helfern ermöglicht den Steuerschwindel der Reichen. 

Wir Steuerzahler haben unsere Steuererklärungen fristgemäß abzuliefern und müssen zusehen wie 
die Steuerschwindler unseren Staat übers Ohr hauen können. 

 

Warum blockiert die Bundesregierung in Brüssel zusammen mit anderen Ländern die 
Veröffentlichung  länderbezogener Konzernbilanzen? 

Dass es keine Transparenz gibt, wollen auch Luxemburg, Irland, Malta, Zypern, Ungarn und 
Österreich. 

Es gibt reiche Deutsche, die ihr Geld zur Steuervermeidung über die Grenze hinweg nach Luxemburg 
reichen. 
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Steuerparadiese im Angebot 

Die EU-Kommission hat eine Schwarze Liste der Steueroasen erstellt. 

Genannt werden Amerikanisch-Samoa, Guam, Samoa, Trinidad, Tobago, die Amerikanischen 
Jungferninseln, Barbados, die Vereinigten Arabischen Emirate, die Marshallinseln, Aruba, Belize, 
Bermuda, Fidschi, Oman, Vanuatu, Dominica. 

Immer mehr internationale Konzerne kaufen sich bei uns ein, machen hohe Gewinne, die Steuern 
werden woanders abgeführt. 

Immer wieder tun sich auch Steuerschlupflöcher auf, wie die Panama-Papers, die Paradise-Papers 
und Lux Leaks beweisen. 

 

 

Klerikale Würdenträger mischen sich in die Politik ein, verhalten sich aber restriktiv, wenn es um die 
Aufklärung von Missbrauchsfällen geht. 

Schweigen und Vertuschen ist angesagt. 
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Nach einem Bericht der katholische Bischofskonferenz sind Tausende Jugendliche von zahlreichen 
Priestern missbraucht worden. 

In den USA sind im Staate Pennsylvania über 1000 Jugendliche von 300 Priestern missbraucht 
worden. 

Die Ermittler werfen der katholischen KIrche bis hinauf zum Vatikan vor, die Fälle vertuscht zu 
haben. 

Geht es um die Aufklärung, macht die katholische Kirche den Schutz von Persönlichkeitsrechten 
geltend. 

Die Synode der EKD hat eine Studie über die Missbrauchsfälle in der evangelischen Kirche in Auftrag 
gegeben und richtet jetzt Anlaufstellen für Missbrauchsopfer ein. 

Die Dunkelziffer ist hoch. 

 

 

Das Dublin-Abkommen hat sich nicht bewährt. 

Frau Merkel meinte zwar, die Vorgänge aus dem Jahr 2015 dürften sich nicht wiederholen, 
andererseits sehe sie aber nicht, was sie hätte anders machen sollen. 

Viele Flüchtlinge haben ihre Pässe weggeworfen, andere haben sich gefälschter Pässe bedient. 

Angeblich sollen in Deutschland bis zu  300 000 Personen  untergetaucht sein, die von der Polizei 
gesucht werden. 

 

Die Flüchtlingsflut war zu groß. 

Die Bürgermeister vor Ort müssen heute noch um Geld von den Ländern betteln, um die Probleme 
bewältigen zu können. 

Die Behandlung der Flüchtlinge im Krankheitsfall kostet viel Geld. Die Kosten trägt der 
Gesundheitsfond. 

Die gesetzlichen Krankenkassen müssen zusehen, wie Gelder abfließen, die Finanzspritzen des 
Bundes an die Krankenkassen erscheinen minimal. 

Viele Asylanten sollen Träger von Hepatitis -C sein und müssen medizinisch versorgt werden. Die 
Behandlungskosten werden innerhalb der nächsten 5 Jahre auf 13 Milliarden Euro geschätzt. 

In Afrika ist die Ebola-Seuche wieder ausgebrochen und könnte sich über die Zuwanderung auch bei 
uns ausbreiten. Im Kongo sind bereits über 1800 Menschen an der Seuche gestorben. 

Das UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) hat Zahlen veröffentlicht, wonach Mitte des Jahres 2018 
weltweit mehr als 20,5 Millionen Menschen aus ihrem Land geflohen sind. 
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Die meisten stammen aus Syrien, 514.000 sollen in Deutschland untergekommen sein. 

Im Juni 2017 waren bei uns 321.836 Klagen zu Asylverfahren bei den Verwaltungsgerichten 
anhängig. 

 

 

Mit der Flüchtlingswelle kamen der Terrorismus und die Kriminalität in unser Land. 

Geschieht auf Seiten der Flüchtlinge ein Verbrechen, höre ich von Politikern man dürfe auf keinen Fall 
verallgemeinern und voreilige Schlüsse ziehen. 

Die Terroristen haben die Flüchtlingswelle für ihre Zwecke benützt. Flüchtlingsheime dienten als 
Versteck der IS-Terroristen. 

Das Bundeskriminalamt verzeichnet eine hohe Zahl von Straftaten. In Asylantenheimen kommt es 
häufig zu Übergriffen. 

Die Vorfälle in der Silvesternacht in Köln 2015 haben gezeigt, dass es sich nicht um Einzelfälle, 
sondern um massenweise Überfälle gehandelt hat. Es war die Nacht der Grapscher und 
Handyräuber. 

Die Fremden sind in Massen unkontrolliert in unser Land gekommen. Mit Recht muss beim 
Anwachsen des Flüchtlingsstroms auch mit einer Zunahme von Kriminalität gerechnet werden. 

 

Um den Flüchtlingsstrom aufzuhalten, hat die EU mit dem türkischen Präsidenten Erdogan einen 
Deal geschlossen, der von der EU mit 6 Milliarden Euro finanziert wird. 

Erdogan lässt laufend Menschen unter irgendeinem Vorwand ins Gefängnis werfen. Auch deutsche 
Staatsbürger werden in der Türkei verhaftet. 

Der Welt-Journalist Deniz Yücel wirft Ankara Folter vor. Er soll während seiner Inhaftierung in der 
Türkei vom Wachpersonal erniedrigt, geschlagen und gefoltert worden sein. Ein türkisches Gericht hat 
entschieden, dass seine Inhaftierung rechtswidrig war. 

  

Ankara hält sich offenbar nicht an die Anti-Folterkonvention.   

Ohne Anklageschrift saß Deniz Yücel im Gefängnis. Auf Vorhalt verweist Erdogan auf die 
Unabhängigkeit der Gerichte. Folter-Vorwürfe werden zurückgewiesen. 

Der Deutsche Journalisten-Verband hat die Journalisten vor Reisen in die Türkei gewarnt. 

2018 gab es bei uns in Deutschland bereits über 10 000 Türken, die Asyl beantragt haben. Erdogan 
lässt seine Landsleute sogar im Ausland kidnappen. 

Die Bundesregierung weiß von diesen Vorfällen. 
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Der Deal mit Erdogan sieht vor, dass alle irregulären Migranten aus Syrien von der Türkei direkt 
wieder abgeschoben werden. 

Allerdings muss die EU für jeden irregulären Migranten einen regulären Migranten der Türkei 
abnehmen. 

Wird die Zuwanderung nach Europa deutlich reduziert, soll ein Geheimplan in Kraft treten mit dem 
Namen "Freiwilliges Humanitäres Aufnahmesystem". 

Nach den Erwartungen der Türkei müssten dann die Europäer in kürzester Zeit 250 000 Syrer auf 
eigene Kosten nach Europa einfliegen lassen. 

Wie die Flüchtlinge in Europa verteilt werden sollen, wurde nicht geregelt. 

Erdogan braucht dringend Geld. Er ist dabei seine autoritäre Präsidialdiktatur weiter auszubauen. 

Die USA haben Sanktionen verhängt, weil ein amerikanischer Pastor schon seit 2 Jahren in türkischer 
Haft saß. Im Oktober 2018 kam der Pastor wieder frei. 

Mit Sanktionen lässt sich in der Türkei etwas bewegen. Die türkische Erdgassuche vor Zypern wird als 
illegal angesehen, weshalb die EU Sanktionen beschlossen hat. 

Als das EU-Parlament beschlossen hatte, die Beitrittsgespräche mit der Türkei auf Eis zu legen, drohte 
Erdogan die Schleusen für die Flüchtlinge nach Europa wieder zu öffnen. 

 

 

"Amnesty international" hat berichtet, dass die Türkei syrische Flüchtlinge ohne nähere Überprüfung 
in das Kriegsgebiet Syrien zurückschickt. 

Mit den Zurückgewiesenen kann die Türkei ihr Geschäft mit der EU betreiben. 

Je mehr zurückgeschickt werden, umso mehr muss die EU aufnehmen und dazu noch einen hohen 
Preis zahlen. 

Die Menschenrechtsorganisation sieht in der Türkei jedenfalls keinen vertrauenswürdigen Partner. 

Angeblich werden sogar qualifizierte Kräfte, wie Akademiker, Ärzte und Ingenieure in den 
Flüchtlingslagern zurückgehalten, die kranken und weniger qualifizierten Flüchtlinge dürfen 
ausreisen. 

Die Vereinten Nationen sprechen von Folterungen in der Türkei. 

Der BND hat auch auf einen Zusammenhang der Türkei mit dem Terrorismus hingewiesen. 

Die Türkei strebt schon lange den Beitritt zur EU an und pocht auf die schnelle Gewährung der 
Visafreiheit. 

Bekanntlich halten sich viele IS-Kämpfer in der Türkei auf, die mühelos bei uns einreisen könnten. 

Die EU zahlt an die Türkei Millionen Euro für einen Beitritt zur EU, der unter den gegenwärtigen 
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Umständen nicht möglich ist. 

Der türkische Geheimdienst hat angeblich seine Landsleute in Deutschland bespitzeln lassen. 

Beim Generalbundesanwalt sind Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der geheimdienstlichen 
Agententätigkeit für den türkischen Geheimdienst MIT anhängig. 

Erdogan ließ sogar mit einem internationalen Haftbefehl in Spanien einen deutschen Journalisten mit 
türkischen Wurzeln verhaften. Spanien hat den Journalisten später wieder frei gelassen. 

Außenminister Gabriel wurde von Erdogan als Rassist beschimpft. 

Auf einer Veranstaltung in der Türkei hat Erdogan wegen der Verhinderung von Wahlkampfauftritten 
seiner Minister von Nazi-Deutschland gesprochen. 

Erdogan kam eigens zur Einweihung einer Moschee nach Köln und wurde mit staatsmännischen 
Ehren empfangen. Namhafte Politiker blieben der Einweihung fern. 

 

Der Satiriker Jan Böhmermann hat die Vorgänge in der Türkei satirisch bearbeitet und auf das 
undemokratische Vorgehen des türkischen Ministerpräsidenten Erdogan hingewiesen. 

Erdogan ließ die Immunität von Abgeordneten aufheben, um sie einsperren zu können. Journalisten, 
die aufklären wollten, wurde die Verbreitung von Hass vorgeworfen. Die Bundeskanzlerin, Frau 
Merkel, äußerte sich zu dem Beitrag Böhmermanns in einem Telefonat, dass es sich um einen 
"bewusst verletzenden Text" handeln würde. Auf einmal stand der Satiriker am Pranger. Erdogan 
zögerte nicht Böhmermann zu verklagen. Später verkündete die Kanzlerin, ihr sei bei der Bewertung 
ein Fehler unterlaufen, über den sie sich ärgern würde. Sie bedauerte den falschen Eindruck erweckt 
zu haben, sie hätte den Beitrag von Böhmermann als verletzend empfunden. 

Das Auswärtige Amt hat uns Bundesbürger gewarnt vor regierungskritischen Meinungsäußerungen in 
den Medien. 

 

 

Völkermord in Armenien 

Erdogan will auch nichts von dem Völkermord an den Armeniern wissen. 

Papst Franziskus hat bei seinem Besuch in Armenien den von den Türken verübten Genozid deutlich 
beim Namen genannt. 

Auch Parlamentspräsident Lammert hat im Mai 2016 Erdogan scharf kritisiert und auf den 
Völkermord des osmanischen Reiches gegenüber den Armeniern hingewiesen. 

Den Genozid in Armenien haben die Türken in den Jahren 1915 und 1916 verübt und über 1,5 
Millionen Armenier ermordet. 

Nach 100 Jahren wagten es Deutschland und Österreich den Genozid zu verurteilen. 
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Die heute lebenden Türken haben mit diesem Völkermord nichts zu tun, sie müssen aber einsehen, 
dass es ihn gegeben hat. 

Wer in der Türkei den Genozid beim Namen nennt, muss um sein Leben fürchten. Ein Bekenner 
wurde auf der Straße erschossen. 

 

Völkermord haben auch die Deutschen begangen als sie in  Deutsch-Südwestafrika  gegen den 
Herero-Aufstand vorgegangen sind. 

Das Deutsche Reich war von 1884 - 1915 in Namibia Kolonialmacht. Zehntausende Herero und Nama 
sind getötet worden. 

Bibel und Peitsche gehörten zum Arsenal der Unterdrücker. 

Die geraubten symbolträchtigen Gegenstände will man jetzt Namibia zurückgeben. 

 

Von den Serben sind über 8000 Muslime in Gegenwart von UNO-Blauhelmen aus den Niederlanden 
brutal ermordet worden. 

 

In Europa kommt es zu keiner gerechten Verteilung der Flüchtlinge. 

160 000 Flüchtlinge standen zur Verteilung an, tatsächlich konnten aber nur 1600 in der EU verteilt 
werden. 

Die Visegrad-Staaten (Ungarn, Polen, Tschechien, Slowakei) haben ihre Grenzen dicht gemacht. 

Grenzzäune werden errichtet und Passkontrollen eingeführt. 

Österreich lehnt eine Quotenregelung ab. Der ungarische Zaunbauer Orban wollte sich seinen Zaun 
sogar von der EU finanzieren lassen. 

Sein Ansuchen wurde abgelehnt. Neuerdings pflegt Orban sogar Freundschaft mit Erdogan. 

Italien nimmt  keine Flüchtlinge mehr auf, nicht einmal die aus Seenot geretteten. 

Polen und Tschechien nehmen auch keine Flüchtlinge auf. 

Wie sich gezeigt hat, sind mit den Flüchtlingen auch Terroristen und kriminelle Elemente in unser 
Land gekommen. Unter den abgelehnten Asylanten neigen welche zur Kriminalität. 

Es gab Diebstähle, Gewalttaten, Vergewaltigungen und Morde. Terroristen sind aufgegriffen worden, 
die sich als Syrer in Flüchtlingsheimen aufnehmen ließen. 

Ein 16jähriger Flüchtling wurde festgenommen, der komplette Pläne zum Bau einer Bombe bei sich 
hatte. Sein Handy verriet Kontakte zur IS-Miliz. Wie es aussieht, lässt sich das Flüchtlingsproblem auf 
europäischer Ebene nicht lösen. 
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Jetzt ist man dabei die Abschieberegeln zu verschärfen. 

 

 

Einfluss der Agrochemie-Konzerne auf die Politik. 

Zu den größten Konzernen zählen die amerikanischen Konzerne Duponoe/Pioneer, Hi-Bred 
International, 

BASF Plant Sciene, Bayer CropSciene, 

Syngeta mit Sitz in der Schweiz. 

Monsanto. 

Monsanto stellt Glyphosat  her und wurde von Bayer aufgekauft.   

Die Bayer-Aktie hat mittlerweile 1/3 ihres Wertes verloren. Die Aktionäre sind wütend. Bayer sieht 
sich bereits über 18 000 Klageverfahren gegenüber. 

Monsanto wurde wiederholt von einem US-Gericht zum Schadenersatz verurteilt.   

Die EU-Kommission hat den Einsatz des Giftes "Glyphosat" für weitere 5 Jahre genehmigt zum 
Schaden für die Menschen und die Natur in Europa. Für die Bundesregierung hat 
Landwirtschaftsminister Schmid (CDU) grünes Licht gegeben. Es gibt womöglich Verstrickungen 
zwischen der Industrie und den Kontrollbehörden. Während die WHO das Gift für wahrscheinlich 
krebserregend hält, versuchen die Zulassungsbehörden zu beruhigen. 

Glyphosat soll zu den meistverkauften Pestiziden der Welt gehören. 

Der Giftgehalt in den Nahrungsmitteln steigt, weil Herbizide, Pestizide und Kunstdünger zum Einsatz 
kommen. Weltweit werden in 20 Ländern auf mehr als 150 Millionen Hektar gentechnisch veränderte 
Pflanzen angebaut. 

Die größten Flächen liegen in den USA, Kanada, Brasilien, Argentinien, Indien und China. In 
Südamerika wird der Genmais schon lange angebaut und führte dort den Berichten zufolge zu 
Krebserkrankungen (Leukämie). 

Neugeborene sollen mit Missbildungen zur Welt gekommen sein. In Frankreich wurden ebenfalls 
Missbildungen festgestellt, besonders in landwirtschaftlichen Regionen, in denen vermehrt Pestizide 
eingesetzt worden sind. 

Das gentechnisch veränderte Saatgut wird bei anfallendem Unkraut mit chemischen Mitteln 
bekämpft. Das Unkraut ist resistent geworden, so dass immer mehr gefährliche Spritzmittel 
eingesetzt werden, die in unser Grundwasser gelangen.   

Die Gentechnik ist längst in Europa angekommen. 35 Millionen Tonnen genveränderter Sojabohnen 
werden zum Verkauf angeboten. 

In Zeiten der industriellen Massentierhaltung wird das "Label Tierwohl" verbreitet, obwohl sich viele 
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Schweine im Stall oft nicht umdrehen können und das Federvieh keinen Auslauf hat. 

Für mich wird ein Bild der Sauberkeit vorgegaukelt, der Tierschutz steht auf dem Papier, es gibt zu 
wenig Kontrollen. Trächtige Stuten werden misshandelt, damit sie ein bestimmtes Hormon 
entwickeln, das dem Pferdeblut entnommen werden kann. 

Tierwohl 

Tieren Schmerzen bereiten und verbreiten, den Tieren gehe es gut, versetzt mich in Wut. 

Das Transport-Geschehen will man nicht sehen. Die Tiere vegetieren in Massenquartieren. 

Kräht der Gockel  auf dem Mist, dass Glyphosat  in Ordnung ist, freut sich die Industrie über ihren 
Kikeriki. 

Mit der Kennzeichnung von 1 bis 4 schafft man kein Wohl für das Tier. 

 

 

Einfluss der Lobbyisten 

Die großen Konzerne verfügen über zahlreiche Lobbyisten, um ihre Ziele zu erreichen. 

Zu den Helfern von Lobbyisten rechne ich Abgeordnete, die gleichzeitig im Aufsichtsrat eines 
Waffenlieferanten sitzen und im Parlament für den Absatz von Waffen sorgen. 

Einer Meldung zufolge soll jeder dritte Bundestagsabgeordnete über Nebeneinkünfte verfügen.   

Viele vermuten auch Aufstocker bei der Union und der FDP. In den Medien wurde die Summe der 
vermuteten Nebeneinkünfte auf bis zu 250 000 Euro geschätzt. 

Wenn diese Angaben zutreffen, kann ich mir gut vorstellen, warum es nicht zu dem geplanten 
Lobbyregister gekommen ist. 

In diesem Register sollten nämlich Angaben gemacht werden über Auftraggeber, Etat und Themen, 
auf die Einfluss genommen werden könnte. 

 

Die Sendung "Frontal" hat am 29.11.2016 gezeigt, dass sich ein Mitarbeiter der Waffenindustrie 
angeblich inmitten einer Behörde des Verteidigungsministeriums aufhalten soll. 

Hat die Tabak-Lobby etwa dafür gesorgt, dass die Bundesregierung bisher nicht für ein Verbot der 
Tabakwerbung zu haben war? Einst ist ein Verbot am Widerspruch der Union gescheitert. Die 
Konzerne durften ihr Produkte weiterhin anpreisen. 

Dabei ist längst bekannt, dass jedes Jahr über 120 000 Menschen sterben müssen. Nach 
medizinischer Erkenntnis verkürzen die Raucher ihr Leben um 10 Jahre. 

Gegen die Macht der Lobbyisten sollten wir uns alle stellen und die Mandats- und Amtsträger 
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ausfindig machen, die sich korrumpieren lassen. 

 

 

Es gibt eine Einrichtung, die sich Atlantik-Brücke nennt. 

Das Weiße Haus ist mit dieser Atlantik-Brücke eng verbunden. Auch namhafte deutsche Politiker 
sollen Mitglieder der Atlantik-Brücke sein. 

Den transatlantischen Lobbyverbänden sollten alle Möglichkeiten eingeräumt werden ihre 
wirtschaftlichen Ziele zu verwirklichen. 

Man hat sich das Ziel gesetzt, das Freihandelsabkommen "TTIP" durchzusetzen. 

Die Bundeskanzlerin sprach immer nur von großen Vorteilen, Nachteile erwähnte sie mit keinem 
Wort. 

In Deutschland kam es deshalb schon zu zahlreichen Protesten. 

Die Politik hat sogar den wissenschaftlichen Dienst des Bundestages mit der Erstellung eines 
Gutachtens beauftragt. 

Die Städte- und Gemeinderäte durften sich nicht einmal mit den geplanten europäisch-
amerikanischen Freihandelsabkommen beschäftigen. 

Schon der Versuch wurde für rechtswidrig erklärt. 

 

Bei dem Freihandelsabkommen TTIP geht es nicht nur um die deutsche Bratwurst und das deutsche 
Bier. 

Es geht um die wirksame Durchsetzung von wirtschaftlichen Interessen der Großkonzerne. 

TTIP erlaubt z.B. den amerikanischen Fruchtzucker "Glucose" zu vertreiben. 

Dieser Zucker wird aus Mais gewonnen und ist schuld, dass so viele dicke Amerikaner herumlaufen. 

Bekanntlich führt Fettleibigkeit zu vielen Krankheiten wie Diabetes 2 und zu Herzkrankheiten. 

 

Der bekannte Karikaturist, Dieter Hanitzsch, hat einmal eine treffende Karikatur gezeigt. 

Er hat das TTIP-Abkommen als Krake dargestellt, die sich über den ganzen Globus ausbreitet. 

 

Der amerikanische Präsident Donald Trump hält nichts von Freihandelsabkommen, er will nicht nur 
gegenüber der EU, sondern auch gegenüber Mexiko und China Strafzölle erheben. 

Das Thema "Freihandelsabkommen" könnte damit vom Tisch sein. 
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Man hat sogar ein Auge auf die Energieversorgung, die Wasserversorgung, die 
Gesundheitsversorgung und auf die Autobahnen geworfen. 

Ein Vertrag sollte abgeschlossen werden, den sie Trade in Services Agreement nannten. 

Dieses Abkommen mit den USA zum Handel mit Dienstleistungen hatte eine Sammlung von 
Vereinbarungen in Form eines völkerrechtlichen Vertrages zum Ziel und sollte mit der EU und 
weiteren 21 Staaten geschlossen werden. Es sah im einzelnen öffentliche Dienstleistungen vor zur 
Gesundheits-, Wasser- und Energieversorgung.   

Dienstleister sollten berechtigt werden Leiharbeitnehmer für temporäre Einsätze in die einzelnen 
Unterzeichnerstaaten zu entsenden. Eine gewisse Abhängigkeit wäre vorprogrammiert. 

Die Wasserversorgung und erst recht die Energieversorgung müssen aus nationalen 
Sicherheitsgründen unbedingt in unserer Hand bleiben. 

 

 

 

Präsident Donald Trump. 
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Trump kommt aus dem Immobiliengeschäft und hat am 20.01.2017 die Weltbühne betreten. Mit den 
Medien steht er auf Kriegsfuß. Er schreckt vor Hasstiraden nicht zurück. 

Er versprach Einfuhrzölle einzuführen, eine Mauer zu Mexiko zu bauen und Moslime auszusperren. 
Die Demokraten blockieren seine Pläne. 

Die aus Honduras und anderen südamerikanischen Ländern in Richtung USA Flüchtenden will er alle 
an der Grenze abweisen. 

Die Gesundheitsreform "Obama care" wollte er rückgängig machen und ist damit gescheitert. Den 
Brexit Großbritanniens lobt er. 

 

Die NATO hielt er für obsolet, um sie später in den höchsten Tönen zu loben. Von Deutschland 
erwartet er höhere Militärausgaben. Über die Pläne einer eigenständigen europäischen Armee hat er 
sich lustig gemacht. 

Über seinen Botschafter lässt er mitteilen, dass ein Truppenabzug von in Deutschland stationierten 
amerikanischen Truppen nach Polen in Erwägung gezogen wird. 

Internationale Abkommen, wie das Klimaabkommen kündigt er auf, selbst wenn vor seiner Haustüre 
Hurrikans wüten und sich in Kalifornien eine Feuerwalze ausbreitet. Den Klimawandel leugnet er. 

Als die Justizministerin seinen Einreisestopp aufgehoben hatte, wurde sie gefeuert, ebenso sein 
Stabschef Priebus. Schon nach 10 Tagen hat er seinen Kommunikationsdirektor Scaramucci gefeuert. 

Sein Gesundheitsminister musste wegen einer Affäre zurücktreten. 

Trump brüskierte öffentlich seinen Außenminister, der im Konflikt mit Korea vermitteln wollte. Nach 
dem angekündigten amerikanischen Truppenabzug aus Syrien hat Verteidigungsminister Mattis 
seinen Rücktritt angekündigt. 

Den UN- Menschenrechtsrat hat Trump auch verlassen. Gegenüber Rußland hat er Sanktionen 
verhängt. Den G 7-Gipfel in Kanada hat er platzen lassen. 

Der Vorwurf steht im Raum, dass gegenüber Rußland Geheimnisse verraten worden sind. Eine Grand 
Jury soll aufklären. 

Trump spricht von einer Hexenjagd. Trump soll angeblich Steuern hinterzogen haben und verweigert 
die Herausgabe von Steuererklärungen. 

Der Justizminister hat den Mueller-Bericht geschwärzt den Parlamentariern übergeben. Gegen ihn 
wurde ein Verfahren eingeleitet. Trump wird Behinderung der Justiz vorgeworfen. 

Nach dem Giftgasangriff in Syrien war für Trump die rote Linie überschritten. Er ließ von seinen 
Kriegsschiffen aus 59 Raketen auf einen syrischen Luftwaffenstützpunkt abfeuern. 

In Afghanistan ließ er eine Megabombe abwerfen. 

Bei uns in der Eifel lagern bei Büchel amerikanische Atombomben, über die Trump die Befehlsgewalt 
hat. 



37 

 

Die Unberechenbarkeit des amerikanischen Präsidenten ist bekannt, die Atombomben sollten 
dringend abgezogen werden. 

Trump hat auch Venezuela militärisch gedroht. 

Nordkoreas Atom- und Raketenprogramm beunruhigt die Welt, insbesondere Südkorea, Japan und 
auch die USA. Nordkorea und die USA überzogen sich gegenseitig mit ihrer Kriegsrhetorik. 

 

Trump drohte mit Krieg, die Waffen seien geladen und schussbereit. Nordkorea drohte mit dem 
Abschuss von Kampfjets. 

Im Atomstreit schaukelten sich beide hoch, später kam es zu einem Treffen mit dem 
nordkoreanischen Machthaber und seinem Versprechen der atomaren Abrüstung. 

Ende Februar 2019 kam es zu einem erneuten Treffen in Hanoi mit gegenseitigen wohlwollenden 
Erklärungen. Dessenungeachtet demonstriert Nordkorea weiterhin militärische Stärke. 

Trump schwebt der Bau von kleineren Atomwaffen vor, womit er offensichtlich Putin in Moskau 
drohen will. 

Bei seinem Besuch in China hat Trump Wirtschaftsverträge in Milliardenhöhe abgeschlossen und 
kündigte später Strafzölle bis zu 25 % gegen China an. Der Handelsstreit zwischen USA und China 
eskaliert. 

Den Atom-Vertrag mit dem Iran hat er aufgekündigt. Nach mehr als 30 Jahren könnten wieder 
landgestützte Mittelstreckenwaffen gebaut werden. Flugzeugträger wurden in den Persischen Golf 
verlegt. Europa warnt vor einem Krieg. Eine militärische Eskalation ist nicht ausgeschlossen. In der 
Welt lagern tausende von Atomwaffen. Das Wettrüsten nimmt seinen Lauf. 

Nach dem Abschuss einer Aufklärungsdrohne erfolgte ein Cyber-Angriff auf Einrichtungen im Iran bei 
dem das Raketenabwehrsystem außer Gefecht gesetzt worden ist. Die Spannungen im Nahen Osten 
verschärfen sich. 

Trump will Zölle für Stahl und Aluminium und Importzölle für Autos einführen und riskiert einen 
Handelskrieg mit der EU.  Nach dieser Ankündigung hat ihn auch sein Wirtschaftsberater Cohn 
verlassen. 

Trump hält sein Personalkarussell in Schwung. Zahlreiche Mitarbeiter sind von ihm schon entlassen 
worden. Andere sind zurückgetreten. Zuletzt hat er auch seinen Stabschef Kelly gefeuert. 

Nach dem Massaker in Las Vegas am 02.10.2017 mit 58 Toten und 500 Verletzten wehrte sich Trump 
gegen eine verfrühte Diskussion über das Waffenrecht. 

Jetzt sieht er sich massiven Protesten ausgesetzt. Immer mehr seiner Berater verlassen ihn, weil er 
sich zu den Ausschreitungen in Charlottesville nicht deutlich genug von der rechten Gewalt distanziert 
hat. 

Ein Verehrer Trumps hat im Oktober 2018 an zahlreiche Gegner Rohrbomben verschickt und konnte 
schnell festgenommen werden. 
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Trump sieht sich trotz seiner Tiraden nicht in der Verantwortung und distanzierte sich von dem 
Kriminellen. 

In Amerika wurden Betende in Synagogen erschossen. 

 

Trump hat sein Beraterteam aufgelöst, sein Chefstratege Bannon musste gehen und der 
Außenminister Tillerson wurde auch gefeuert. 

 

Der frühere FBI-Chef Andrew McCabe musste gehen, nachdem er die Verbindungen Trumps zu 
Moskau untersuchte. 

In Florida hat ein Schüler 17 Menschen erschossen. Trump will eine Bewaffnung der Lehrkräfte. 

In einer Synagoge wurden 11 Menschen erschossen und viele verletzt, darunter auch Polizisten. 

Ein Amokläufer hat in in Virginia Beach 12 Menschen erschossen. 

In Texas wurden vermutlich aus Fremdenhass am 03.08.2019 in einem Einkaufszentrum 22 Menschen 
erschossen, darunter war auch ein Deutscher. 24 Stunden später wurden in Ohio 9 Menschen 
erschossen. 

Die Vorfälle sind für Trump die feigen Taten psychisch Kranker. Er lehnt weiterhin schärfere 
Waffengesetze ab und fordert die Todesstrafe für Attentäter. Seit jeher stärkte er der Waffenlobby 
den Rücken, die seinen Wahlkampf maßgeblich unterstützt hat. Gegner werfen Trump vor mit seiner 
Rhetorik den Fremdenhass zu schüren. 

Nach einer Affäre mit einem Pornostar sollen angeblich 120 000 Dollar geflossen sein. 

Trump hat schwarze Athleten beschimpft, die auf einem Sportplatz demonstriert haben. Immer mehr 
Sportler der National Football League (NFL) knien sich daraufhin bei der Nationalhymne nieder. 

Nach einem Treffen mit Putin in Helsinki werfen jetzt selbst Republikaner Trump vor amerikanische 
Interessen verraten zu haben. 

Nach dem Verschwinden des Journalisten Jamal Khashoggi, eines Kritikers der saudischen Politik, im 
Oktober 2018 in einer Botschaft der Saudis in der Türkei hat sich herausgestellt, dass es sich um einen 
Auftragsmord der Saudis gehandelt hat. 

Trump begrüßte anfangs den Aufklärungswillen, doch gaben sich viele Republikaner mit den 
fadenscheinigen Erklärungen der Saudis nicht zufrieden. 

Schließlich wurde der Mord eingestanden, eine Auslieferung der Täter an die Türkei hat Riad 
abgelehnt. 

Laut einem UN-Bericht wurde Khashoggi mit Wissen des saudischen Kronprinzen getötet. Laut CIA 
soll er sogar den Todesbefehl gegeben haben. 

Trotz dieses Verbrechens stellt sich Trump an die Seite Riads. Die USA haben zwar gegen die 
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Verdächtigen Einreisesperren verhängt, aber keine Wirtschaftssanktionen erlassen. 

 

 

Die Geschäfte mit den Saudis sind Trump wichtiger als die Menschenrechte. Die USA stellen weltweit 
die meisten Waffen her. 

Die heimtückische Ermordung des Journalisten Jamal Khashoggi kann an der engen wirtschaftlichen 
und militärischen Verbundenheit der USA und Saudi-Arabien nichts ändern. 

 

Eine Flüchtlingskarawane kommt über Mexiko auf Amerika zu. Trump schickt sein Militär an die 
Grenze und droht auf die Flüchtlinge zu schießen, wenn Steine geworfen werden. 

Trump findet auch Gefallen am Stacheldraht. Für den Tod von Flüchtlingskinder machte er die 
armselige Politik der Demokraten verantwortlich. 

Am Tag nach der Kongresswahl in Amerika hat Donald Trump jetzt auch seinen Justizminister Jeff 
Sessions entlassen. 

Dem neuen Justizminister Barr wird vorgeworfen gelogen zu haben was den Mueller-Bericht betrifft. 
Trump versucht sich der parlamentarischen Kontrolle zu entziehen. 

Jetzt kann die Regierungstätigkeit unter die Lupe genommen werden und es besteht die Möglichkeit 
Untersuchungen zu den persönlichen Finanzen Trumps vorzunehmen. 

Es kann auch untersucht werden, ob es im Wahlkampf eine Zusammenarbeit mit der russischen 
Regierung gab. 

Eine Herausforderin Trumps fordert aufgrund des geschwärzten Berichts des Sonderermittlers 
Mueller die Einleitung eines Amtsenthebungsverfahrens. 

Die Untersuchung der sognannten Russland-Affäre soll durch den Präsidenten mehrmals vereitelt 
worden sein. Trump wird nachgesagt, dass er Journalisten systematisch erniedrigt. 

Nach den verheerenden Waldbränden in Kalifornien mit über 70 Toten schimpfte Trump auf die 
Forstverwaltung und drohte auf Twitter mit der Kürzung von Bundesmitteln. 

Auf dem 100. Gedenktag zur Beendigung des 1. Weltkrieges wurde vor einem einseitigen 
Nationalismus gewarnt. Trump verließ frühzeitig die Veranstaltung. 

Donald Trump verfügt nach meinem Eindruck über ein gesteigertes Selbstwertgefühl, das er 
unbedingt ausleben will. Er gefällt sich in der Rolle des Staatsmannes. 

Bisher sind viele seiner Dekrete gescheitert. 8000 junge Leute will er als illegale Einwanderer 
abschieben. 
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                              .  

Seine innenpolitischen Misserfolge kompensiert Trump mit Kriegsdrohungen. 

Dem Iran drohte Trump mit Vernichtung. Der Iran lehnt Gespräche mit den USA ab. Nach dem 
Abschuss einer amerikanischen Drohne wächst die Kriegsgefahr. 

Der Iran hat die vermehrte Uran-Anreicherung wieder aufgenommen. Bei seinem Besuch in 
Großbritannien mischte sich Trump in die Innenpolitik ein und beschimpfte den Oberbürgermeister 
von London. 

Er lockt die Briten mit einem Handelsabkommen und sprach sich für einen harten Brexit aus. Beim G 
20-Gipfel in Japan nannte er Merkel seine Freundin. Deutschland wirft er vor Abermillionen Dollar an 
Russland für Energie zu zahlen. 

 

Trump entwickelt ständig neue Fantasien, um seine Macht zu zeigen und twittert häufig. 

In Tweeds hat Trump Parlamentarierinnen mitgeteilt, sie könnten in die Länder zurückkehren, aus 
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denen sie gekommen seien, falls es ihnen in Amerika nicht gefällt. 

Mit seiner Ausländerfeindlichkeit versucht er Stimmung zu machen. 

Trump legt Wert auf Bewunderung. Wird er angegriffen, packt ihn die Wut. 

Trump hat für Steuererleichterungen gesorgt, um amerikanische Firmen einzuladen ihre Steuern in 
der Heimat abzuführen. 

Trump erscheint widersprüchlich, pflegt sein eigenes Image und verkündet ständig: "America first!" 

Über seinen politischen und wirtschaftlichen Weitblick kommen vielen Zweifel. Selbst Republikaner 
bezweifeln neuerdings seine Tauglichkeit für das Amt. 

Die Medien behalten ihn im Auge. 

Um die im Wahlkampf versprochene Mauer zu Mexiko bauen zu können, benötigt Trump Milliarden 
US-Dollar, die ihm die Demokraten im Kongress verweigern. 

Ohne Not ruft er den Notstand aus, um ans Geld zu kommen. 16 Staaten haben bereits Klagen 
erhoben. Nach einer gerichtlichen Entscheidung darf Trump die Mauer bauen. 

Seine Unberechenbarkeit wird die Welt noch lange in Atem halten. Trump hat bereits seine 
Kandidatur für eine zweite Amtszeit angekündigt. 

 

Noch ein Wort zu den Freihandelsabkommen. 

Bei den Abkommen TTIP und CETA geht es nicht nur um den Abbau von Zöllen, sondern um eine 
ganze Flut von Bestimmungen, die lange geheim gehalten worden sind. 

Die Gegner behaupten, dass der Verbraucherschutz auf der Strecke bleibt und die 
Arbeitnehmerrechte in Gefahr seien. Auch würden Öko-Standards nicht eingehalten werden. 

Wo Glyphosat zum Einsatz kommt, hauptsächlich in Südamerika, soll es bereits zu geistig und 
körperlich behinderten Babys gekommen sein. 

Die EU hat die Verwendung des Glyphosats mit Zustimmung des Landwirtschaftsministers Schmid 
für weitere 5 Jahre in Europa genehmigt. 

Die Bundeskanzlerin rügte Herrn Schmid nach außen hin, fügte aber gleichzeitig hinzu, dass sie in der 
Sache hinter ihm stehe. Neuerdings setzt sie sich freilich wieder für ein Verbot ein. 

Herr Schmid plant jetzt den Wechsel in den Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG. 

Wäre ich ein Kabarettist würde ich sagen: "Vom Glyphosat zum Aufsichtsrat". 

Die Deutsche Bahn bekämpft schließlich ihre Gleisanlagen vermehrt mit Pestiziden. 

Glyphosat wurde bereits im Bier und in der Muttermilch festgestellt. 

Das Gift schädigt eine ganze Reihe von Pflanzen und vernichtet Insekten, so dass auch die Vögel nicht 
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mehr genügend Nahrung finden. 

Die Wissenschaft weiß, dass Glyphosat zumindest das Potential hat Krebs zu erzeugen. 

In Amerika sollen bereits zahlreiche Klageverfahren von an Krebs erkrankten Menschen gegen 
Monsanto laufen. 

Das Deutsche Institut für Risikobewertung hielt Glyphosat für nicht gefährlich. Ich kann mir 
vorstellen, dass Lobbyisten Einfluss genommen haben. 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO stuft den Wirkstoff Glyphosat jedenfalls als wahrscheinlich 
krebserregend ein. 

 

 

Glyophosat 

Glyphosat darf ausgebracht werden für fünf Jahre, 

da sträuben sich die Haare. 

Bienen und Insekten massenweise verreckten. 

Amtlicherseits wird verkündet, 

dass man kein Krebspotential findet. 

Die Wähler sind nicht so dumm wie die Nacht, 

die Genehmigung war abgemacht 

in dem Glauben, man könne sich alles erlauben. 

Die Saat ist aufgegangen, die Gewinne prangen. 

 

 

                     . 

 

 

 

Es ist bekannt, dass sich im Tross der amerikanischen Konzerne zugunsten von TTIP folgende Zutaten 
befinden: 

Giftige Chlorhähnchen, Genmais, Unkrautvernichtungsmittel, Sojabohnen und eine Reihe von 
Vorschriften, die Vorteilen verschaffen sollen. Von Privatgerichten müssten 
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Schadensersatzforderungen befürchtet werden. 

Die Gefahren, die von den Pestiziden ausgehen, sind bekannt. Seit 1989 ging die Insektenpopulation 
um 75 % zurück. 

Bei uns war die Geheimniskrämerei groß, ich glaube die Öffentlichkeit sollte möglichst wenig Details 
erfahren. 

Die Rede war immer nur von Vorteilen. Man wollte den Konzernen zur Weiterentwicklung sogar noch 
einen "Steuerungs-Ausschuss" an die Hand geben. 

Als Greenpeace die TTIP-Verträge ins Internet gestellt hat, gingen den Kritikern die Augen auf, man 
sprach von Trickserei und Täuschung. 

Die EU-Handelsminister trafen sich am 18.10.2016, um für das Abkommen "CETA" grünes Licht zu 
geben. 

Das belgische Regionalparlament lehnte die Unterzeichnung wegen ungelöster Probleme ab. Belgien 
verlangte einen besseren Schutz der Bauern. Die Führungskräfte der EU waren entsetzt und sprachen 
von Blamage. 

 

Herr Juncker jammerte über den gewaltigen Imageschaden. 
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Der EU-Kommissar Oettinger witterte sogar kommunistische Einflüsse. Man brach über "Ceta" in 
lautes Gezeter aus. 

Am 27.10.2016 wurde ein Kompromiss erzielt, der vorsieht, dass die Belgier bei der geringsten 
Beeinträchtigung der heimischen Wirtschaft aus dem Vertrag wieder aussteigen können. 

 

Reichtum und Armut 

Immer mehr Menschen sind infolge der gestiegenen Mietpreise auf die Versorgung durch die 
Einrichtung von "Tafeln" angewiesen.   

Arbeitnehmer im Niedriglohnsektor werden später alle einmal unzureichende Renten erhalten. 

Es gibt immer mehr Leiharbeitnehmer. 

2 Millionen Menschen mussten bereits Privatinsolvenz anmelden. Bis zu 4 Millionen Menschen leben 
bei uns in Armut. 

Über den gesamten erwirtschafteten Reichtum verfügen nur wenige. Es sollen zur Hälfte 10 % der 
im Land lebenden Menschen sein. 

Es ist den Millionen fleißiger Arbeitnehmer zu verdanken, dass ein allgemeiner Reichtum 
erwirtschaftet werden konnte. 

Eine zügellose Marktwirtschaft sorgt für den Reichtum in den Händen weniger. 
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Wann werden Google, Facebook und Starbuck steuerlich in die Pflicht genommen? 

 

Bekanntlich arbeiten die meisten Menschen in unserem Land hart für ihr Brot, der Mindestlohn 
wird umgangen und die Arbeitsverträge werden häufig befristet. 

Die Lebenshaltungskosten steigen, die Löhne halten nicht Schritt und viele können sich ihre 
Wohnungen nicht mehr leisten.   

Auf der andern Seite gibt es Profiteure, die den Rahm abschöpfen. 

 

Deutschland befindet sich wegen des Terrors im Ausnahmezustand. 

In ganz Europa verbreitet der Terror Angst und Schrecken. Amokläufe sind an der Tagesordnung. 

Bis heute fehlt in Europa ein einheitliches Informationsnetz zur Bekämpfung des Terrorismus. 

Die IS-Miliz hat bereits eine Menge von Terroristen mit gefälschten Pässen ins Land geschleust. 

Die Staatsanwaltschaft in Brandenburg ließ 100 000 Unterlagen im BaMF beschlagnahmen. 

Am 29.11.2016 gab es bereits einen Angriff auf das Internet. 

Das Jahr 2019 begann mit der Veröffentlichung persönlicher Daten von Politikern. Der Datenschutz 
hat versagt.  Gehackte Parlamentarier stellen Fragen. 

Die IS-Miliz plante in Deutschland mit 3 Terrorkommandos einen Terrorakt auf einer 
Großveranstaltung. 

Die Sicherheitsbehörden konnten die Terroristen frühzeitig festnehmen.    

In Berlin wurde am 03.11.2016 ein tunesischer Asylant festgenommen, dem man eine Führungsrolle 
in der IS-Miliz vorwarf. Die Behörden wussten von den Anschlagsplänen. 

Der Attentäter von Berlin, Anis A. war als Islamist bekannt und war schon lange im Visier der 
Behörden. 

Wiederholt hatte er seine Identität gewechselt. 

Als Gefährder eingestuft, hätte er längst inhaftiert und abgeschoben werden müssen. 

Menschen mussten sterben, weil die Behörden versagt haben. 

 

Im Umfeld des Attentäters soll sich sogar ein V-Mann des Verfassungsschutzes aufgehalten haben, 
wie mit Verspätung eingeräumt worden ist. 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept "Zivile Verteidigung" überarbeitet. 

Im Fall eines Terrorangriffs oder eines Cyberangriffs auf Versorgungseinrichtungen soll die 



46 

 

Bevölkerung Hamsterkäufe machen und Vorräte für 10 Tage anlegen. 

                                    

                                          11. September 2001 

 

Russische Hacker sind in der Lage demokratische Wahlen zu beeinflussen. 

Man nimmt an, dass die Wahlen in Amerika beeinflusst worden sind. 

Auch bei uns erleben wir Cyberangriffe auf Behörden und private Daten. 

Man hat die Sicherheitsgesetze verschärft. 15000 neue Stellen will man schaffen. 

Die Bundeswehr trainiert bereits den Einsatz im Innern und die Polizei soll aufgestockt werden. 

Auf dem Viktualienmarkt in München überlegt man sich den Bau von Pollern. 
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Trotz des anhaltenden IS-Terrors gibt es keine optimale Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden. 

Es war an der Zeit, jedem Flüchtling Fingerabdrücke abzunehmen, um wenigstens den mehrfachen 
Sozialbetrug einzuschränken. 

Ein Asylant soll schon über 21 000 Euro Sozialleistungen erschwindelt haben. 

Unglaublich, es gelang sogar einem islamischen Spanier beim Verfassungsschutz eingestellt zu 
werden. 

Ein Unteroffizier der Bundeswehr konnte sich ohne arabische Sprachkenntnisse als arabischer 
Flüchtling ausgeben und wurde als Asylant anerkannt. 

 

 

 

Terroranschläge im Ausland 

Paris wurde am 07.01.2015 durch einen Anschlag auf die Satirezeitschrift "Charlie Hebdo" und auf 
einen jüdischen Friedhof erschüttert. 

Am 13.11.2015 erfolgte eine terroristische Anschlagsserie mit 130 Toten. 

Am 03.02.2017 ging ein Ägypter im Louvre mit einer Machete auf die Sicherheitsbeamten los. 

Am 20.04.2017 erfolgte ein Terror-Anschlag auf dem Champs-Elysées bei dem ein Polizist erschossen 
worden ist. 

In Manchester wurde am 22.05.2017 von der Terror-Organisation IS ein grauenvoller Anschlag verübt 
mit 22 Toten und 59 Verletzten. Unter den Toten waren viele Kinder. 

In Istanbul sind in der Silvesternacht 2016 bei einem Angriff 39 Menschen getötet worden, 69 
Verletzte kamen ins Krankenhaus. 

In Belgien musste der Ausnahmezustand ausgerufen werden. 

Am 22.03.2016 gab es in Brüssel schwere Explosionen mit 35 Toten. Die belgische Polizei war nicht in 
der Lage das Nest der Terroristen auszuräumen, obwohl bekannt war, dass es ganze Wohnviertel mit 
Terroristen gibt. 

In London gab es am 22.03.2017 einen terroristischen Anschlag bei dem 4 Personen und der 
Angreifer ums Leben kamen. 

In Stockholm raste ein abgelehnter Asylant mit einem gestohlenen Lastwagen in eine 
Menschenmenge. 

In Spanien wurde am 17.08.2017 auf der Flaniermeile Ramblas in Barcelona ein terroristischer 
Anschlag mit einem Lieferwagen verübt. 12 Menschen wurden getötet und Hunderte verletzt. 

Hundert Kilometer südlich von Barcelona wurden zur selben Zeit 5 Terroristen erschossen, die alle 
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Sprengstoffgürtel getragen haben. 

Es gibt unter den Menschen regelrechte Haie. 

       

 

  

 

 

 

Ausbeutung unserer Sozialsysteme 

Unsere Sozialsysteme werden dem Vernehmen nach durch die starke Zuwanderung einer schweren 
Belastung ausgesetzt. 

Osteuropäische Banden organisieren den Kindergeldbetrug. Es geht um Gelder in Millionenhöhe. 

Die Wirtschaft fordert schon lange den Einsatz des Bundeskriminalamtes. 

Kindergeld wird jährlich in Höhe von 600 Millionen für 270 000 Kinder ins Ausland überwiesen. 

Die meisten Überweisungen erfolgen nach Polen, Tschechien, Kroatien, Bulgarien und Rumänien. 

Für Sinti und Roma sollen billige Wohnungen in Deutschland angemietet worden sein, um Hartz-IV-
Leistungen und Kindergeld abzocken zu können. 
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Der Städtetag beklagt die Ausbeutung und bemühte sich bei der EU um eine Änderung. 

In der EU sind jedoch bisher alle Änderungswünsche gescheitert. 

Die EU schreitet gegen den Missbrauch der Sozialleistungen nicht ein. 

In Nordrhein-Westfalen agieren türkisch-arabische Clans, die zunehmend aggressiv gegenüber 
Polzeikräften auftreten. 

Sie begehen Gewalt- und Eigentumsdelikte, sind im Rotlichtmilieu anzutreffen und verkaufen 
Rauschgift. 

Zun allem Überdruss kassieren sie auch noch "Sozialleistungen"- 

 

Riester-Rente 

Die Riesterrente wurde einst der Jugend als beste Vorsorge verkauft. 

Nach meinem Eindruck sind der Jugend lukrative Verträge aufgeschwatzt worden. 

Die Politik hat die private Vorsorge forciert. Finanzberater sprechen häufig von Traumrenditen, die 
sich später aber nicht erfüllen. 

Über 16,5 Millionen Menschen lassen zurzeit ihre Riester-Rente ruhen. 

Die Null-Zins-Politik des Herrn Draghi ließ die Sparer arm werden. 

Draghi verkündet ständig er würde mit seiner Politik schon das Richtige machen. 

Sachverständige sind anderer Meinung. Mit dem Staatsanleihenankauf würde die EZB ihr Mandat 
überschreiten, weil es das Verbot der monetären Staatsfinanzierung gibt. 

Die Zinsen auf Spareinlagen sind so niedrig wie noch nie. 

Die Sparquote der unteren Einkommensbezieher geht immer weiter zurück. 

Durch die Politik des Herrn Draghi sind in den Bundeshaushalt von 2005 - 2015 

                                 12 Milliarden Euro geflossen. 

Die Sparquote bei Beziehern unterer Einkommen geht immer weiter zurück, so dass eine vernünftige 
Altersvorsorge nicht mehr möglich ist. 

Dabei hatte der Staat einst aufgerufen die Vorteile der Riester-Rente zu schätzen. 

Nach einer Berechnung der DZ Bank sollen die Niedrigzinsen die Sparer zwischen 2010 und 2018  
über 533 Milliarden Euro gekostet haben aufgrund von Zinseinbußen bei Einlagen, Rentenpapieren 
und Versicherungen. 

Den jungen Arbeitnehmern wurde empfohlen, Geld für die Altersvorsorge zurückzulegen. Jeder sollte 
ein bisschen sparen. 
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Es wurde mit staatlicher Förderung gelockt. Man verwies auf die Ertragschancen auf dem 
Aktienmarkt. 

Der Ankauf von Anteilen an Fonds wurde schmackhaft gemacht. 

Die Ertragschancen auf dem Aktienmarkt sind zu unsicher und der Kauf internationaler Fonds 
gewährleistet nicht mit Sicherheit ausreichende Reserven im Alter. 

Auf den Finanzmärkten wird es auch in Zukunft Finanzkrisen geben. 

 

Die Europäische Zentralbank hat mit ihrer Politik des "billigen Geldes" die Reichen reicher gemacht 
und die sozialen Gegensätze verschärft. 

Die Notenbankpolitik des Dr. Mario Draghi kommt einer Enteignung gleich, die bereits 700 Milliarden 
gekostet haben soll.   

Der SPD-Politiker Peer Steinbrück sprach von der Riester-Rente als Vorsorge erster Wahl. Die Armut 
nimmt zu und es gibt immer mehr Hartz-IV-Bezieher. 

Frau Nahles (SPD) erkannte, dass sich die Riester-Rente nicht bewährt hat und legte ihren Plan der 
doppelten Haltelinien vor. 

Der damalige Finanzminister Schäuble (CDU) sah sich außerstande der Rentenversicherung höhere 
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Zuschüsse zukommen zu lassen und Herr Seehofer (CSU) meinte, das Konzept der Frau Nahles sei der 
Bevölkerung nicht zumutbar. 

 

Es ist deshalb nach wie vor unklar, wie die Renten der kommenden Generationen finanziert werden 
sollen. 

Jetzt gibt es den Plan einer Grundrente, die aus Steuermitteln und aus der Sozialkasse finanziert 
werden soll. Über die Bedürftigkeitsprüfung wird gestritten. 

Namhafte Politiker sind für ein höheres Renteneintrittsalter. 

Wir nähern uns wieder alten Zeiten, denn das Renteneintrittsalter der 1889 von Reichskanzler Otto 
von Bismarck eingeführten Rentenversicherung lag schon einmal bei 70 Jahren. 

Die Gesundheitsversorgung 

Das Wettbewerbsverstärkungsgesetz und das GKV-Modernisierungsgesetz sind auf den Weg gebracht 
worden. 

Der Gesetzgeber hat massiv in das Versorgungsgeschehen eingegriffen und die Privatisierung in Form 
von Vertragsabschlüssen mit Dritten ermöglicht.  

Klinikkonzerne bringen die Telemedizin voran. 

Zahlreiche gesetzliche Krankenkassen stehen untereinander in einem Wettbewerb und jagen sich 
gegenseitig die Versicherten ab. 

Marketing und Werbung verschlingen einen Teil der Beiträge. 

Manche Kassen sollen sich zu Unrecht Gelder aus dem Risikostrukturausgleich geholt haben. 

Kassenärzte sind mit Prämien belohnt worden, wenn diese die Versicherten auf dem Papier kränker 
gemacht haben als sie wirklich waren. 

Die Arzneimittelversorgung wird immer teurer. Sie verschlingt schon genau so viel Geld wie die 
ärztliche Versorgung. 

Die Pharma-Industrie versteht es an der Preisschraube zu drehen. 

Wir müssen immer höhere Beiträge bezahlen und leisten zusätzlich erhebliche Zuzahlungen bei der 
stationären Behandlung, beim Optiker, bei den Arzneimitteln, beim Zahnarzt, bei den 
Physiotherapeuten, bei den Logopäden, bei den Kieferorthopäden und den Chefärzten eines 
Krankenhauses. 

Zur Verteuerung führen vor allem die überhöhten Preise der Pharmaindustrie. 

Mit unserer Gesundheit werden Geschäfte gemacht. Der Verkauf von fehlerhaften Medizinprodukten 
müsste verboten werden. 

Zur Behandlung von Patienten werden bereits Verträge mit privaten Dienstleistern geschlossen, 
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denen die Betreuung von Mitgliedern überlassen wird. 

Private Dienstleister testen bereits die Online-Behandlung. 

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg soll ihre Berufsordnung geändert haben, so dass die 
Fernbehandlung erfolgen kann. 

Ich möchte jedenfalls nicht von einem Call-Center, sondern von einem Arzt meines Vertrauens 
beraten werden. 

 

Es gibt ein Krankenhausentgeltgesetz, das eine Wahlleistungsvereinbarung vorsieht. 

Alle an der Behandlung beteiligten angestellten Ärzte des Krankenhauses und alle konziliar 
herangezogenen Ärzte dürfen den Patienten privat zur Kasse bitten, wenn es zu einer solchen 
Vereinbarung kommt. 

Wer keine Privatversicherung besitzt, muss tief in die Tasche greifen. 

IGEL-Leistungen werden angeboten, die häufig nichts bringen, aber viel Geld kosten. 

Wir zahlen in Deutschland bereits die höchsten Krankenkassenbeiträge und stehen an der Spitze der 
Gesundheitsausgaben. 

Die Pflegeversicherung wird uns künftig noch mehr kosten. 

Russische Pflegedienste wurden überführt, weil sie Leistungen abgerechnet haben, die nie erbracht 
worden sind. 

Personen wurden für pflegebedürftig erklärt, die es gar nicht gibt. 

Im Gesundheitswesen sind große Betrügereien aufgedeckt worden, in die auch Ärzte und Apotheken 
verwickelt sein sollen. 

Es ist Aufgabe der Krankenkassen zu verhindern, dass die Solidargemeinschaft der Versicherten 
geprellt wird. 

Die Pharmaindustrie hat nach meiner Überzeugung einen zu großen Einfluss auf die Politik. 

Pflegenotstand 

Der Pflegenotstand hat in Bayern zu einem Volksbegehren mit über 100 000 Stimmen geführt. Statt 
sich zu überlegen wie der Notstand behoben werden kann, wird geprüft, ob das Volksbegehren 
rechtens ist. 

Deutschland hat einen Pflegenotstand. 

Die Heime zeigen ein Geschäftsgebaren, 

um Gewinne einzufahren. 

Die vielen Pflegekassen ließen sich leicht zusammenfassen. 
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Viele Vorstandsposten verursachen hohe Kosten. 

Hartz-IV-Leistungen werden erschwindelt 

Unser Sozialsystem wird von zahlreichen ausländischen EU-Angehörigen schamlos ausgenützt. 

Es soll Briefkästen an deutschen Häusern geben, die einen Wohnsitz in Deutschland vortäuschen. 

Der bandenmäßige Betrug kostet uns Steuerzahlern jährlich über 50 Millionen Euro. 

Die ausländischen Briefkastenbesitzer beantragen bei uns Hartz-IV-Leistungen und verschwinden 
dann in ihre Heimat. 

Wird dem Antrag stattgegeben, kommen sie mit Bussen nach Deutschland und nehmen das Geld in 
Empfang. Dann geht es wieder zurück in die Heimat bis zum nächsten Zahltag. 

 

 

Korruptionen 

Zwischen den Parteien, Politikern und der Wirtschaft gibt es ein Netzwerk, in dem die Spinne 
"Korruption" lauert. Eine Videoaufnahme auf Ibiza hat gezeigt wozu Rechtspopulisten in der Lage 
sind. 

Die Mächtigen der Industrie operieren mit Strohmännern, von denen die Öffentlichkeit nichts 
mitkriegt. Korrupte Politiker dienen den wirtschaftlichen Interessen der Geldgeber. 

Auch Helmut Kohl hat mit der Spinne "Korruption" Bekanntschaft gemacht. Seine Geldgeber hat er 
nicht verraten und hat sich dabei immer auf sein Ehrenwort berufen. 

Ein Wort in Ehren kann niemand verwehren, das Ehrenwort des Herrn Kohl sehr wohl. 

Die Spenden-Affäre kam ihm in die Quere. 

Das Theaterstück trug den Namen "Flick". 

Man weiß bereits, Ort der Handlung war die Schweiz. 

In Deutschland wartete die Einrichtung "Augustin" auf die Boten 

und drückte ihnen die Gelder in die Pfoten. 

Zur Erinnerung, Herr Schäuble (CDU) soll einst für eine Generalamnestie der Steuerbetrüger und 
Schmiergeldempfänger im Flick-Skandal der 80er-Jahre eingetreten sein. 
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Externe Berater 

In Deutschland gibt es rund 14 000 Consultings-Firmen, an der Spitze McKinsey, Roland Berger und 
Boston Consulting. 

Im Jahr 2017 hat die Bundesregierung für externe Beratungen 146,2 Millionen Euro ausgegeben. 

Das Bundesministerium für Verteidigung hat im ersten Halbjahr 2019 bereits 155 Millionen Euro für 
externe Beratungen ausgegeben. 

Dem Vernehmen nach lässt sich die Bundesregierung in mehr als 280 Kommissionen, Beiräten und 
Arbeitskreisen beraten. 

Vizekanzler Gabriel (SPD) gebrauchte einmal die Bezeichnung "Merkels-McKinsey-Gesellschaft". 

Wo bleibt der Sachverstand der Regierenden? Haben sie keine eigenen Experten zur Lösung der 
Probleme? 

Die für den "externe Sachverstand" verschleuderten Steuergelder wären bei den allein erziehenden 
Müttern und bei den ärmeren Rentnern besser aufgehoben. 

Ich habe jedenfalls erhebliche Zweifel, ob der kostspielige Einsatz externer Berater immer vonnöten 
ist. 

Die externen Beratungen führen häufig zu Personaleinsparungen, Engpässen und 
Fehlentscheidungen. Lobbyistische Einflüsse sind auch nicht ausgeschlossen. 

 

Spuren externer Beratungen sind zu finden bei den Hartz-IV-Gesetzen und beim Umbau der 
Bundesagentur für Arbeit. 

In Bayern fehlen 2000 Richter und Staatsanwälte. Dadurch kommt es vermehrt zur Einstellung von 
Verfahren. 

Die Justiz untersucht den Einsatz von IT-Unternehmensberatern im Verteidigungsministerium, weil 
sie wegen der Einbindung in die Geschäftsabläufe und der damit verbundenen 
Weisungsgebundenheit als Angestellte des Ministeriums gesehen werden müssen. 

 

 

Der wirtschaftliche Schaden geht durch  Wirtschaftsspionage in die Milliarden. 

Die Großkonzerne betreiben Wirtschaftsspionage. Sie schicken ihre Lobbyisten in die Ministerien und 
Bundesbehörden. 

Selten deckt das Bundeskartellamt Preisabsprachen auf und verhängt Bußgelder. 

Discounter bestimmen die Arbeitsbedingungen und die Löhne. 
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Der BND führt für mich ein Eigenleben. 

Die Bundeskanzlerin meinte einmal, ein Ausspionieren unter Freunden dürfe es nicht geben. 

Dabei soll der BND eine ganze Reihe von Politikern abgehört haben. 

Vizekanzler Gabriel (SPD) forderte die lückenlose Aufklärung und die Vorlage der NSA-Selektorenliste. 

Zuerst wurde die Einsicht gerichtlich untersagt, weil die Selektorenliste der Geheimhaltung 
unterliegen würde. 

Dann hieß es die Amerikaner hätten die Einsichtnahme untersagt. 

Später stellte sich heraus, dass die Amerikaner gegen die Einsichtnahme zu keiner Zeit Einwände 
erhoben hatten. 

Der amtierende Kanzleramtsminister Pofalla (CDU) erklärte, es würde überhaupt keine 
Wirtschaftsspionage geben. 

Später wurde festgestellt, dass die NSA nicht nur sein Telefon abgehört hat, sondern auch das der 
früheren Bundeskanzler Kohl und Schröder. 

In der NSA-Affäre gab es Ermittlungen, die später eingestellt worden sind. 

Am 16.02.2017 musste die Bundeskanzlerin vor dem Untersuchungsausschuss aussagen. 

Es sollte geklärt werden was sie wann von den Spähaktivitäten gewusst habe. 

Der damalige Präsident des BfV, Hans-Georg-Maaßen, meinte Geben und Nehmen liege doch auch 
im deutschen Interesse und unsere amerikanischen Partner würden uns doch auch mit Werkzeugen 
aushelfen. Schließlich könne man keine US-Hilfe ohne Gegenleistung erwarten. Ob diese Einschätzung 
im Einklang mit unserem Grundgesetz steht, überlasse ich dem Urteil von Staatsrechtlern. Ich meine 
jedenfalls, dass unsere Grundrechte zu den geschützten deutschen Interessen zählen. 

Auf europäischer Ebene müssten längst Maßnahmen getroffen werden zum Schutz von 
Privatpersonen und der staatlichen Einrichtungen. 

 

 

 

 

 

 

Steuerschwindel 
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Journalisten decken einen Steuerschwindel nach dem andern auf. 

Unzureichende Gesetze ermöglichen den Schwindel. 

Die Deutsche Bank wurde vom amtierenden Wirtschaftsminister Gabriel offen des Spekulantentums 
bezichtigt. 

In den USA mussten wegen fauler Immobiliengeschäfte hohe Bußgelder bezahlt werden. 

Die "Cum-Ex-Finanzierungsgeschäfte und die "Cum-Cum-Geschäfte" haben einen gewaltigen 
Steuer-Schaden mit Kapitalertragssteuern verursacht. 

Europaweit wird der Steuerschaden auf 55 Milliarden Euro geschätzt. 

Der verbotene Handel läuft nach wie vor. Aktienpakete werden hin und her geschoben. 

Das Geldhaus HSBC wird in Verbindung mit den krummen Cum-Ex-Geschäften gebracht. 

Jahrelang ließen sich bei diesen Geschäften zahlreiche Banken und Fonds einmal gezahlte 
Kapitalertragssteuern auf Dividendenerlöse mehrfach erstatten. 

Der Steuerschaden wird auf über 10 Milliarden Euro geschätzt.   

Große Konzerne verlagern ihre Gewinne ins Ausland. 

Neuerdings müssen die Briefkastenfirmen wenigstens Erklärungen abgeben, warum sie sich in 
fremden Ländern befinden. 

Die Steueroase Malta bestand darauf die Bestimmungen mit Rücksicht auf den Handel auf keinen Fall 
zu verschärfen. 
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Journalisten-Morde 

Auf Malta ist die Journalistin Daphne Caruana Galizia am 16.10.2017 mit einer Autobombe getötet 
worden. Sie hatte Malta als Insel der Gauner bezeichnet. 

In der Slowakei wurde der Journalist Jan Kuciak im Februar 2018 erschossen. Er hatte sich mit den 
Panama-Papieren beschäftigt. 

Im Oktober 2018 ist die TV-Journalisten Viktoria Mariuona in Bulgarien brutal ermordet worden, sie 
hat auf die Veruntreuung von EU-Gelder hingewiesen. 

In der Türkei hat am 02. Oktober 2018 der Journalist Jamal Khashoggi die saudi-arabische Botschaft 
betreten und kam nicht mehr lebend heraus. 

Er ist in der Botschaft ermordet worden. 

Unter den Verdächtigen sollen sogar Mitglieder der königlichen saudischen Garde sein. 

Trump prahlte einst mit seinen großartigen Geschäften mit Saudi-Arabien. 
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Zunächst verteidigte er das Regime Riad und wollte nicht, dass sein Partner Riad in die Enge getrieben 
wird. 

Bevor überhaupt aufgeklärt worden ist, nahm Tump bereits den saudischen Kronprinzen Muhammad 
Bin Salman in Schutz. 

Dann hatte sich Trump eines Besseren besonnen, verhängte Einreisestopps für saudische Diplomaten 
und verlangte die schonungslose Aufklärung des Mordes. 

Saudi-Arabien hat den Tod des Journalisten eingeräumt. Angeblich sei es zu einem handfesten Streit 
gekommen. Kein Mensch glaubt dieser Version. 

Die saudi-arabische Staatsanwaltschaft geht mittlerweile von einem vorsätzlichen Mord aus. 

Türkische Behörden sollen über Beweise verfügen, dass Khashoggi einem geplanten Verbrechen zum 
Opfer gefallen ist. 

Das Europaparlament hat ein Waffenembargo gegen das Königreich in Riad gefordert. 

Der von Frau Merkel verhängte sofortige Stopp der Waffenlieferungen an Saudi-Arabien wurde später 
bei einem Gemeinschaftsprojekt mit Frankreich wieder gelockert.    

Deutsche Firmen erzielen Milliardenumsätze mit Saudi-Arabien. 

 

                                     

Die Fernsehsendung "Hart aber fair" brachte am 06.11.2017 einen Beitrag zu den Paradise Papers. 

Die Isle of Man ist eine florierende Steueroase. Die Kanzlei Appleby organisiert eine Reihe von 
Briefkastenfirmen und hat vor allem Zulauf von großen Konzernen. 

Tausende Gesellschaften suchen den Weg in dieses Steuerparadies. 

Es existiert ein Offshore-Netz in dem sich eine Reihe von Inseln befinden wie die Bermudas, die 
Kaimanninseln und die Britischen Jungferninseln. 

Sogar inmitten der EU gibt es Staaten, in denen der Steuerschwindel praktiziert wird. 

 

 

Steuerverschwendungen 

Wir müssen zusehen wie unsere Steuern durch fehlerhafte Finanzplanungen vergeudet werden. 

Projekte werden oft um ein Drittel teurer als veranschlagt. 

Der Pannenflughafen in Berlin wird um 3,2 Millionen Euro teurer. 

Der Bahnhof in Stuttgart wird auch immer teurer. 
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Der Nürburgring hat Millionen gekostet. 

Die Entwicklung der Euro-Drohne-Hawk kostete dem Steuerzahler über 500 Millionen Euro und darf 
jetzt gar nicht fliegen. 

Bereits bestellte Flugzeuge müssen auf dem Boden bleiben. 

Die Renovierung der Gorch Fock soll 140 Millionen Euro kosten. 

100 Milliarden Euro werden für neue Kampfflugzeuge veranschlagt. 

Im Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler wurden zahlreiche Verschwendungen aufgelistet.  

Die Firma Toll Collect GmbH sorgt im Auftrag des Bundes für die Erhebung der LKW-Maut auf den 
Autobahnen. 

Ein ehemaliger Mitarbeiter hat auf einen Steuerschwindel in Millionenhöhe hingewiesen. 

In der ARD-Sendung "Panorama" wurde am 09.08.2018 gezeigt, dass die Firma private Ausgaben dem 
Staat unberechtigt in Rechnung gestellt hat. 

Die Staatsanwaltschaft hat ihre Ermittlungen eingestellt, weil es kein fehlerhaftes Verhalten gegeben 
haben soll. 

Nach Verkehrsminister Scheuer 

käme die Firma Toll Collect nicht zu teuer, 

alles sei korrekt bei der Fa. Toll Collect. 

Panorama hat den Schwindel aufgedeckt. 

Der Europäische Gerichtshof hat für eine Maut-Niederlage der CSU gesorgt. 

Die geplante PKW- Maut auf deutschen Autobahnen wurde für europarechtswidrig erklärt. Die 
Vorbereitungen zur Einführung der Maut sollen bereits 53, 6 Millionen Euro gekostet haben. 

Firmen, mit denen Verträge geschlossen worden sind, werden mit Schadenersatzforderungen 
kommen. Der EuGH hat entschieden, dass es keine ungleiche Behandlung der Bürger innerhalb der 
EU geben darf. 

Womöglich kommt es sogar zu einem Untersuchungsausschuss, der prüfen muss, ob grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt. Die PKW-Maut könnte zu einem Milliardengrab werden. Für den Schaden 
sollten die Maut-Planer persönlich haften müssen und nicht wir Steuerzahler. 

 

Die Panama-Papers 

Die Süddeutsche Zeitung hat die Panama-Papers veröffentlicht. 

200 000 Offshore-Firmen sollen  aus den Unterlagen und Daten der panamaischen Kanzlei Mossack 
Fonseca hervorgehen, die Steuern hinterzogen haben sollen.  
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Zahlreiche Staats- und Regierungschefs sind unter Druck geraten. Unter den namhaften 
Firmeninhabern sollen Prominente sein, wie 

der König von Saudi-Arabien, der Ministerpräsident von Island, der Engländer Cameron und enge 
Vertraute des Präsidenten Putin. 

Es tauchen in den Panama-Papers auch die Namen von Superreichen, von Waffenhändlern und 
Sportlern auf. 

Betrügerische Banken halfen beim Steuerbetrug mit. Banken, Sparkassen und Räume von 
Privatpersonen wurden durchsucht. Kapitalerträge sind am Fiskus vorbeigeschleust worden. 

Mittlerweise sind schon 6500 Ermittlungsverfahren eingeleitet worden und es kam auch schon zu 
beträchtlichen Ermittlungserfolgen. 

Die Ermittlungen sollen auf rund 49 Millionen Dokumenten beruhen, die das Bundeskriminalamt vor 
rund 2 Jahren erhalten hat. 

Niederlassungen einer Großbank wurden in Hamburg und in Frankfurt durchsucht und Millionen Euro 
an Schwarzgeld beschlagnahmt. 

Die Bloggerin in Malta, Daphne Caruana Galizia, hat auf unlautere Finanztransaktionen einiger 
Mitglieder der malesischen Führungsriege hingewiesen und wurde von Verbrechern in die Luft 
gesprengt. 

 

Steueroasen befinden sich nicht nur in Panama, sondern auch in der Schweiz, in Liechtenstein, auf 
Zypern und in Luxemburg. Auch in den Niederlanden sind Steuern vermieden worden. 

Auf Zypern mussten einst Banken auch mit deutschen Steuergeldern gerettet werden. Dabei wurde 
zur Auflage gemacht, dass es keine Briefkastenfirmen mehr geben dürfe. Die Banken und Berater 
scheren sich nicht um diese Auflage und betreiben ihre Geschäfte wie gewohnt weiter.   

In Delaware soll es mehr Briefkastenfirmen geben als Einwohner. 

 

Kenner der Szene sagen, dass Deutschland das größte Geldwäscheparadies sei, in dem jährlich über 
100 Milliarden Euro gewaschen werden.  

Unter den Geldwäschern soll es sogar reiche Hartz-IV-Empfänger geben, die teuere Sportwagen 
fahren. 

Die Geldwäsche wird gar nicht entschieden genug bekämpft, denn sonst hätte doch die EU-
Kommission im Februar 2019 der Bundesregierung nicht eine Rüge erteilt. 

Die Gelder kommen aus verschiedenen Geschäftsfeldern, auch aus Verbrechernetzen, z.B. aus 
verzweigten Kanälen der Mafia, aus dem Drogenhandel oder von Glückspieloasen. Waffenhandel, 
Menschenschmuggel, Raub und Diebstahl sorgen für Gewinne, die in legalen Unternehmen 
gewaschen werden. 
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Multimilliardäre verstecken ihre Gelder in Offshore-Gesellschaften. Die Gelder wechseln ihre 
Identität und werden anonym. 

Die nationalen Behörden können die internationale Geldwäsche offensichtlich nicht eindämmen. 
Die globale Geldwäsche soll sich auf 1,5 Billionen belaufen. 

Stammen die Gelder aus einem EU-Land werden die Gelder von Korrespondenzbanken automatisch 
für sauber erklärt. 

Von 2007 - 2015 sollen 200 Milliarden Euro aus zweifelhaften Quellen über die Danske-Filiale in 
Estland nach Europa und die Vereinigten Staaten geschleust worden sein. 

Mit Schwarzgeldern lassen sich Immobilien finanzieren, Kriege finanzieren, Terroranschläge 
finanzieren und Parteien bestechen.   

 

Die Zinsrichtlinie der EU 

In dieser Richtlinie wurde vorgesehen, dass sich die Länder gegenseitig die Kapitalerträge mitteilen 
sollen. Der Informationsaustausch bezieht sich aber nicht  auf Dividenden und Kursgewinne. 

Bei dieser Richtlinie machen übrigens die Schweiz und Luxemburg nicht mit. 

 

Skandal im Aktienhandel 

Findige Betrüger haben die Hintertürchen in den Steuergesetzen entdeckt. Die Superreichen konnten 
Steuern vom Staat erstattet bekommen, die sie gar nicht abgeführt hatten. 

In Deutschland sind Milliarden von Steuern an Superreiche zu Unrecht gezahlt worden. Der 
Schwindel konnte über 10 Jahre geschehen. 

Die Schwindler brauchten sich bloß eine zweite Steuergutschrift zu beschaffen und schon floss das 
Geld. 

Über 100 Banken sind ins Visier der Staatsanwaltschaft geraten. 

Die Sendung "3-sat" brachte am 22.09.2016 den Beitrag: "Milliarden für Millionäre". 

Großaktionäre wurden namentlich genannt. 

Es gibt einen gewaltigen Steuerdiebstahl mit Phantom-Aktien, der ähnlich wie Cum-Ex nur noch viel 
dreister uns Steuerzahlern schädigt. 

Der Umsatzsteuer-Schwindel ist seit 1993 bekannt. 

Unser Staat hat den Betrügern Mehrwertsteuern in Milliardenhöhe erstattet. 

Der Schwindel war möglich, weil es kein einheitliches Umsatzsteuerrecht innerhalb der EU gibt. 

Bei Gurken, Glühbirnen und Staubsaugern herrscht Einigkeit in der EU. 
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Durch den Umsatzsteuerbetrug gehen Steuergelder in Milliardenhöhe verloren, die im Haushalt für 
das Soziale fehlen. 

Am 13.06.2016 wurden Mitarbeiter der Deutschen Bank verurteilt, weil sie mitgeholfen haben 
Umsatzsteuern bei CO 2-Luftverschmutzungen unberechtigt zu kassieren. 

 

Grunderwerbssteuern 

Jeder Häuslebauer muß eine Grunderwerbssteuer zahlen. Große Immobilienfirmen haben bei ihren 
Grundstücksgeschäften den Fiskus durch trickreiches Vorgehen um Millionen gebracht. 

Allianzen 

Die deutschen Rüstungsexporte haben sich verdoppelt. Mit Genehmigung der Bundesregierung 
wurden im Jahr 2015 Waffen in Höhe von 8 Milliarden Euro exportiert. 

Die Rüstungsindustrie steigert jährlich ihre Exporte und macht sich schuldig an den Verbrechen auf 
der Welt. 

In Regierungskreisen weiß man, dass eine deutsche Rüstungsfirma Stütztpunkte im Ausland unterhält 
und dort im Namen ausländischer Firmen den Waffenhandel betreibt. 

Deutsche Konzerne sollen Stoffe geliefert haben aus denen Nervengift hergestellt werden kann. Über 
ein Netzwerk im Ausland wurden die Produkte vertrieben. Syrien konnte damit Giftgas herstellen und 
einsetzen. 

Auf diese Weise wird deutsches Recht umgangen. Die Waffen werden an Ländern in Kriegsgebieten 
weiterverkauft, wo sie zum Einsatz kommen. 

Für mich handelt es sich um eindeutige Verstöße gegen die Außenwirtschaftsverordnung. 

Die Waffen töten unschuldige Männer, Frauen und Kinder. Häuser werden zerstört, Schulen und 
Krankenhäuser. Wer mit dem Leben davonkommt, macht sich auf den Weg als Flüchtling nach 
Deutschland. 

IS-Kämpfer können sich deutsche Waffen in Saudi-Arabien und Katar beschaffen und Terroranschläge 
in Deutschland verüben.    

Saudi-Arabien greift mit deutschen Waffen Andersgläubige im Jemen an, so dass sich auch von hier 
aus Flüchtlinge nach Deutschland auf den Weg machen. 

Sigmar Gabriel verteidigte seinerzeit als Wirtschaftsminister die hohen Rüstungsexporte mit der 
Begründung, die Verträge seien schließlich vor ihm von der schwarz-gelben Regierung geschlossen 
worden. 

Erdogan erhielt mit Genehmigung der Bundesregierung Leopard-Panzer, die er gegen die Kurden in 
Syrien einsetzt. 

2018 soll Deutschland U-Boot-Teile für 195,1 Millionen Euro für Jagd-U-Boote an Ankara geliefert 
haben. Bei dem Projekt soll es sich um ein Gesamtvolumen von 2,5 Milliarden Euro handeln. 
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Europäische Union 

Aus verschiedenen Gründen wünschen sich viele eine Umformung. Es gibt Mitglieder, die sich nicht 
an die Regeln halten und Schulden machen. 

Brüssel soll ein Tummelplatz für Lobbyisten zu sein. 

Die Idee offener Grenzen ist umstritten. 

Viele Entscheidungen der EU haben zu einer Europamüdigkeit geführt. 

Die meisten Bürger wünschen die solidarische Verteilung der Zuwanderer auf alle Länder. Wie sich 
gezeigt hat, wird es eine gerechte Verteilung der Flüchtlinge in der EU nicht geben. 

Nach wie vor fließen hohe Subventionen an Landwirte, die große Flächen bewirtschaften. Kleine 
Bauern haben das Nachsehen. 

Bei der Gewährung von Subventionen sollte an den Artenschutz gedacht werden. 1 Million Arten 
stehen vor dem Aussterben. 

Großbritannien hat den Brexit beschlossen und irgendwann wird es ihn geben. So bedauerlich der 
Austritt auch ist, Europa muss auch ohne Großbritannien klarkommen. 

Italien ist hoch verschuldet und hält sich nicht an die EU-Vorschriften. Der Haushaltsstreit zwischen 
Rom und Brüssel wird verstärkt geführt. 

Die italienischen Populisten pfeifen auf europäische Reformen. 

Im Schuldenstreit mit Italien zeigt sich immer deutlicher, dass die EU-Kommission als Wächterin der 
Fiskalregeln versagt und den Populisten in die Hände spielt. 

Polen geht seinen eigenen Weg. Die Regierung will die Justiz unter ihre Kontrolle bringen. 

Tschechien hat womöglich irreguläre Fördergelder erhalten, sie sollen an die Firmengruppe Agrofert 
des tschechischen Regierungschefs Babis gezahlt worden sein. 

Ungarn nimmt keine Flüchtlinge auf. Die Rechten sind auf dem Vormarsch. 

 

Der geplante UN-Migrationspakt stößt auf Skepsis, weil befürchtet wird die Tür könnte noch weiter 
geöffnet werden. 

Zur Zeit reden alle von der Unverbindlichkeit des Paktes und der Sicherstellung der nationalen 
Regelungsfreiheit. 

Auch die Einführung eines Euro-Zonen-Budget stößt auf Skepsis. 

Die Ungleichheit innerhalb der EU-Staaten nimmt zu. 

Im Krisenfall müssten alle EU-Staaten für die Schulden eines Landes geradestehen. 

Es hat schon einmal eine Finanzkrise gegeben, die eine Schulden- und Währungskrise zur Folge hatte. 
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Millionen von Menschen verloren damals ihren Job. 

Das  Prinzip der Einstimmigkeit  blockiert viele Projekte. Zu oft wird von dem Vetorecht Gebrauch 
gemacht. 

 

Kommissions-Präsident Juncker äußerte in einer Grundsatzrede, dass sich die EU nicht in einem 
Topzustand befindet. Am 18.07.2019 wurde Frau Ursula von der Leyen zur Nachfolgerin von Juncker 
gewählt. 

Erkennbar ziehen sich tiefe Gräben durch Europa, die Zerrissenheit war noch nie so groß. 

Die Rede ist häufig von Vorteilen der Außenwirtschaft und einer Wirtschaftsförderung zugunsten 
einer globalen Rahmenordnung und einer ökosozialen Marktwirtschaft. 

Die Globalisierung bringt der Wirtschaft viele Vorteile. Wachstum hat den Wohlstand gesteigert, die 
Armen haben am wenigsten davon. 

Arbeitsplätze werden häufig befristet oder wegrationalisiert. Sozialwohnungen fehlen. 

Der amtierende Präsident in Amerika zwingt die EU zu einem noch stärkeren Zusammenschluss, 
insbesondere in der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik. 

Was die Wirtschaft angeht, beanspruchen die Wirtschaftsmächte China und USA die Führungsrolle. 
Sie bekämpfen sich gegenseitig mit Einfuhrzöllen. 

China ist der stärkste Konkurrent auf dem Weltmarkt und soll Produkt- und Markenpiraterie 
betreiben. Nach Angaben des Bundesministeriums erhielt China 2016 netto 532,7 Millionen Euro an 
bilateraler Entwicklungshilfe. 

In der Rangliste der Empfänger soll China den zweiten Platz nach Syrien und vor Indonesien, 
Afghanistan, Marokko und dem Irak belegen. 

Die EU-Hilfe an EU-Länder geht in die Millionen. In osteuropäischen Staaten verschwinden 
Millonen in dunklen Kanälen und kommen beim Volk gar nicht an. 

Verfassungsschutzämter 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BFV) ist eine obere Bundesbehörde und dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern zugeordnet. 

Die Verfassungsschutz-Ämter im Bund und den Ländern haben die Aufgabe Maßnahmen zum Schutz 
der verfassungsmäßigen Grundordnung zu ergreifen. 

Ihnen fällt die Aufgabe zu, ein waches Auge auf Parteien mit einem fragwürdigen Staatsverständnis zu 
werfen, um Tendenzen zu erkennen, die unsere Demokratie in Frage stellen. 

Die Verfassungsschutz-Ämter müssen auch Leute im Auge behalten, die als Terroristen in Frage 
kommen, selbst, wenn diese eine Zeitlang nicht auffällig waren. Als sogenannte Schläfer eingestuft 
sind sie oft nicht mehr im Fokus des Verfassungsschutzes und können eines Tages zuschlagen, wie im 
Mordfall Lübcke geschehen. 
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Die Polizei stellt zunehmend eine wachsende Ellenbogengesellschaft fest. Polizisten und 
Rettungskräfte werden bei ihren Einsätzen angegriffen. 

Eine ViIdeoaufnahme auf Ibiza aus dem Jahr 2017 hat vielen die Augen geöffnet. Wer sich Wahlen 
illegal finanzieren lässt und als Gegenleistung Staatsaufträge in Aussicht stellt, wer sich des freien 
Journalismus entledigen möchte, stellt die Werte der Demokratie in Frage. 

 

 

Es gab 1980 das Attentat auf dem Oktoberfest in München bei dem 13 Menschen starben und 200 
Menschen schwer verletzt worden sind. 

Die Wehrsportgruppe Hoffmann geriet in den Fokus. 

Bei der Aufklärung gab es Hinweise, dass rechte Kreise den Täter Köhler unterstützt haben könnten. 
Nach Meinung der Opposition wurden damals nicht alle Spuren verfolgt. 

Aus Mangel an Beweisen sind die Ermittlungen zum zweiten Mal eingestellt worden. Oft hört man 
den Vorwurf der Verfassungsschutz sei auf dem rechten Auge blind. Der Mord an Walter Lübcke hat 
diesen Eindruck verstärkt. 

NSU-Morde 

Das Oberlandesgericht in München verhandelte lange gegen Frau Zschäpe. 

Der langjährige Prozess soll Kosten in Höhe von über 30 Millionen Euro verursacht haben. 

Am 18.01.2017 wurde in einem psychiatrischen Gutachten die volle Zurechnungsfähigkeit von Frau 
Zschäpe festgestellt. 

Das Gericht geht davon aus, dass sich Frau Zschäpe im Netzwerk der Terrorzelle NSU befand und sich 
schuldig gemacht hat. 

10 Menschen sind ermordet worden. Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhard sind 1998 in 
den Untergrund geflüchtet. 

Am Mittwoch, den 11.07.2018 wurde das Urteil gegen die Angeklagte verkündet. 

Beate Zschäpe wurde der Mittäterschaft an allen Verbrechen des Nationalsozialistischen Untergrunds 
für schuldig befunden und erhielt lebenslänglich. 

Das Oberlandesgericht hat auch die Schwere der Schuld festgestellt. Allerdings blieben viele Fragen 
offen, die besonders den Verfassungsschutz betreffen. 

Die Frage ist, ob es neben Mundlos und Böhnhard noch einen unbekannten dritten Mann gab. 

Dieser wurde von Zeugen gesehen und ist spurlos verschwunden. Sollte dieser Mann am Ende gar 
nicht entdeckt werden? 

Handelt es sich dabei evtl. um einen V-Mann des Verfassungsschutzes? 
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Es wird vermutet, dass zahlreiche Helfer aus der Neonazi-Szene zur Seite standen. Die Suche nach 
ihnen blieb erfolglos. 

Wer hat die verräterischen Hinweise und Beweismittel aus den Akten genommen und vernichtet? 

 

Der Obduktionsbericht lag noch gar nicht vor, da wurde schon offiziell von einem Suizid der NSU-
Mörder gesprochen. 

Experten bezweifeln diese Version. Man hat nämlich in den Lungen der Toten keine Spuren von Ruß 
und Rauch gefunden, so dass sie schon vor dem Brand tot gewesen sein mussten. 

Folgerichtig konnten sie den Brand gar nicht gelegt haben. 

War der untergetauchte dritte Mann der Brandstifter? Gab es Verbindungen zum Geheimdienst? 

Mich wundert, dass der Verfassungsschutz dieser Spur nicht nachgegangen ist. 

Günther Beckstein war von 1993 - 2007 bayerischer Innenminister.   

In einer Sendung "hart aber fair" hat er penibel aufgezählt, dass die Polizei und der Geheimdienst 
doch alles Mögliche zur Aufklärung der Morde getan hätten. 

Es fehlte nur noch, dass er sagte, was hätten wir denn sonst noch alles tun sollen. Nach meinem 
Eindruck hat der Staat damals an allen Ecken und Enden versagt. Alles ist schiefgelaufen. 

Die türkische Polizei ist in die Ermittlungen mit einbezogen worden, weil das türkische Milieu 
verdächtigt worden ist, mit dem Mord an dem Türken etwas zu tun zu haben. 

Im Blumenladen des Ermordeten befanden sich nur Blumen und keine Drogen. 

Wieso konnte eigentlich wichtiges Beweismaterial so leicht verschwinden? Wer hat das Schreddern 
veranlasst? 

Im Mai 2016 ist plötzlich das Handy eines V-Mannes aufgetaucht, das jahrelang unter Verschluss in 
einem Tresor beim Bundesamt für Verfassungsschutz lag. 

Aus ihm gehen zahlreiche Verbindungen zu Neonazis in ganz Europa hervor. Wer war für das 
Wegsperren dieses wichtigen Beweismaterials verantwortlich? 

V-Leute hatten nachweislich enge Verbindungen zur rechten Szene. 

 

Die Atom-Industrie 

Gefährliche Atomkraftwerke wurden gebaut, saftige Gewinne eingestrichen, aber für die Beseitigung 
der verstrahlten Brennstäbe hält sich die Atom-Industrie nicht für zuständig. 

Die Atomkonzerne klagen wegen ihrer Gewinnverluste durch den Atomausstieg. Wenn sie vor Gericht 
Recht bekommen, müssen wir Steuerzahler die Kosten für die Beseitigung der Brennstäbe tragen. 
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Belgien betreibt ein anfälliges Atomkraftwerk in der Nähe von Deutschland bei dem Risse festgestellt 
worden sind. 

Atomkraftwerke liefern den Stoff für den Bau von Atombomben. Viele Staaten auf der Welt besitzen 
bereits Atombomben, u.a. auch Nordkorea. 

Kim Jong Un, der Machthaber in Nordkorea, versprach einst seine Anlagen zu zerstören. 

Mit seinem Versprechen bemühte er sich nach meinem Eindruck um Zahlungen aus dem Westen zur 
Unterstützung seiner maroden Wirtschaft. 

Für mich baut er sein Atomprogramm sogar noch weiter aus, die anhaltenden amerikanischen 
Sanktionen dienen ihm als Vorwand. 

Am 03.09.2017 wurde aufgrund einer Explosion in Nordkorea bei uns in Deutschland ein Erdbeben 
gemessen.  Pjöngjang hat den Test einer Wasserstoffbombe gemeldet. 

 

Durch die Katastrophe in Tschernobyl sind bis heute schätzungsweise über 80 000 Menschen 
gestorben. 

Die westlichen Atom-Lobbyisten wollten damals von den Russen das wahre Ausmaß der Katastrophe 
gar nicht erfahren. 

Sie hatten vermutlich Angst vor einer allgemeinen Ablehnung der Atomenergie, die damals auch von 
Frau Merkel noch befürwortet worden ist. 

Deshalb ließ Innenminister Zimmermann seinerzeit auch verlauten, für die deutsche Bevölkerung 
bestünde keine Gefahr. 

Die Bundesregierung beschloss nach der Katastrophe den Ausstieg aus der Atomenergie. 

Der Atommüll wird noch in tausenden von Jahren strahlen. Japan machte schlimme Erfahrungen mit 
der Atomenergie und baut trotzdem weiterhin Atomkraftwerke. 

Wir sind es den nachfolgenden Generationen schuldig, alle Atomkraftwerke restlos verschwinden 
zu lassen. 

 

Teil II 

Die Evolutionstheorie des Charles Darwin wurde von der katholischen Kirche abgelehnt, weil sie 
der Schöpfungsgeschichte widersprach. 

Bekanntlich erklärt die katholische Kirche, dass wir aus reiner Liebe nach dem Ebenbild Gottes 
erschaffen worden seien. 

Ursprünglich hätten die Menschen im Paradies ein göttliches Wohlgefallen besessen, seien aber 
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später durch Missachtung von göttlichen Geboten aus dem Paradies vertrieben worden.. 

Im Religionsunterricht ist uns erklärt worden, dass wegen der Übertretung im Paradies die gesamte 
Menschheit sterblich geworden sei. 

Tatsache ist aber, dass die gesamte Natur sterblich ist und sich der Sexualität zur Arterhaltung 
bedient. Tiere und Menschen haben von Natur aus die Eigenschaft sexuelle Wesen zu sein. 

Die Sterblichkeit betrifft alle Lebewesen und hat nicht das geringste mit einem Sündenfall im 
Paradies zu tun. Jeder kennt den Kreislauf der Natur. 

Die katholische Kirche spricht von Selbstbefleckung und unreinen Gedanken durch Sexualität und 
verkündet die unbefleckte Empfängnis der Jungfrau Maria. 

Frauen haben in der Kirche kein Weiheamt, sie werden ausgegrenzt und haben selten Zugang zu 
Führungspositionen. Die katholische KIrche hat Hunderttausende Frauen als Hexen verbrannt. 

Die Keuschheitsgelübde der katholischen Priester, der Mönche, der Nonnen und das Zölibat haben 
mit Sicherheit ihren Anteil an den aktuellen sexuellen Missbrauchsfällen. 

Man vertritt die Ansicht, bei Betrachtung der Natur, durch die Stimme in unserem Innern und durch 
das geoffenbarte Wort sei die göttliche Macht zu erkennen. 

Die Schriften des Alten und Neuen Testamentes würden von heiligen Männern stammten, die 
durch Eingebung im Besitz einer irrtumsfreien Wahrheit gewesen wären. 
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Die Stimme des Gewissens würde dauerhaft mahnen, das Gute zu tun und das Böse zu meiden. 

Die Erlösung sei neben Gebeten mit dem Empfang der kirchlich verabreichten Sakramente zu 
erreichen. 

Das Böse stünde im Zusammenhang mit dem Teufel. 

Die Religionen verkünden einen Himmel, in den die Menschen bei sündenfreiem Leben kommen 
können. 

Ein unbußfertiges Verweilen in der Sünde würde in die Hölle führen.   
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Die katholische Kirche beschreibt die sieben Todsünden und die zu erwartenden Strafen, damit die 
Gläubigen wisssen wo sie mit ihren schweren Sünden einmal landen werden. 

Frühere Feindbilder waren Hexen, Ketzer und Juden. Die Folge waren Kapitalverbrechen. 

Bei Todsünden könne man angeblich die ewige Seligkeit nicht erreichen, es drohe der Aufenthalt in 
der Hölle. 

Schwere Sünden und lässliche Sünden ließen sich allerdings durch Bußfertigkeit und Reue tilgen, 
wenn man aufrichtig beichtet und die Absolution in der Beichte erhält. 

 

Wer eine derartige Hilfe bei der Bekämpfung der Sünden verspricht, macht sich unentbehrlich. 

Mit dem Angebot, die Sünden nachlassen zu können, verschafft sich die Kirche unumschränkte 
Macht. 

Die Kleriker, selbst nicht frei von sündhaften Neigungen, verfügen mit der Absolution der Sünden 
über einen wirksamen Reinhalteplan, von dem die Gläubigen regen Gebrauch machen, um ihre 
Sünden loszuwerden. 

 

Mit der Taufe holt man den Säugling frühzeitig in die Religionsgemeinschaft. Die elterliche 
Erziehung, der Religionsunterricht und die Rituale in der Kirche sorgen für eine anhaltende 
Geisteshaltung. 

Die Personalkosten lässt sich die Kirche vertragsgemäß von den Steuerzahlern finanzieren, egal, ob 
sie der Kirche angehören oder nicht. 

Obwohl die Evolutionstheorie von Charles Darwin längst allgemeine Anerkennung gefunden hat, 
wurde mir als Schüler im Religionsunterricht immer noch die alte Schöpfungsgeschichte und der 
Sündenfall von Adam und Eva erzählt. 

Die Wissenschaft sagt, dass alle Menschen von Primaten abstammen, also auch die Könige und 
Kaiser, die Propheten, die Päpste, die Kardinäle, Bischöfe, Priester, Politiker, im Grunde jeder 
Mensch. 

Unser Grundgesetz beschreibt die unantastbare Menschenwürde. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Die Väter des Grundgesetzes hatten die Gleichheit der 
Würde aller Menschen im Auge. 

Die inneren Werte eines Menschen lassen sich nicht in Güteklassen einteilen.   

Manche Menschen meinen allerdings ihnen stünde eine besondere Würde zu und betreiben nichts 
anderes als ein himmelschreiendes Theater, auf das viele Menschen hereinfallen. 

Die Betreiber von Personenkult sollten daran denken, dass auch ihre Vorfahren vor 100 000 Jahren 
sich von Afrika aus auf den Weg gemacht haben. 
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Alle Menschen, also auch alle Herrscher auf Erden, Könige, Kaiser, Päpste, Kardinäle, Bischöfe und 
Würdenträger stammen von Primaten ab. 

 

 

 

Im Religionsunterricht hörte ich von Prophezeiungen, Verkündigungen und Botschaften. Ich staunte 
über die Wundergeschichten, wie Himmelfahrten, wunderbare Brotvermehrung, Wandeln auf dem 
Wasser, Auferstehung von den Toten und habe als Kind alles geglaubt. 

Heute weiß ich, dass es keine Wunder gibt und dass der Tod nichts Außergewöhnliches ist. 

 

 

Den Zyklus der Natur kennt jeder. 

Die Kleriker verkünden die Auferstehung des individuellen Lebens nach dem Tod. Die Natur bringt 
das Leben hervor und nimmt es auch wieder zurück. 

Die religiöse Macht war häufig mit der weltlichen Macht verbunden. Deshalb kam es auch zu den 
Religionskriegen, denen Millionen von Menschen zum Opfer gefallen sind. 
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In Zeiten der Inquisition erklärte die katholische Kirche Hunderttausende Menschen zu  Hexen und 
Ketzern und ließ sie auf den Scheiterhaufen lebendig verbrennen. 

 

Päpste verstehen sich als Stellvertreter Christi und haben zum Abschlachten Andersgläubiger 
aufgerufen: 

Schon beim ersten Kreuzzug (1096 - 1099) gab es ein fürchterliches Gemetzel unter der 
Zivilbevölkerung. 

Der zweite Kreuzzug (1147 - 1149) endete mit vielen Niederlagen der Kreuzritter. 

Der dritte Kreuzzug (1189 - 1192) stand unter der Führung von Barbarossa. 

Der vierte Kreuzzug (1202 - 1204) führte zu einem gewaltigen Blutbad unter der Bevölkerung und zu 
zahlreichen Plünderungen. 

Der fünfte Kreuzzug (1228 - 1229) brachte den Zugang nach Jerusalem. 

Der sechste Kreuzzug (1248 - 1254) scheiterte. 

Der siebte Kreuzzug (1270) endete mit einer Niederlage. 

 

Der Kinderkreuzzug (1212) brachte für die Kinder und Jugendlichen den tausendfachen Tod und 
führte viele in die Gefangenschaft und Sklaverei. 

Bei der Zielsetzung hatten die Päpste die Parole ausgegeben:     "Gott will es!"   
Der Kreuzzug gegen die Katharer (1209 - 1229) in Südfrankreich führte zu Massakern und 
Grausamkeiten. Man schätzt die Zahl der Opfer auf mindestens 5000. 

Schätzungsweise 2000 Wiedertäufer sind ermordet worden. 

Im Namen des Glaubens wurden Millionen von Menschen abgeschlachtet. 

Ich lasse mir nicht einreden, dass irgendeine göttliche Macht diese Schlachtereien gewollt hat. 

 

 

 

Im Dreißigjährigen Krieg (1618 - 1648) wurden 7 Millionen Menschen getötet und Deutschland 
verwüstet. 

Kaiser Ferdinand II. stand unter dem massiven Einfluss seines katholischen Beichtvaters. 

Der katholische Heerführer Tilly erstürmte 1631 Magdeburg und ließ seine Truppen plündern, 
vergewaltigen und ermorden. 
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Die "Magdeburger Bluthochzeit" ist in die Geschichte eingegangen. 

Wallenstein ließ seine katholischen Truppen in gleicher Weise vorgehen. 

 

 

 

 

 

 Machthaber schrecken vor Kriegen nicht zurück. 

 

 

Hunderttausende Menschen sind dem Krieg in Syrien schon zum Opfer gefallen. 

In einem syrischen Gefängnis sollen 13 000 Menschen gehenkt worden sein. 

Der Terror im Irak hat 18 000 Menschen das Leben gekostet. Hussein ließ grausam foltern und 
ermorden. 

Im Jemen mussten über 6000 Menschen ihr Leben lassen. Saudi-Arabien tötet auch mit deutschen 
Waffen. 

Die Japaner hatten einst in China über 200 000 Menschen abgeschlachtet. 

Hunderttausende sind im Spanischen Bürgerkrieg ums Leben gekommen. 
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Stalin ließ Millionen von Menschen umbringen. 

Im erste Weltkrieg sind 17 Millionen Soldaten gefallen. 

Die Bilanz des zweiten Weltkrieges ist verheerend. 

Weltweit schätzt man über 65 Millionen Menschen, die ums Leben gekommen sind, 

darunter 27 Millionen Russen. 

In Polen starben bis zu 6 Millionen Menschen. 

Dem nationalsozialistischen Holocaust fielen 6 Millionen europäische Juden zum Opfer. 

Die USA mussten 318 000 Opfer beklagen, 

die Engländer 386 000 Opfer, 

die Franzosen über 800 000 Opfer. 

 die Deutschen über 6,5 Millionen Opfer. 

 

Die Kriege auf Erden nehmen kein Ende. 

 

 

Wozu Sklavenhalter fähig sind, zeigt die Sklaverei: 

Ganze Völker mussten sich schon der Gewaltherrschaft anderer beugen. Ostindien und Afrika wurden 
ausgebeutet. 

Die Schätze flossen in die Heimat der Unterdrücker. 

 

 

 

Über 20 Millionen Sklaven, Frauen, Männer und Kinder wurden aus Afrika verschleppt und 
angekettet in überfüllten Räumen per Schiff nach Amerika gebracht. 

Sie wurden unter unerträglichen Bedingungen in den Kolonien zur Arbeit gezwungen. 

Die Sklaventreiber suchten ihre Opfer in Asien, in Afrika, Lateinamerika, in der Karibik und vielen 
anderen Ländern. 

Sklavenhandel gibt es auch heute noch weltweit. 

Zuhälter zwingen Frauen zur Prostitution. 



75 

 

In den USA sind die Sklaven unmenschlich behandelt und ausgebeutet worden. 

Die Ureinwohner Amerikas wurden verfolgt und umgebracht. 

Die Spanier hatten Sklaven aus Afrika massenweise in die Karibik verfrachtet. 

Weltweit gibt es heute noch die Kinderarbeit, wenn sie auch offiziell verboten worden ist. 

Im Gaza-Streifen bleiben die Kinder der Schule fern, weil sie arbeiten müssen. 

Im Kongo müssen Kinder in Kobaltwerken arbeiten, um den Bedarf an Handys zu decken. 

In Äthiopien wurden mit Unterstützung des Bundes und mit EU-Geldern Textilfabriken errichtet, in 
denen die Frauen für einen Hungerlohn schuften. 

In Textilfabriken in Indien und Bangladesch lässt man Frauen für wenig Geld arbeiten, damit bei uns 
billige Textilerzeugnisse verkauft werden können. 

In Indien schuften Kinder in Steinbrüchen im Auftrag der Grabstein-Industrie, . 

Deutsche Schuhfabriken beziehen ihr Material aus Indien, wo die Arbeiter für wenig Geld schutzlos 
den Giften ausgesetzt sind. 

Auch in Italien sind die Arbeiter den Giftstoffen ausgeliefert, wenn sie Häute für die Verarbeitung von 
Lederwaren und Taschen verarbeiten müssen. 

In der Agrar-Industrie Italiens sollen auf Gemüsefeldern indische und afrikanische Arbeiter um einen 
Hungerlohn schuften. 

In Südafrika verkaufen Eltern ihre Kinder auf Sklavenmärkten. 

Syrische Flüchtlinge schicken ihre Kinder auf die Kartoffeläcker in den Libanon. 

Die in die Türkei geflüchteten syrischen Flüchtlinge werden in Fabriken mit Hungerlöhnen abgespeist. 

Viele Länder haben Sklaven ausgebeutet, auch Deutschland. 

 

Aktuell schmuggeln Menschenhändler Vietnamesen nach Deutschland, wo sie als Sklaven illegal 
arbeiten müssen. 

Und die Kleriker schreckten bei ihren Missionierungen auch nicht vor Gewalt zurück. 

 

 

Die Naturgewalten schlagen blind zu. 

Asteroiden und Meteoriten bedrohen das Leben auf Erden. Die Wissenschaft kennt viele Einschläge, 
einer von ihnen hat die Saurier ausgelöscht. 

Der Vulkanismus hat schon Millionen von Menschen den Tod gebracht. 
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79 nach Christus wurde Pompeji vom Vesuv begraben, nach 18 Stunden starben Tausende von 
Menschen durch Gas, Lava und Asche. 

Erdbeben und Tsunamis vernichten Menschenleben. 

Es gibt Seebeben, Taifune, Zyklone, Sturmfluten, Springfluten, Blitze, Feuer, Schlammlawinen, 
Schneelawinen, Erdrutsche und Überschwemmungen. 

Ein Taifun hat in der Karibik Tausende Menschen getötet. Der Taifun "Matthew" machte 250 000 
Opfer obdachlos. 

2004 hat in Indonesien ein Tsunami 230 000 Menschenleben gefordert. 

Im August 2016 hat ein Erdbeben in Mittelitalien zahlreiche Ortschaften verwüstet. 

Am 04.10.2018 gab es in Indonesien zwei Erdbeben und einen fürchterlichen Tsunami mit mehr als 
5000 Toten. Ganze Dörfer verschwanden unter einer Schlammlawine. 

Am 22.12.2018 hat in Indonesien ein Tsunami auf Sumatra und Java weit über 500 Menschenleben 
gefordert und 11 000 Menschen obdachlos gemacht. 

Eine Basilika aus dem 14. Jahrhundert ist durch ein Erdbeben in Mittelitalien eingestürzt. Sie war dem 
heiligen Benedikt geweiht. Die Gläubigen wurden im Gebet erschlagen. 

In den USA ist durch Blitzschlag eine 150 Jahre alte Kirche ein Raub der Flammen geworden. 

Das Dach einer Kirche ist am 11.12.2016 eingestürzt und hat über 100 Gläubige erschlagen. 

Die Trümmer einer Kirche haben am 21.07.2017 bei einem Erdbeben auf der Insel Ischia eine Frau 
erschlagen. 

Am 15.08.2017 wurden bei einem religiösen Volksfest auf Madeira in der Nähe einer Wallfahrtskirche 
13 Menschen von einer Eiche erschlagen. 

Ein Feuervulkan ist am 03.06.2018 in Guatemala ausgebrochen und hat über 20 Todesopfer 
gefordert, mehr als 200 Menschen galten als vermisst. 

Der Strombolie ist im Juli 2019 wieder aktiv geworden. 

Ein Erdbeben in Mittelitalien hat am 18.01.2017 eine Lawine ausgelöst und in einem Hotel 30 
Menschen getötet. 

In Kolumbien wurden am 01.04.2017 mehr als 250 Menschen von einer Schlammlawine in den Tod 
gerissen. 

In Sierra Leone hat im August 2017 eine Schlammlawine 500 Menschen erstickt. 

Ein Bergsturz in Graubünden hat am 23.08.2017 acht Wanderer in den Tod gerissen. 

40 Millionen kämpften Ende August 2017 in Indien, Pakistan, Bangladesch und Nepal mit 
Überflutungen. 

Der Hurrikan "Harvey" hat in Texas und Lousiana Ende August 2017 durch Überschwemmungen über 
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2000 Menschen getötet. 

37 Millionen Menschen waren anfangs September 2017 von den Auswirkungen des Hurrikans "Irma" 
betroffen. 

Ein schweres Erdbeben in Mexiko hat am 07.09.2017 viele Menschen getötet. 

Das Sturmtief "Xavier" hat am 05.10.2017 in Norddeutschland 7 Menschen getötet. 

Ein starkes Erdbeben im iranisch-irakischen Grenzgebiet hat Ende November 2017 über 400 
Menschen getötet und über 7000 Menschen verletzt. 

Nach Unwettern in Japan sind im Juli 2018 mehr als 100 Menschen ums Leben gekommen. 

Im Juli 2018 sind in Griechenland durch verheerende Waldbrände in der Nähe von Athen über 80 
Menschen verbrannt, darunter viele Kinder. 

Ende August 2018 gab es in Indonesien ein Erdbeben. Der folgende Tsunami hat vermutlich 1000 
Menschen das Leben gekostet. 

Auf Mallorca wurden im Oktober 2018 durch Überflutungen viele Menschen in den Tod gerissen. 
Viele Menschen wurden obdachlos, die Versorgung ist zusammengebrochen. 

In Florida hat im Oktober 2018 ein Taifun gewütet und Menschen getötet. Auf Sumatra haben im 
Oktober 2018 Überschwemmungen 22 Menschen in den Tod gerissen und zahlreiche Häuser zerstört. 

Vor einer Feuerwalze in Kalifornien waren 250 000 Menschen auf der Flucht, mehr als 70 Menschen 
sind verbrannt, über 1000 Personen wurden vermisst. 

 

 

In Italien sind Ende Oktober 2018 mehr als 30 Menschen durch schwere Unwetter ums Leben 
gekommen. Venetien wurde überschwemmt, auf Sizilien und Sardinien gab es Tote. Eine Deutsche 
wurde vom Blitz erschlagen. Am 10.01.2019 wurde ein Neunjähriger in der Nähe von München von 
einem Baum erschlagen. Im April 2019 brachte ein Zyklon in Ostindien vielen Menschen den Tod. 
Millionen mussten evakuiert werden. 

 

 

Im ganzen Universum wird man keinen Verantwortlichen für die Katastrophen finden, mit 
Ausnahme weniger, die der Mensch selbst verschuldet. 

Himmlischen Mächte schweigen doch seit Menschengedenken zu allen je eingetretenen 
Naturkatastrophen, zu allen tödlichen Krankheiten, zu allen Unfällen und Verbrechen auf Erden und 
sie werden auch in Zukunft schweigen, selbst, wenn Flüchtlinge mit ihren Kindern im Meer 
ertrinken oder Abermillionen von Menschen grausam gefoltert werden oder durch Kriege ums 
Leben kommen. Sie schweigen auch zu den sexuellen Missbrauchsfällen von Würdenträgern. 
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Kein Heiliger Geist hat die mörderischen Kreuzzüge aufgehaten. Kein Heiliger Geist hat die 
katholische Inquisition daran gehindert Hunderttausende Menschen auf den Scheiterhaufen 
lebendig verbrennen zu lassen. Die Folterknechte durften ihre Opfer vor der Hinrichtung mit 
unbeschreiblicher Grausamkeit foltern, quälen und vergewaltigen. 

Päpste nennen sich Stellvertreter Christi, hatten zu Religionskriegen aufgerufen und die grausame 
Inquisition eingeführt. 

Wieviele ihrer Opfer werden wohl bis zuletzt als Gläubige auf die Hilfe des lieben Gottes gehofft 
haben, von denen ihnen so viel erzählt worden ist? 

Verbrecher sind von allen guten Geistern verlassen, gehen gewissenlos vor, sie kennen kein Mitleid, 
keine Nächstenliebe, keine Mitmenschlichkeit und keine Barmherzigkeit. 

Gegenwärtig werden Verbrechen an Kindern verübt, wenn Priester und Ordensleute sexuellen 
Missbrauch treiben. 

 

Es gibt die Wirtschaftskriminalität, die Finanzkriminalität, die Drogenkriminalität, die 
Zwangsprostitution, die Bandenkriminalität, die Schleuserkriminalität, die Cyberkriminalität und 
viele andere kriminelle Organisationen. 

In unseren Großstädten treten kriminelle Clans auf, insbesondere Arabar-Clans. Die Clan-Kriminalität 
macht sich besonders in NRW, in Niedersachsen und in Neukölln bemerkbar. 

Die Mafia ist global kriminell, auch bei uns in Deutschland. Sie verfügt über ein großes Netzwerk. 

 

Es gibt die kalabrische Mafia, die kampanische Camorra, die sizilianische Camorra, die sizilianische 
Cosa Nostra, die apulische Sacra Corona Unita und die Ndrangheta. 

Letztere soll die gefährlichste italienische Mafia sein und nach Schätzungen in Deutschland über 
1000 Mitglieder verfügen. Lokale dienen als Stützpunkte. Zu ihrem Kerngeschäft gehört der Handel 
mit Kokain. 

Es gibt Rockerbanden und die russisch-eurasische Mafia. In Deutschland betreibt die Mafia 
Geldwäsche in Milliardenhöhe. 

Es gibt eine Reihe von Menschen, die sich über alle Gesetze hinwegsetzen. Wir sehen Diebe, 
Räuber, Zuhälter, Verbrecher, Steuerschwindler, Betrüger, korrupte Menschen, Demagogen, 
Rassisten, Machthungrige, Kriegstreiber, Kriegsverbrecher, Terroristen, Geldwäscher, Lügner, 
Schwindler, Habgierige, Herrschsüchtige, Vergewaltiger, Fanatiker und Mörder. 

 

 

Wissenschaftliche Erkenntnisse 

Um die Wende des 19. Jahrhunderts erkannte der französische Naturforscher Jean Baptiste Lamarck, 
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dass sich die höheren Lebewesen aus den niedrigen entwickelt haben. 

Seine Idee war revolutionär und widersprach der Schöpfungsgeschichte. 

Den Beweis für die Richtigkeit dieser These erbrachte der britische Forscher Charles Darwin bei 
seinen Studien der Tierwelt auf den Galapagos-Inseln. 

Er schuf die These von der Auslese, Anpassung und Evolution. Das Erbgut wird in langen Zeiten 
ausgelesen. Das veränderte Erbgut tragen wir alle in uns.                                                                                                                                                                                                                                                                

                                                                                                                                                                                                              

     

Ich bin davon überzeugt, dass es im ganzen Universum keinen Teufel gibt.            

Die Kirche spricht von einem Teufel und operiert mit dem Konzept der Sünde, dabei hat sie selbst 
große Sünder in ihren Reihen. 

Das Böse und Verbrecherische wurzelt in den Menschen.   

13,7 Milliarden Jahre sind seit dem Urknall vergangen. Die Evolution hat zu zahlreichen 
Entwicklungen geführt und auch den homo sapiens entstehen lassen. 

Das Universum ist voller Geheimnisse. Am 10.04.2019 sind zum erstenmal die Aufnahmen eines 
Schwarzen Loches in der Galaxie M 87 veröffentlicht worden. 

6,5 Milliarden Sonnenmassen sollen im "Schwarzen Loch" auf einen Punkt konzentriert sein. Diese 
Größen übersteigen jede menschliche Vorstellunsgkraft. 

Gravitationswellen künden von unbekannte Neutronensternen. 
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Die Lehre Darwins passte nicht ins Konzept der katholischen Kirche. Ein glühender Anhänger der 
Theorie von Darwin war der katholische Forscher Dubois. Trotz des Verbots seiner Kirche glaubte er 
fest an eine menschliche Zwischenform, die tatsächlich auch gefunden worden ist. 

Die Verwandtschaft mit den Tieren ist eine Tatsache. Die Primaten waren unsere Vorfahren, aus ihnen 
hat sich der "homo sapiens" entwickelt. 

Die Genome der Menschen sind mit denen der Schimpansen zu 98 % identisch. Schimpansen und 
Menschen verfügen über ähnliche Eigenschaften, sie können sozial, liebevoll und brutal auftreten. 

 

Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen hat das Leben seinen Anfang im Meer genommen und ist vor 
ca. 1,8 Milliarden Jahren von den Einzellern allmählich zu den Vielzellern übergegangen. Millionen 
von Jahren hat es gedauert bis Pflanzen und Tiere das Land erobern konnten. Erst mussten 
Wirbeltiere entstehen, aus denen heraus sich die Primaten entwickelt haben. 

Zahlreiche Mutationen und Selektionen haben den Menschen entstehen lassen. Niemand kommt als 
unbeschriebenes Blatt auf die Welt. 

Unterschiedliche Erbanlagen führen zu unterschiedlichen Persönlichkeiten. 

 

 

 

 

Machtmissbrauch hat es immer schon gegeben. 

Die Kriege auf Erden nehmen kein Ende. Menschen werden immer noch versklavt. Missionare und 
Kolonisatoren gingen einst mit Brutalität vor. 

Religionskriege wurden geführt. Hexen und Ketzer wurden lebendig verbrannt. 

Menschen werden auch heute noch gefoltert und umgebracht. 

Kinder und Jugendliche werden missbraucht. Die WHO geht davon aus, dass 1 Million Kinder in 
Deutschland Opfer sexueller Gewalt sind. 

Frauen werden vergewaltigt. Mord und Geldgier sind an der Tagesordnung. 
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Ich kann mit der theologischen Erklärung, Gott erlaube das Böse als Prüfung für die menschliche 
Seele, nichts anfangen. 

Wer von einer "Heiligen Allwissenheit" ausgeht, müsste dieser Allwissenheit auch eine 
göttliche Einsicht zugestehen, die wissen musste, dass die Menschen im Paradies ihre 
Prüfung der Seele nicht bestehen würden und dass es immer Geschöpfe geben wird, die zu 
Verbrechen neigen. Psychisch Kranke sind oft gar nicht Herr ihrer Sinne. 

Eine "Heilige Allwissenheit" hätte nach meinem Verständnis niemals das ungeheure Leid 
zugelassen, dem die Menschen auf Erden ausgesetzt sind, wenn sie in Kriegen ums Leben 
kommen, von Verbrechern getötet werden, wenn sie unheilbar erkranken oder im Meer 
ertrinken. 

Tatsache ist doch, dass jeder Bösewicht gewissenlos handelt. 

Den Teufel kann man vergessen, der hinter allem Bösen stehen soll, denn das Böse steckt in den 
Menschen selbst. 

Das Böse zeigt sich in allen Greueltaten, die der Mensch auf Erden verübt. 

Das Böse zeigte sich bei der blutigen Christenverfolgung, bei der blutigen Judenverfolgung ebenso 
wie bei der katholischen Inquisition, als die Folterknechte auf päpstliche Anordnung unschuldige 
Menschen gefoltert, gequält und lebendig verbrannt haben. 

Das Böse zeigt sich, wenn Kinder von geweihten Priestern und Ordensleuten sexuell missbraucht 
werden. 

Das Böse zeigte sich auch bei den abscheulichen Verbrechen der Nationalsozialisten. Die 
Vernichtung der Juden, der Sinti und der Roma konnte geschehen, ohne dass eine himmlische 
Macht Einhalt geboten hätte. Alle Verbrechen auf Erden schreien doch zum Himmel! 

Das Böse zeigt sich in allen Verbrechen und Kriegen auf Erden, auch in den Religionskriegen. 

 

 

Den Gläubigen verspricht die katholische Kirche die leibliche Wiederauferstehung. 

Auf die Frage nach der leiblichen Wiederauferstehung erhielt ich von einem Theologen folgende 
Erklärung: 

Unsere bekannte empirische Welt würde eines Tages untergehen. Anschließend käme es zu einer 
Neuschöpfung. 

Mit "verfeinerter Materie" würde diese gegenüber der alten Welt eine Überlegenheit aufweisen. 
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Die gereinigten Elemente der alten Welt wären das Rohmaterial für eine verbesserte Wiederholung 
der bestehenden Natur. 

Diese Neuschöpfung sei dann in der Lage, alle je gelebten Menschen mit ihren Auferstehungsleibern 
aufzunehmen. 

Diese theologische Aussage steht für mich im Widerspruch zu allen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen. 

Die Natur ist dabei sich ständig zu erneuern. Das Vergangene bleibt vergangen. 

Die Natur macht bei keinem Lebewesen Ausnahmen. 

 

Aus der Einrichtung der "Inquisition" wurde durch Namensänderung die "Glaubenskongregation". 

Den Kirchen laufen zu Hunderttausenden die Gläubigen davon. Mit Sicherheit haben die 
Missbrauchsfälle und Finanzskandale ihren Anteil an den Kirchenaustritten, andere vermissen die 
Ehrlichkeit. 

Nichts anderes als die Kräfte des Universums haben das Leben auf unserer Erde entstehen lassen. 

Leben und Tod sind mit dem gesamten kosmischen Geschehen verbunden. 

Die Wissenschaft nimmt an, dass sich in 7 Milliarden Jahren die Sonne zu einem "Weißen Riesen" 
über den Bereich unserer Erde hinaus ausdehnen wird. 

Unsere Erde wird es dann nicht mehr geben. 

Das Universum kennt keinen Stillstand und deshalb kann es logischerweise auch keine ewigen 
Einrichtungen geben, in denen man sich ewig aufhalten könnte. 

 

Die Naturgesetze gelten im ganzen Kosmos und sind unumstößlich. Dazu gehört auch die 
Sterblichkeit aller Lebewesen. 

Entgegen dieser Gesetze verkünden die Kleriker die leibliche Auferstehung aller je auf Erden 
gelebten Menschen am Jüngsten Tag. 

Sie behaupten, die Materie auf Erden würde durch göttliche Fügung einzigartig verwandelt. 

Die Zahl der vor uns verstorbenen Menschen kann nur geschätzt werden. Würden sie alle wieder 
auferstehen, wäre sprichwörtlich der Teufel los. 

Astrophysiker, Anthropologen, Evolutionsbiologen, Paläontologen, Klimatologen und Geophysiker 
vermitteln wissenschaftliche Aussagen, die sich an der Wirklichkeit orientieren. 

Die Weltbevölkerung platzt jetzt schon aus allen Nähten und die Versorgung der Menschen bereitet 
jetzt schon weltweit Propleme. 
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Mit Verweis auf Schriften und Verkündigungen wecken die Kleriker die Sehnsüchte der Gläubigen 
auf ein ewiges Leben. 

Um alle Aussagen glaubhaft erscheinen zu lassen, verkündet man mit einem Dogma die päpstliche  
"Unfehlbarkeit ". 

 

Sigmund Freud 

Sigmund Freud hat erkannt, dass der Mensch nicht frei von Trieben ist. Er sprach von einer 
"Triebdynamik". 

Das Unbewusste lenkt unser Denken und Fühlen, der Jagdinstinkt hält Ausschau nach Beute. 

Die massenhaften sexuellen und räuberischen Übergriffe von Tätern aus Nordafrika und den 
arabischen Ländern in der Silvesternacht 2015 auf den Bahnhöfen Köln, Bielefeld, Hamburg und 
Stuttgart haben diese Triebdynamik deutlich gemacht. Es war die Stunde der Vergewaltiger und 
Handyräuber. 

 

 

 

 

 

Die Triebtäter sind auf der Suche nach Beute. 
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Sexualtäter erliegen ihren Trieben. 

Im November 2016 hat ein 17jähriger Flüchtling aus Afghanistan eine 19jährige Studentin in Freiburg 
vergewaltigt und ermordet. 

Sexuelle Übergriffe finden auf der ganzen Welt statt. 

In Amerika gab es darüber viele Schlagzeilen mit prominenten Tätern. 

Immer mehr englische Fußballspieler gehen an die Öffentlichkeit, die einst von ihren Trainern sexuell 
missbraucht worden sind. 

Blauhelmen der UN werden Vergewaltigungen von Kindern in Afrika vorgeworfen. 

Die Zahl der Missbrauchsfälle in Deutschland wird auf über 100 000 geschätzt. 

Kenner der Szene, wie Psychologen und Ärzte wissen zu berichten, dass sexuelle Gewalt an Kindern 
auch von intelligenten Tätern ausgeht, von denen man es gar nicht erwarten würde. 

Unter den Tätern können neben  Priestern, Ordensleuten, Lehrer und Erzieher sein. 

Im März 2016 wurde ein 41jähriger Kinderarzt zu 13 Jahren mit anschließender 
Sicherungsverwahrung verurteilt, der sich an Kindern vergangen hatte. 

Am 17.10.2016 wurde ein Chefarzt in Bamberg verurteilt, weil er sich an Frauen vergangen hatte, die 
von ihm narkotisiert worden sind. 

In Norwegen wurde am 20.11.2016 ein Pädophilenring ausgehoben, dem viele hochintelligente Täter 
angehörten. 

 

 

Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 

Die kirchlichen Vertreter haben jahrelang gemauert, mussten aber nach und nach ihren Widerstand 
aufgeben. Es wurde berichtet, dass in Bayern von der katholischen Kirche einschlägige Akten 
vernichtet worden seien.  

Priester und Ordensleute treten im Namen einer Religion auf, nehmen für sich ein sogenanntes 
Weihesakrament in Anspruch und stellen sich als Stellvertreter Christi in wichtigen Amtshandlungen 
der Kirche dar. 

 

 

Was in den Heimen geschah und möglicherweise noch immer geschieht, ist sadistische Gewalt und 
Grausamkeit. 
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Kardinal Marx versprach einst die Missbrauchsfälle schonungslos aufklären zu wollen. 

In seinem Bistum wurden über 300 Täter festgestellt. Als es um die Veröffentlichung ging, wurde 
gemauert. 

Bischof Walter Mixa wurde angezeigt, weil er Kinder verprügelt haben soll. Seinem 
Rücktrittsersuchen wurde stattgegeben. 

 

                                                                                          

Das katholische Bistum Hildesheim und der Jesuitenorden sollen im Fall eines suspendierten Priesters 
Jahrzehnte lang weggeschaut haben, wenn Gerüchte über sexuelle Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen aufgetaucht sind. Der bekannte Kriminologe Christian Pfeiffer wurde mit der Aufklärung 
von Missbrauchsfällen beauftragt. Das Ergebnis durfte er später aus Schutz von 
Persönlichkeitsrechten nicht bekanntgeben. Die Kirche hat das Beschäftigungsverhältnis mit dem 
Aufklärer für beendet erklärt. Die Kirche hat gemauert. 

Die Deutsche Bischofskonferenz hat für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Christian 
Pfeiffer und seinem Team vom Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen gesorgt. 

Die Kirchenmänner waren gegen die pauschale Herausgabe der Personalakten. Man sprach von 
einem unerlaubten Eingriff in die Persönlichkeitsrechte von Priestern, Diakonen und 
Ordensgeistlichen. 

Mit der Einsicht in den Personalakten würde das Vertrauensverhältnis kahtolischer Kleriker 
gegenüber ihren Bischöfen und Oberen nachhaltig gestört. 

Die Mitbrüder würden dadurch einem Generalverdacht ausgesetzt werden. 

Ich verstehe nicht, dass das Bundesministerium der Justiz keine Konsequenzen angedroht hat. Die 
Erklärung der Bischöfe wurde zwar nicht für gut befunden, aber damit hatte alles sein Bewenden. 
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Das kriminalistische Forschungsinstitut Niedersachsen hatte die Aufklärung der Missbrauchsfälle in 
kirchlichen Einrichtungen von 27 Diözesen erfolgreich durchgeführt. 

Eine Veröffentlichung der Ergebnisse fand nicht statt. 

Die Regensburger Domspatzen wurden geschlagen und missbraucht. 

Immer mehr Opfer gehen an die Öffentlichkeit. Sie beklagen alle die unzureichende Unterstützung 
der katholischen Kirche bei der Aufklärung. 

Missbrauchsfälle gab es in der Odenwaldschule und im Kloster Ettal. Es gab Prügelorgien in der 
Benediktinerabtei mit Internat. 

31 sexuelle Übergriffe wurden bekannt. In 88 Fällen haben Patres brutal zugeschlagen. 

Bettnässer wurden an den Pranger gestellt, Schüler geschlagen und missbraucht, man hat sie 
gezwungen ihr Erbrochenes zu essen. 

Auch bei Salesianern und Kapuzinern sind Schandtaten festgestellt worden. 

 

Am 20.02.2018 kam im Fernsehen auf ARTE der Beitrag: "Hinter dem Altar". Es ging um den 
Missbrauch in der katholischen Kirche. 

Der britische Historiker John Dicke hat darauf hingewiesen wie oberflächlich die Kirche mit den 
pädophilen Pfarrern umgeht. 

Dabei wurde deutlich, dass es in den Reihen der Kirche Priester gibt, die sogar von ihrem System 
geschützt werden. 

Bei Bekanntwerden ihrer Vergehen wurden die Missbrauchtreibenden oft nicht einmal der Polizei 
gemeldet, sondern nur versetzt. 

Sie konnten dann den Missbrauch an Kindern andernorts weiter betreiben. Beweismaterial wird 
unter Verschluss gehalten. 

 

Wie am 29.06.2017 im Fernsehen gemeldet worden ist, musste sich der oberste Chef der 
Vatikanbank, Georg Kardinal Pell, in Melborne wegen des Verbrechens des mehrfachen 
Kindsmissbrauchs vor Gericht verantworten. 

Er wurde in Australien von einem Geschworenengericht des Missbrauchs zweier Ministranten für 
schuldig befunden. 

Dieser Kardinal war als ranghöchster Vertreter der katholischen Kirche Finanzminister in Rom. 

Ihm wird sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche vorgeworfen. Schon vor 15 Jahren sah er sich 
eines derartigen Vorwurfs ausgesetzt. Der Kardinal streitet alle Vorwürfe ab. 

Papst Franziskus hat den Kardinal vom Dienst freigestellt. 
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Georg Kardinal Pell wurde einst berufen, die Kurie zu reformieren, er gehörte zum Beratungsgremium 
des Papstes. 

In Australien hat man die Berichterstattung über den Prozess gegen den Kardinal verboten. 

Die freie Berichterstattung ist den Mächtigen ein Dorn im Auge. 

   

Die Strafverfolgungsbehörden in den USA im Staate Pennsylvania erheben im Zusammenhang mit 
tausenden Missbrauchsfällen Vorwürfe wegen Vergewaltigungen und Vertuschung. 

Weltweit gibt es Übergriffe an Kindern, so auch in irischen Kinderheimen und in amerikanischen 
Klöstern. 

Auch in Polen warten viele von Priestern missbrauchte Opfer auf Gerechtigkeit. 

Ob die pastoralen Verlautbarungen auf der Kinderschutzkonferenz in Rom im Februar 2019 etwas 
ändern werden, bleibt abzuwarten. 

 

Wie war es in unserem Rechtsstaat überhaupt möglich, dass die katholische Kirche die Aufklärung 
der Verbrechen in den Reihen ihrer Priesterschaft so lange verschleppen konnte? 

Eine Organisation, die Verbrechen verdunkelt, müsste nach meiner Auffassung sogar vom 
Verfassungsschutz observiert werden. 

Warum wurden nie Verfahren wegen Strafvereitelung eingeleitet? Gab es Helfer in der Politik? 

In Zeiten der Inquisition wurden Frauen als Hexen gejagt, gefoltert, vergewaltigt und 
ermordet. 
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Berichte über die zahlreichen Missbrauchsfälle legen den Verdacht nahe, dass noch vieles im Dunkeln 
liegt. Ein ausreichender Anfangsverdacht könnte die Staatsanwaltschaft jederzeit auf den Plan rufen, 
bevor für die Täter die Verjährung greift. 
 

Eine Studie, im Auftrag der Bischofskonferenz erstellt, spricht von bekannten 1650 Beschuldigten und 
von mehr als 3670 Betroffenen. 
 

Auch die evangelische Kirche wird von Missbrauchsfällen erschüttert. 
 

Die EKD hat eine Zahl von 480 Fällen genannt, die Dunkelziffer soll hoch sein. Die Weltkirche wird von 
einem globalen Missbrauchsskandal überschattet. 
 

Man spricht auch von einem Augiastall der vatikanischen Finanzen. 

 

 

 

 

 

 

 

Inquisition der katholischen Kirche 

 

Kirche und Staat waren auf das engste verbunden. 
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Die Kirche war von einem Hexenwahn befallen. 

Die Kirche unterstellte unschuldigen Frauen und Männern sie seien mit dem Teufel und mit Dämonen 
im Bunde. 

Die KIrche übertrug ihre Wahnvorstellungen auf die Gläubigen und forderte sie auf verdächtige 
Personen zu denunzieren. 

Das Instrument der Denunziation benützen alle Machthaber. 

Blicken wir zurück in die Geschichte der katholischen Kirche, kommen wir in eine Zeit, in der 
europaweit   

Hunderttausende Frauen und Männer als Hexen und Ketzer gejagt, gefoltert, vergewaltigt und 
lebendig verbrannt worden sind. 

 

Im Jahr 1231 kam es zur Gründung der Römischen Inquisition. 

Papst Gregor IX. entschloss sich einen eigenen Gerichtshof zu errichten. 

Papst Innozenz VIII. erließ 1484 die Hexenbulle als Richtlinie für den kirchlichen Prozess. 

Der Hexenhammer wurde 1487 von dem Dominikanermönch Heinrich Kramer verfasst. 

Der kirchliche Gerichtshof befasste sich mit Irrlehren, mit Magie, mit Gotteslästerung und vor allem 
mit der Hexerei. 

Die Inquisition hat die gerichtliche Untersuchung angeordnet, die zur gewünschten Anklage geführt 
hat. 

Das Urteil wurde im Sinne der katholischen Kirche verkündet. 

Den Verzweifelten standen keine Mittel der Verteidigung zur Verfügung. 

 

Oft verweist die Kirche wie zu ihrer Entschuldigung auf die damalige strenge Gerichtsbarkeit, um von 
ihrer Schuld abzulenken. 

Unschuldige Frauen und Männer wurden durch unbeschreibliche Folter und Qualen zu Geständnissen 
gezwungen und bei lebendigem Leib verbrannt. 

Man kann sich nicht vorstellen, welche Qualen alle diese Menschen erleiden mussten. 

Wo stehen die Gedenkstätten für die ermordeten Hexen und Ketzer?  Für sie gibt es keinen 
Gedenktag. 

Zum kollektiven Gedächtnis sollte man Gedenkstätten und Gedenktage einrichten. 

Man sollte die Namen der Opfer und ihrer Mörder bekanntgeben. 
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Die christlichen Peiniger hatten jedes Mal die vor Schmerz verzerrten Gesichter der Opfer gesehen 
und ihre verzweifelten Schreie gehört. 

Die Folterer sahen wie die Opfer an ihren Fesseln gezerrt haben, wie sich die Haut vom Fleisch gelöst 
hat und sie haben auch das verbrannte Fleisch gerochen. 

 

 

 

 

 

 

Die Kirche hat Menschen zu Ketzern erklärt, um sie beseitigen zu können. Menschen wurden 
grausam umgebracht, weil sie sich der krichlichen Machtwillkür nicht gefügt haben. 

Die totalitäre katholische Kirche ging davon aus allein im Besitz der richtigen Lehre zu sein und 
bekämpfte alle Andersdenkenden. 

Zu den Ketzern rechnete die katholische Kirche die Katharer, die Templer, die Jungfrau von Orlean 
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und die Hugenotten. 

Die Ketzer wurden zu Tausenden massakriert, man hat ihnen die Zunge herausgeschnitten und zu 
Hunderten auf den Scheiterhaufen verbrannt. 

 

Zu den Opfern der katholischen Kirche gehörten auch die außerordentlichen Männer Jan Hus und 
Giordano Bruno. Kardinal Belarmine hat Giordano Bruno in Rom im Jahr 1600 als Ketzer auf den 
Scheiterhaufen gebracht. 

Der tschechische Reformator Jan Hus wurde von der katholischen Kirche auf dem Konzil in Konstanz 
1415 verbrannt, obwohl ihm der Kaiser freies Geleit zugesichert hatte. 

Das Vermächtnis von Jan Hus lautete: "Liebt die Wahrheit, verteidigt die Wahrheit und gönnt jedem 
die Wahrheit!" 

Der Dominikanermönch Girolamo Savonarola wollte einen Gottesstaat errichten und Christus als 
König von Florenz ausrufen. 

Die katholische Kirche hat ihn 1498 in Florenz verbrannt. 

 

Lange genug hatte die katholische Kirche das Machtinstrument der "Inquisition" in der Hand. 

Im Heiligen Jahr 2000 hat Papst Johannes Paul II. die große Schuld der Kirche bekannt. 

Aus der Kirche heraus sind fürchterliche Verbrechen geschehen.   

Der Klerus spricht von einem barmherzigen Gott und der Anwesenheit des Heiligen Geistes. 

Die kirchlichen Auftraggeber und die Folterknechte der Inquisition kannten keine Barmherzigkeit. 
Kein Heiliger Geist hat Einhalt geboten. 

Die Kirche schiebt die Schuld heute gern auf die Kinder der Inquisition. Dabei befolgten die 
grausamen Inquisitoren nur die Befehle der katholischen Kirche. 

 

 

 

Der spanische Maler el Greco hat ein Bild des Kardinal-Inquisitors Don Fernando Nino de 
Guevara gemalt, das ich nachfolgend zeige. 
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Die Süddeutsche Zeitung meldete am 10.12.2015, dass in Frankfurt eine Teufelsaustreibung bei einer 
Koreanerin erfolgt ist, die dabei ums Leben kam. 

Alle Machthaber verstehen sich als Saubermänner und führen häufig Säuberungsaktionen durch. 

Die Palette des Unrechts reicht von Fanatismus, Machtbesessenheit, Größenwahn, religiöser 
Dominanz bis hin zur Gier und Gesetzlosigkeit. 

Es gibt Gedenkstätten für die in Konzentrationslagern Getöteten, für die in Kriegen Gefallenen 
werden Kränze niedergelegt, man sollte auch darüber nachdenken wer für die Greueltaten der 
Inquisition verantwortlich war. 

Die Hexen- und Ketzerverbrennungen gehören zu den dunkelsten Kapiteln der katholischen Kirche. 
Aktuell gesellen sich jetzt auch noch die Missbrauchsfälle und die Finanzskandale dazu. 
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Eichstätt war neben Würzburg, Bamberg und Fulda eine Hochburg der 

Hexenverbrennungen. 

Mehr als 400 Menschen ließ die Inquisition fangen, foltern und hinrichten. 

Das Urteil lautete in allen Fällen Tod durch Feuer. 

Die Dominikaner machten Jagd auf Frauen. 

Denunziationen waren an der Tagesordnung. Gejagt und gefangen wurden Menschen aus dem 
ländlichen Bereich, aus der bürgerlichen Mittelschicht und aus der Oberschicht. 

Es gab die Einrichtung einer speziellen Malefizkommission. 

Zunächst wurde mit einem ganzen Katalog von Fragen verhört. 

Gefragt wurde nach Hexerei, Teufelspakt, Teufelsbuhlschaft, Teufelstaufe, Hexenflug, Hexentanz, 
Verleugnung Gottes, Lästerung Gottes, Zauberei gegen Mensch und Vieh, 

Veränderungen des Wetters, Verführung anderer zur Hexerei, Ausgrabung toter Kinder, Veränderung 
der Gestalt. 

Führte diese sogenannte gütliche Befragung zu keinem Geständnis, wurde die Befragung in der 
Folterkammer bis hin zur peinlichen Befragung fortgesetzt. 

Die Befragung nahm der Scharfrichter und seine Gehilfen vor. 
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Die Folterrmethoden begannen zunächst in der Folterkammer mit dem Anlegen der Finger- und 
Beinschrauben. 

Als nächstes kam die Streckbank und das Aufziehen. Die Opfer wurden gefesselt an den Armen an 
einem Seil nach oben gezogen. 

Die Folterknechte quälten mit glühenden Eisen und Zangen. Eiserne Halsringe mit Dornen kamen zum 
Einsatz. 

Es gab die Wasserfolter und das Einsperren in viel zu engen Käfigen.   

Die Frauen wurden mit der Rute gepeitscht, an den Armen mit einem Seil hochgezogen und fallen 
gelassen. 

Die Verhöre wurden tagelang fortgesetzt und haben sich über Wochen erstreckt. 

Die Angeklagten sollten gestehen und die Namen anderer Personen verraten, die der Hexerei 
bezichtigt werden konnten. 

Der Scharfrichter und seine Gehilfen erreichten mit ihren unmenschlichen Foltermethoden zahlreiche 
Denunziationen. 

Am Gerichtstag wurde das Urteil verkündet. 

Die Verurteilten wurden mit dem Wagen des Scharfrichters in Begleitung von berittenen 
Stadtknechten zum Richtplatz gebracht. 

Der Weg führte durch das heute nicht mehr vorhandene "Buchtaltor" hinauf zum Buchtal bis zum 
Galgenberg, der heute unter dem Namen "Neuer Weg" bekannt ist. 

Die katholische Kirche hat sich später den Besitz der Hingerichteten angeeignet. 

Ich habe meine ganze Kindheit in Eichstätt verbracht. 

Unsere Wohnung befand sich im Buchtal. Ich hatte keine Ahnung, dass ich als Kind auf einem 
Leidensweg der Hexen spielte. 

Während meiner Schulzeit hat uns kein einziger katholischer Religionslehrer etwas von den 
grausamen Hexenverbrennungen in Eichstätt erzählt.    

Bekanntlich erfolgt der Religionsunterricht mit staatlicher Billigung. Der Inhalt des 
Religionsunterrichtes wird nicht kontrolliert. 

Die Religionslehrer sollten verpflichtet werden im Religionsunterricht wahrheitsgemäß auch über 
die Verbrechen der Inquisition zu berichten. 

Im Unterricht werden schließlich auch die Greueltaten der Nazis regelmäßig zur Sprache gebracht. 

Aus einer Chronik geht hervor, dass manche Verurteilte in Eichstätt vor der Verbrennung durch Gnade 
mit dem Schwert enthauptet oder stranguliert worden sind. 

Ein christliches Begräbnis bekamen die Hingerichteten nicht. Die Hinterbliebenen mussten sogar noch 
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das Holz für die Verbrennung bezahlen. 

 

 

Für die grausamen Hinrichtungen waren folgende Geistliche aus dem Adel verantwortlich: 

Fürstbischof Gabriel von Eyb (Regierungszeit 1496 - 1535), 

Fürstbischof Moritz von Hutten (Regierungszeit 1539 - 1557), 

Fürstbischof Martin von Schaumberg (Regierungszeit 1560 - 1590), 

Fürstbischof Johann von Gemmingen (Regierungszeit 1595 - 1617) 

 

 

 

 

Fürstbischof Johann Christoph von Westerstetten. 

Die Hauptphase der Hexenverfolgungen in Eichstätt war zwischen 1613 - 1630. 

Ich empfehle den Interessierten sich aufschlussreiche Informationen aus dem Internet zu holen unter 

"https:/de.wikipedia.rog/wiki/Hexenverfolgung im Hochstift Eichstät%C3%A4tt 

Im Mai 2013 gab es in Eichstätt auf dem Domplatz eine Kundgebung der Aktivisten des "Instituts für 
Kunst und Forschung", auf der für die Opfer der Inquisition ein Mahnmal gefordert worden ist. 

Die Initiatoren Wolfram P. Kastner, Claus-Peter Lieckfeld und ihre Mitstreiterinnen Hiltraut Pusch, 
Julia Kilet und Birke Grieshammer verlangten die Rehabilitation der Opfer, die von 1603 - 1723 
hingerichtet worden sind.  

Der Künstler, Herr Wolfram P. Kastner, hatte als Mahnmal ein großes orangefarbenes Dreieck 
entworfen, das auf dem Pater- Philipp-Jenningen-Platz aufgestellt werden sollte. 

Dieses Mahnmal sollte an die verbrecherisch hingerichteten Bürgerinnen und Bürger erinnern. 

Die Aktivisten forderten auch die juristische Rehabilitation der Opfer und die wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Verbrechen der katholischen Kirche. 

Die Herren der katholischen Inquisition suchten den Teufel in ihren Opfern und hatten das 
Demagogische selbst in sich. 

Wie nicht anders zu erwarten wurde die Errichtung des Mahnmals abgelehnt. 

Die Ablehnung erfolgte mit Verweis auf eine Stele in der Nähe der ehemaligen Richtstätte. 
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Halme aus Metallrohren und eine Tafel erinnern an die Verbrechen. 

Ich stimme mit Herrn Kastner überein, dass dieses Mahnmal keine besondere Aussagekraft besitzt 
und den Opfern nicht gerecht wird. 

 

An vielen Stellen der Stadt Eichstätt klebten im Dezember 2014 gelbe Zettel mit dem Namen der 
Bürgermeistersfrau "Ursula Bonschab", die als Hexe auf Betreiben der katholischen Kirche ermordet 
worden ist. 

Der Künstler, Herr Kastner, hatte zwar mit diesen Zetteln nichts zu tun, er hat sich aber an den Papst 
gewandt und geschrieben, dass die unschuldig gefolterten, vergewaltigten und grausam 
hingerichteten Opfer bis heute nicht rehabilitiert seien und man sogar ihren Besitz konfisziert habe. 
Eine Antwort erhielt er nicht. 

 

Das Denkmal des Künstlers, Herrn Kastner, hatte man abgelehnt, das Gedächtnis an den Fürstbischof 
Christoph von Westerstetten wird hingegen aufrechterhalten. 

Eine Steintafel im Kreuzgang des Eichstätter Doms erinnert an ihn. 

Das Haus des Scharfrichters wurde renoviert und kann am Neuen Weg 1 besichtigt werden. 

In den Zeiten der Inquisition wurden Menschen mit abscheulicher Grausamkeit umgebracht auf der 
Grundlage der päpstlichen Bulle "Summis Desiderantes Affectibus". 

 

 

Die Kirche und die Politik 

Die Oberhirten der katholischen Kirche kamen jahrhundertelang aus dem Adel. Die Fürsten 
verteidigten ihre Dynastien und Privilegien. 

Gnadenlos wurden unschuldige Frauen dem Feuertod ausgesetzt. 

Der Klerus hält auch heute noch an vielen Privilegien fest. 

Den Kirchen gelang es sogar Sonderrechte in unsere Verfassung hineinzuschreiben. 

Die katholische Kirche unterhält katholische Universitäten und bestimmt was Lehre ist. Die Gehälter 
der Professoren der Universitäten werden mit Steuergeldern finanziert. 

Die Gehälter der Bischöfe und Kardinäle werden ebenfalls mit Steuergeldern finanziert. 

 

Der geschätzte Reichtum der katholischen Kirche soll 450 Milliarden Euro betragen. 

Den tatsächlichen Reichtum kennt niemand. Die Vatikanbank lässt sich nicht in die Karten schauen. 
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Wie hält es die Kirche selbst mit dem "biblischen Zinsverbot"? 

Bei dem Schwindel mit dem Geld wurde sogar der Vatikan einmal bei einer Geldwäsche erwischt. 

Die Vatikanbank wird von keiner Macht auf der Welt kontrolliert. 

Manche nehmen sogar an, dass eine gewisse Nähe zur Mafia besteht. 

Ein unliebsamer Bote der Vatikanbank, den sie Bankier Gottes nannten, wurde am 18.06.1982 
erhängt unter einer Londoner Brücke aufgefunden. 

Er soll Millionen außer Landes geschmuggelt haben. Sein Tod wurde als Selbstmord dargestellt. 

Augenzeugen sahen ihn zuletzt in ein Boot einsteigen, in dem zwei Italiener auf ihn warteten. 

 

Nach offizieller Version sei der 62jährige auf einer hohen Leiter hinaufgeklettert und habe dort oben 
zufällig ein Seil vorgefunden, um Selbstmord zu begehen. 

Killerkommandos führen auch heute noch Auftragsmorde aus. 

 

In den Gemächern des Präfekten der Glaubenskongregation, Kardinal Müller, wurden im Vatikan 
hinter einer Würsteldose 20 000 Euro Schwarzgeld entdeckt. 

Wer das Geld dort deponiert hat, ist nicht bekannt. 

Einer Meldung vom 01.07.2017 zufolge wurde der Kurienkardinal als Chef der Glaubenskonkregation 
entlassen. 

 

Der verschwenderische Trierer Bischof Franz-Peter-Tebartz-van Elst konnte Gelder ausgeben wie er 
wollte. 

Für seine Verteidigung setzte sich bis zuletzt der Präfekt der Glaubenskongretation, Kardinal Müller, 
vergeblich ein. 

Kardinal Müller fungierte einst als oberster Wächter der Glaubens- und Morallehre.   



99 

 

 

Die Diözese München-Freising hat 2018 Kirchensteuern in Höhe von 645 Millionen Euro 
eingenommen. Die Sach- und Finanzanlagen belaufen sich auf 4,12 Milliarden Euro. 

Die katholische Kirche verfügt über eine Reihe von Stiftungen und über Grund- und Waldbesitz. In 
der bayerischen Diözese Eichstätt haben dubiose Investitionen in den USA zu einem Finanzskandal 
mit Millionen Verlusten geführt. 

Bei steigenden Löhnen steigt auch die Kirchensteuer. Die Geldeinnahmen der Kirchen sprudeln. 
Trotz der vielen KIrchenaustritte erhielten sie von den verbliebenen Gläubigen im Jahr 2018 
immerhin noch Kirchensteuern in Höhe von 12,4 Milliarden Euro.   

Zusätzlich verschafft das mit Steuergeldern finanzierte Konkordat der katholischen Kirche 
dauerhaft hohe Einnahmen.  Die Kirche nimmt für sich in Anspruch das Gewissen des Staates zu 
sein und mischt sich in die Tagespolitik ein. 

Das Wächteramt in unserem Staat obliegt ausschließlich unseren demokratischen Einrichtungen. 

 

Die päpstliche Enzyklika "Humane Vitae" sorgt mit dem Verbot der Empfängnisverhütung für einen 
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reichen Kindersegen auch in Afrika. Massenauswanderungen sind die Folge. 

Der Papst meinte zwar die Menschen sollten sich nicht wie die Karnickel vermehren. Diese 
Aufforderung ändert nichts an der Fruchtbarkeit. 

Man schätzt, dass sich demnächst über 100 Millionen Afrikaner auf den Weg nach Europa machen 
werden. 

Von Libyen aus werden sie von gewissenlosen Schleusern in untauglichen Booten in Richtung Italien 
gelotst. Tausende ertrinken auf diesem Weg, ihre Leichen werden im Sand verscharrt. 

Neuerdings bevorzugen die Schleuser die Route nach Spanien. 

2015 sind über 3000 Menschen im Mittelmeer ertrunken. 

2016 sind 4000 Menschen ertrunken und im ersten Halbjahr 

2017 zählte man bereits 2500 Ertrunkene. 

2018 sind mehr als 2200 ertrunken. 

Die Seenotrettung stößt auf Widerstand der italienischen Regierung. Der Seenotrettungsdienst 
müsste europaweit organisiert werden. 

 

Kardinal Reinhard Marx sagt, dass sich Abgrenzung und Abschottung nicht mit der christlichen 
Botschaft verbinden ließe. 

In einer Rede vor dem Bayerischen Landtag vertrat er sogar den Standpunkt, dass die 
Religionsausübung nicht Privatsache, sondern eine öffentliche Angelegenheit sei. 

Der Erzbischof von Köln, Rainer Woelki, warnte in der Flüchtlingskrise vor einem unchristlichen 
Verhalten und einer gesellschaftlichen Spaltung. 

 

Landesbischof Professor Dr. Heinrich Bedford-Strohm ist Vorsitzender des Rates der evangelischen 
Kirche (EKD). 

Er ist der Auffassung die Kirche hätte geradezu den göttlichen Auftrag sich politisch einzumischen. 
Dabei hat er Christenmenschen im Auge, die an einen Gott glauben, der sich nicht von der Welt 
abwenden sondern sich ihr zuwenden würde. Die EKD hat auch Mühe die Missbrauchsfälle in ihren 
Reihen aufzuarbeiten. 

 

 

Die Naturkatastrophen führen weltweit zu Millionen von Toten, ohne dass eine himmlische Macht 
den Kräften der Natur Einhalt gebieten würde. 

Epidemien haben Millionen von Menschen dahingerafft, Männer, Frauen und Kinder. Im 14. 
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Jahrhundert hat die Pest 25 Millionen Menschen das Leben gekostet. Millionen von Menschen fielen 
den zahlreichen Kriegen auf Erden zum Opfer. 

Die katholische Kirche hat Kreuzzüge veranlasst mit dem Apell:  "Gott will es!" Weder ein Heiliger 
Geist noch sonst eine himmlische Macht waren zur Stelle, als die Päpste die fürchterliche Inquisition 
eingeführt hatten. Die katholische Inquisition ließ europaweit mehr als Hunderttausend Menschen 
lebendig verbrennen. Andersdenkende wurden zu Ketzern erklärt und lebendig verbrannt. Hilfe von 
oben hat es noch zu keiner Zeit auf Erden gegeben. 

 

Konkordat 

Das Konkordat hat keine Ewigkeitsgarantie und ist nicht in Stein gemeißelt. 

In einer Demokratie sind Änderungen eines einmal geschlossenen Vertrages jederzeit möglich. Man 
kann Verträge schließen, ändern und kündigen. 

Bekanntlich schützt unser Grundgesetz alle Religionsgemeinschaften, definiert aber keine 
Glaubensfragen und garantiert die vollkommene Religionsfreiheit. 

Das Konkordat finanzieren alle deutschen Steuerzahler, ob sie einer Kirche angehören oder nicht.  
Daneben wird von den Gläubigen die Kirchensteuer entrichtet. 

Hunderttausende haben den KIrchen schon den Rücken gekehrt und es werden immer mehr. 

 

Zum Gedenken an die Reformation hat sich Papst Franziskus vom 31.10.2016 - 01.11.2016 in 
Schweden aufgehalten. 

Er ließ verlauten man dürfe nicht in starren Perspektiven verharren, schließlich habe durch Luther die 
Reform einen großen Schritt getan als das Wort in die Hände des Volkes gelegt worden ist. 

Nach allem was geschehen ist, sollte die Reform des Konkordates ins Auge gefasst und neu 
verhandelt werden. 

Die enormen finanziellen Einsparungen von Steuern, die für das Konkordat aufgebracht werden 
müssen, kämen allen Steuerzahlern zugute, vor allem den Armen und Bedürftigen. 

Bei dem Konkordat handelt sich um einen Vertrag, der die gemeinsamen Interessen zwischen 
Deutschland und dem Hl. Stuhl regelt. 

 

Bei der Säkularisation kam der Kirche Besitz abhanden. Es sei daran erinnert, dass sich die katholische 
Kirche in Zeiten der verbrecherischen Inquisition häufig den Besitz der verbrannten Hexen 
unrechtmäßig angeeignet hat. Das Konkordat regelt u.a. auch die Finanzierung der Personalkosten 
der katholischen Kirche. 

Alle Missbrauchtreibenden der katholischen Kirche beziehen Gehälter und Ruhegelder, die wir 
Steuerzahler finanzieren müssen. Viele Täter entgehen häufig ihrer gerechten Strafe und können 
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mit ihren Bezügen gut leben. Die Verjährung von Straftaten kommt ihnen zugute. 

Das Votum des ganzen Volkes sollte respektiert werden, wenn es um Änderungen des Konkordats 
geht. 

Damit das Volk sich als Souverän erweisen kann, liegt das Schicksal des Konkordats in den Händen 
einer Regierung, die wirklich willens ist den Vertrag neu zu verhandeln. 

In unserer Demokratie erhalten die Parteien mit dem größten Stimmenanteil bei Wahlen den 
Regierungsauftrag. 

Ich bin davon überzeugt, dass es kommenden Generationen einmal gelingen wird solche Parteien 
zu stärken, die dem Konkordat kritisch gegenüberstehen und sich für Änderungen einsetzen 
werden. 

Den wirklichen Reichtum der Vatikanbank kennt niemand. Mit Sicherheit ist diese Bank 
aber in der Lage die finanzielle Versorgung des gesamten Kirchenpersonals in Deutschland 
alleine sicherzustellen. 

Der Staat und insbesondere die politischen Parteien haben sich in Glaubensfragen komplett 
zurückzuhalten. 

Die deutschen Steuerzahler sollten alles über die im Konkordat genannten gemeinsamen 
Interessen erfahren. 

Wie sehen die gemeinsamen Interessen aus, welche Kosten sind zu tragen? 

Die eingeräumten Kirchenrechte sollten überprüft werden. Die KIrchen sind im Bund der 
zweitgrößte Arbeitgeber, aber die Bediensteten haben bis heute noch kein Streikrecht. 

Wie hoch sind die Einnahmen aus den Stiftungen und Liegenschaften der katholischen Kirche? 

Es muss anerkannt werden, dass die katholische Kirche viele soziale Dienste und Aufgaben für die 
Gesellschaft leistet. Dafür stehen ihr selbstverständlch die erforderlichen Mittel zu. 

Wenn wir wissen in welcher Höhe Löhne und Gehälter sowie Ruhegelder an Priester, Ordensleute, 
Bischöfe und Kardinäle gezahlt werden, können wir ermessen, wie stark unser Bundeshaushalt im 
Falle einer Änderung entlastet würde. 

 

Das Armutsrisiko nimmt in Deutschland zu. Schon jeder fünfte Rentner könnte davon betroffen sein. 
Sie alle haben eine respektable Lebensleistung erbracht. Als Wenigverdiener haben viele in unserem 
Rentensystem das Nachsehen. Die Altersarmut ist zu einem gesellschaftlichen Problem geworden. 
Kein Rentner sollte auf Sozialhilfe angewiesen sein. Die Hälfte aller Rentenbezieher muss sich zur Zeit 
mit einer Rente unter 900 Euro monatlich begnügen. 

Wenn die das Konkordat finanzierenden Steuergelder frei werden, könnte man womöglich 
die Grundrenten ohne die umstrittene Bedürftigkeitsprüfung für alle Menschen finanzieren, 
die ein Lebenlang gearbeitet haben. 
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Wer fest an eine menschenwürdige Grundrente glaubt, wird sie eines Tages auch 
bekommen! 

 

 

 

 

 

 

Oft wird von den Vertretern christlicher Parteien besonders vor Wahlen die "christliche 
Wertegemeinschaft" beschworen. 

In den Kreuzzügen spielten die christlichen Werte keine Rolle, die Feinde wurden abgeschlachtet. 

Die religiösen Machthaber haben Glaubenskriege verursacht, in denen Millionen von Menschen 
sterben mussten. 

Für die katholische Inquisition spielten bei der Verbrennung der Hexen und Ketzer die christlichen 
Werte keine Rolle. 
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Priester und Ordensleute, die sexuellen Missbrauch treiben, vergessen die christlichen Werte und 
entgehen häufig ihrer gerechten Strafe. Sie sollten nicht länger Nutznießer von Gehältern und 
Ruhegeldern sein, die mit Steuermitteln finanziert werden. 

 

 

Wir Menschen unterliegen ausnahmslos den Gesetzen der Natur, mag die Sehnsucht nach einem 
persönlichen ewigen Leben noch so groß sein. 

Werden und Vergehen sind ganz natürliche Vorgänge. Die Natur bestimmt Anfang und Ende des 
einzelnen Lebens und bedient sich mit Erfolg der Sexualität zur Arterhaltung. 

Eine Wiederauferstehung des vergangenen Lebens ist von Natur aus nicht vorgesehen,  weder bei 
den Pflanzen, Tieren noch bei den Menschen, Ausnahmen gibt es nicht. 

Das dynamisch wirkende Universum sieht nach meiner festen Überzeugung auch gar keine ewigen 
Einrichtungen vor, in denen man sich ewig aufhalten könnte.   

 

 

Im Alten und Neuen Testament wird von "Zeichen" gesprochen.   

Für mich handelt es sich bei diesen "Zeichen" um Legenden, die aus einer orientalischen 
Erzählfreude hervorgegangen sein könnten. 

Zeichen und Wunder gibt es für mich nicht, aber Erkenntnisse der Wissenschaft. 

Schon Johann Wolfgang von Goethe wusste, dass mit Wundern Menschen gläubig gemacht werden 
können, wenn er in Faust I ausdrückt, das Wunder ist des Glaubens liebstes Kind. 
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Außerhalb der Naturgesetze gibt es keine Ereignisse, die irgendjemand als Wunder bewirken 
könnte. Die wahren Wunder spielen sich in der Natur ab, z.B. in unserem Körper, wenn wir täglich 
12 000 Liter Atemluft atmen und unser Herz 7000 - 10 000 Liter Blut durch unseren Körper pumpt, 
damit 25 Billonen Blutkörperchen unsere Zellen mit Sauerstoff versorgen können, zu denen auch 
die 100 Milliarden Nervenzellen in unserem Gehirn gehören. 

 

Die Gierigen dominieren, bedienen sich einer gewissen Propaganda und finden immer willige 
Anhänger. Auf dem Höhepunkt ihrer Macht genießen sie Einfluss und Reichtum. 

Die Kleriker reden von Einrichtungen in der Ewigkeit und stellen Wunder als göttliche Ereignisse 
dar. 

Die Irrtümer der katholische Kirche sind bekannt, es gab die blutigen Religionskriege, die 
Hexenverbrennungen und die Vernichtung Andersdenkender. 

Die berühmten Männer Kopernikus, Galilei, Darwin und Einstein bekamen alle den Widerstand der 
katholischen Kirche zu spüren. 
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Zur Zeit führen die sexuellen Missbrauchsfälle und Finanzskandale laufend zu Kirchenaustritten. 

 

 

Das Verhalten der Menschen 

Täglich hören wir von Kriegen, Terror, Machtbesessenheit, sexuellen Missbrauch, Verbrechen, von 
Größenwahn, Unmenschlichkeit, von Grausamkeit. 

Über Habgier, Betrug, Lügen, Gier, Täuschung, Herrschsucht, Ausbeutung, Mord und Totschlag wird 
täglich berichtet. 

Die christlichen Werte, wie Mitmenschlichkeit, Friedfertigkeit, Brüderlichkeit, Barmherzigkeit, 
Nächstenliebe, Wahrheitsliebe, Toleranz bleiben häufig auf der Strecke. 

Unzählige Erfindungen wurden gemacht. 

Ozeanriesen überqueren die Meere, Schnellzüge rasen über die Kontinente. Autos flitzen durch die 
Straßen, der Luftraum wurde erobert, Raumsonden umkreisen die Erde. 

Wir sind unterwegs zu fernen Planeten, Gravitationswellen erzählen uns von den Geheimnissen des 
Universums. Künstliche Intelligenz entsteht. 

 

Ein Blick ins Tierreich lässt Ansätze und Ähnlichkeiten im menschlichen Verhalten schon bei den 
Primaten beobachten. 

Die Primaten schließen Bündnisse, üben Verrat, kämpfen, erbeuten, schlagen und töten. Die 
Schimpansen führen Kriege. 

Sie umschmeicheln, betteln, erobern, bauen eine Rangordnung auf und gehen mit Brutalität vor. 
Neben Früchten fressen sie auch Fleisch. 

Mit unseren nächsten Verwandten haben wir vieles gemeinsam.   

Schimpansen gewinnen die Herrschaft über ihre Artgenossen und den Menschen geht es seit 
Menschengedenken um die Herrschaft über andere Menschen. 

Macht, Rang und Würde stehen an oberster Stelle. 

 

Die Evolution hat unterschiedliche Menschen hervorgebracht. 

Fanatische Machthaber unterdrücken die Menschenrechte, missachten die Meinungsfreiheit, die 
Würde der Menschen, sie bevormunden die Justiz, sie sperren Andersdenkende ein, lassen sie foltern 
und umbringen. 

Mit Raffinesse wird der Machtausbau betrieben und es finden sich immer genügend Gleichgesinnte, 
die mitmachen, wenn es darum geht, die demokratischen Rechte auszuschalten. 
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Es ist erwiesen, dass wir aus gemeinsamen Vorfahren der Primaten hervorgegangen sind und ein 
tierisches Erbe in uns tragen. 

Das Ich-Bewusstsein hat noch keinen Verbrecher von seinen Taten abgehalten, im Gegenteil. 

Unser Gehirn wird als Sitz der Seele bezeichnet. Das Gehirn ist der Speicher unseres Wissens. 

Man sagt, das Gehirn steuert unser Denken und Wollen. 

Dabei gibt es eine Menge von Reizen aus dem Körperinnern, die sich auf die zentrale Leitstelle des 
Gehirns auswirken. 

Hormonelle Einflüsse lassen Gefühle der Freude und der Angst entstehen. 

Wie abhängig ist unser Unterbewusstsein von Hormonen und Instinkten? 

Zahlreiche Reize kommen von außen, sie wirken aus allen möglichen Regionen auf uns ein und 
beeinflussen unseren Geist und unseren Instinkt. 

Mediziner und Psychologen können immer noch nicht überzeugend beschreiben, welche Einflüsse 
uns ausschließlich in die jeweiligen Zustände versetzen. 

 

 

 

Wir nehmen oft gar nicht wahr, wenn uns Menschen suggestiv beeinflussen und unsere 
Geisteshaltung manipulieren. Die unterschiedlichsten Ideologien wirken auf uns ein. 

Die Technik der Suggestion orientiert sich an der Schaffung eines Autoritätsgefälles. 

Die Theologen treten in ihrer Priesterschaft alle als Autoritäten auf und erheben für den Papst den 
Anspruch der Unfehlbarkeit. 

Mit Ritualen und Predigten stabilisieren sie die gewünschte Geisteshaltung. 

Politische und kirchliche Suggestionen finden wirkungsvoll statt. 

Wer sich darüber informieren will, dem empfehle ich das "Große Handbuch der Hypnose" von 
Werner J. Meinhold zu lesen. Es ist abrufbar unter www.ddb.de. 

Aufgezeigt wird die Theorie und Praxis der Fremd- und Selbsthypnose. Es werden Techniken 
aufgeführt, mit denen Einfluss im politischen und kirchlichen Bereich auf die Menschen ausgeübt 
wird. 

Man wundert sich mit welchen Mitteln der kritische Verstand ausgeschaltet werden kann. Das 
Entrinnen aus einer einmal festgelegten Indoktrination gelingt den wenigsten. 

Geschulten Rhetorikern gelingt es immer wieder ihre Zuhörer in den gewünschten Geisteszustand 

http://www.ddb.de/
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zu versetzen. 

Bei Kenntnis der vielseitigen Informationen wird klar, warum Menschen Suggestionen erliegen. Der 
Verfasser des Buches wollte weder eine Kirchen- oder Staatskritik üben. Wörtlich führt der Autor 
aus, Zitat: 

"Eine prinzipielle Wertung oder gar Abwertung kirchlichen oder staatlichen Bemühens um die 
Schaffung und Aufrechterhaltung von ethischen und sozialen Grundvereinbarungen ist  von mir nicht 
beabsichtigt und kann auch nicht Aufgabe dieses Buches sein. Im Interesse der Förderung 
individueller und kollektiver Entwicklung sowie eines ertragbaren Zusammenlebens innerhalb der 
menschlichen Gemeinschaft und anderer Daseinsformen sind ohne Zweifel einige allgemeine Regeln 
und die dazugehörenden Institutionen vonnöten. Inwieweit diese allerdings ihren meist humanistisch 
formulierten Zielen treu bleiben und tatsächlich hilfreich wirken, ist stets aufmerksam zu 
kontrollieren. 

Es hängt weitgehend davon ab, inwieweit sie dem Machtsog widerstreben, dem jede größere 
Institution ausgesetzt ist, sich aus der freien Entscheidung des einzelnen herauszuhalten." 

Der Auffassung des Verfassers schließe ich mich voll und ganz an. 

Schlusswort: 

Machthunger, Machtmissbrauch, Geldgier, Korruption, Egoismus, Steuerschwindel, 
Steuerverschwendung, Bestechung, Verbreitung von Lügen, Leben auf Kosten von anderen, 
Grausamkeiten, Rassismus, Unterdrückung, Ausbeutung, Unterdrückung der freien 
Berichterstattung, Ermordung von Journalisten, sexuellen Missbrauch und Verbrechen wird es 
immer geben. 

Der Journalismus berichtet über das Fehlverhalten der Menschen. Ich  bin stolz auf unseren freien 
Journalismus, der als vierte Gewalt im Staat die Winkelzüge und Machenschaften der Mächtigen 
und das Fehlverhalten der Kirchen vor Augen führt. Als Bürger einer Demokratie verfügen wir über 
ein Potential, das Änderungen herbeiführen kann, um ein besseres Miteinander zu erreichen. 

 

 

 

 

 

 


